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Einleitung 
"Eine supranationale Einrichtung [wie die EGKS) ... ist un-
abhängig von den nationalen Regierungen. Diese Unabhängig-
keit ist unwiderruflich wie die Übertragung der Befugnisse 
aus der sie entspringt."l) 
"Durch [Art. 24) soll lebendig zum Ausdruck kommen, daß das 
deutsche Volk zum mindesten entschlossen ist, aus der 
nationalstaatliehen Phase seiner Geschichte in die über-
nationalstaatliche Phase einzutreten. Wir wollten uns durch 
sie selber die Tore in eine neu gegliederte überstaatliche 
politische Welt weit öffnen. 2 ) 
Euphorische Äußerungen dieser Art waren bei der Ausarbeitung 
der in der vorliegenden Studie untersuchten Verfassungs-
normen, die die Übertragung von Hoheitsrechten auf die Euro-
päischen Gemeinschaften regeln, und anläßlich der Ratifi-
zierung der EG-Gründungsverträge 3 ) keine Seltenheit. Sie 
entsprechen den internationalistischen Tendenzen der Nach-
kriegszeit. 4 ) 1987, gut 40 Jahre nach der Ausarbeitung der 
hier analysierten Art. 24 Abs. l GG, Abs. 15 der Präambel 
der Verfassung der 4. Französischen Republik und Art. ll 
Cost., 35 Jahre nach der Ratifizierung des EGKSV und 30 
Jahre nach derjenigen der Römischen Verträge soll die Frage 
1) Robert Schuman, Vorwort zu Reuter. 
2) Abg. Dr. Schmidt, 2. Plenarsitzung des Parlamentarischen 
Rates vom 8. September 1948, Sten.Ber., S. 15 r, zitiert 
nach v.Mangoldt Art. 24 Anm. 2, S. 162. 
3) Im folgenden werden die drei rechtlich selbständigen 
Gemeinschaften EGKS, EWG und EAG unter dem Begriff der 
EG zusammengefaßt. 
4) Vgl. für die Bundesrepublik, v.Mangoldt Art. 24 Anm. 2, 
S. 162 f; für Italien, Cassese, in Branca, Art. 10/11 
Anm. I, S. 462, und Panebianco ZaöRV 40 (1980), S. 78. 
-2-
gestellt werden, wie die Übertragung von Hoheitsrechten auf 
die EG heute verfassungsrechtlich beurteilt wird. 
Der Ausdruck "Übertragung von Hoheitsrechten" ist der Ter-
minologie des GG entnommen. Er dient in dieser Arbeit zur 
Kennzeichnung des' zu untersuchenden Rechtsproblems, ohne daß 
hiedurch das Ergebnis in irgendeiner Weise präjudiziert 
werden soll. Dementsprechend wird auch der Terminus ''Zuer-
kennung von Hoheitsrechten'' synonym zu dem der ''Übertragung'' 
verwendet. 
Im ersten Teil der Arbeit werden die drei genannten Ver-
fassungsnormen analysiert. Die Darstellung folgt dabei dem 
im Anschluß an die Einleitung wiedergegebenen Fragenkatalog. 
Besonderer Wert soll hierbei auf die Stellungnahmen der 
Rechtsprechung gelegt werden. Die davon abweichenden Stimmen 
in der Literatur werden zwar zur Erläuterung der Fragen-
kreise herangezogen. Im Ergebnis soll jedoch idR der Recht-
sprechung gefolgt werden, um ein nah an der Praxis orien-
tiertes Ergebnis zu erhalten. In einem zweiten Teil werden 
dann Chancen und Grenzen einer europäischen Integration 




l) In welcher Rechtsquelle ist die Übertragung von Hoheitsrechten 
vorgesehen? 
Änderungen) 
(ggf. einschließlich Datum späterer Einfügung und 
2) In welcher Form und in welchem Verfahren erfolgt die Übertragung? 
3) Welche Staatsorgane sind zuständig für die Übertragung? 
4) Welchen inhaltlichen Beschränkungen unterliegt die Übertragung? 
5) Welche Anforderungen werden an den Adressaten des Übertragungsaktes 
gestellt? 
6) Besteht eine rechtliche Verpflichtung zur Übertragung? 
7) Was ist Gegenstand der Übertragung? 
8) Welche Folgen hat die Übertragung für die innerstaatliche Rechtsordnung? 
9) Gestattet das nationale Recht die Einräumung eines Vorrangs zugunsten 
des Rechts der EG? 
10) Erfolgt eine ständige Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit der 
EG-Rechtsakte? Nehmen die staatlichen Organe im Konfliktfall eine 
Verwerfungskompetenz für sich in Anspruch? 
11) Ist nach der Übertragungsnorm eine EG-interne Kompetenzerweiterung 
rechtlich zulässig? 
12) Gestattet die Übertragungsnorm die Eingliederung des Mitgliedstaates in 
einen europäischen Bundesstaat? 
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Hauptteil 
A) Verfassungsrechtliche Grundlagen 
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I) Bundesrepublik Deutschland 
1) Rechtsquelle 
Die Übertragung von Hoheitsrechten ist im Grundgesetz für 
die Bundesrepublik Deutschland vorn 23. Mai 1949 geregelt. 
Der entsprechende Art. 24 Abs. l GG lautet: "Der Bund kann 
durch Gesetz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrich-
tungen übertragen."l) Die Bestimmung war von Anfang on Teil 
der Verfassung. 2 ) Sie ist bisher nich~ modifiziert worden. 
2) "Durch Gesetz" -Form und Verfahren der Übertragung 
Gemäß Art. 24 Abs. 1 GG erfolgt die Übertragung von Hoheits-
rechten "durch Gesetz". Bei der Auslegung dieses Begriffes 
sind. folgende Problernkreise zu unterscheiden: 
1) BGBl. 1949, S. l, 4. Englischer Text: "The Federation 
may, by legislation, transfer sovereign powers to 
international institutions'', zitiert nach Blaustein/ 
Flanz "-VI, S. 50. 
2) Vgl. Art. 24 HChE, abgedruckt in JöR 1 (1951), S. 222. 
Der Parlamentarische Rat verhandelte diesen Artikel 
unter den Bezeichnungen Art. 29, 29a und 30, vg1. 
v.Mangoldt, Art. 24, S. 161; JöR 1 (1951), S. 222. 
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a) Gesetz im formellen Sinne 
zunächst stellt sich die Frage, ob "Gesetz" iSd Art. 24 Abs. 
1 GG nur ein Gesetz im formellen Sinne, d.h. ein Parlaments-
gesetz, oder auch ein Gesetz im materiellen Sinne, also eine 
Rechtsverordnung, sein kann. 
In der Literatur wird überwiegend die Meinung vertreten, 
Art. 24 Abs. 1 GG erfordere ein formelles Gesetz. Di• Vor-
schrift sei strikt auszulegen, über das Ob und Wie der Über-
tragung müsse der Gesetzgeber selbst entscheiden. 1 ) Zur 
Stützung dieser Auffassung wird auf den Wortlaut des Art. 24 
Abs. 1 GG verwiesen. "Durch Gesetz" bedeute nach der allge-
meinen Terminologie des GG durch formelles Gesetz. Hätte in 
den Augen des Verfassungsgebers auch ein Gesetz im materi-
ellen Sinne genügt, so hätte er die Wendung "auf Grund Ge-
setzes" verwenden müssen. 2 ) Darüberhinaus ergebe sich das 
Erfordernis eines formellen Gesetzes aus Art. 59 Abs. 2 GG. 
Die Gesetze, mit denen Hoheitsrechte übertragen werden, 
seien Zustimmungsgesetze, die die politischen Beziehungen 
des Bundes iS dieser Vorschrift berührten. 3 ) 
Die Notwendigkeit eines parlamentarischen Gesetzgebungsaktes 
wird weiterhin aus dem besonderen Gewicht hergeleitet, das 
die Gründung einer zwischenstaatlichen Einrichtung 
1) Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 20; Stern§ 15 II 7, 
s. 532. 
2) Vgl. Maunz, in MDHS, Art. 24, II Anm. 2 Rn. 14. Vgl. 
Gebrauch dieser beiden Termini im GG 
Gesetzesvorbehalte im Grundrechtskatalog. 





Abs. 1 Satz 2; Art. 12a Abs. 5 Satz 2; Art. l2a Abs. 6 
Satz 1; Art. 14 Abs. l Satz 2; Art. 14 Abs. 3 Satz 1; 
Art. 15 Satz 1; Art. 19 Abs. l. 
"Auf Grund Gesetzes": Art. 2 Abs. Satz 2; Art. 6 
Abs.3; Art. Abs. 2; Art. 10 Abs. 2 Satz 1; Art. ll 
Abs. 2; Art. 12 Abs. 1 Satz 2; Art. l2a Abs. 5 Satz 2; 
Art. l2a Abs. 6 Satz 1; Art. l3 Abs. 3; Art. 14 Abs. 3 
Satz 1; Art. 16 Abs. 1 Satz 2; Art. 19 Abs. l. 
3) Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 15. 
-7-
Art. 24 Abs. 1 GG habe.', Zudem wird vorgebracht, die Über-
tragung stelle einen Eingriff in die Gesetzgebungszuständig-
keit des Parlaments dar. Aus diesem Grunde sei ein "Akt ver-
fassungsorganisatorischer Kompensation" i.F. eines formellen 
Gesetzes erforderlich. 2 l Schließlich wird angeführt, daß ein 
Fehler im Rahmen der Übertragung von Hoheitsrechten außen-
politisch nur schwer korrigierbar sei. Ein formelles Gesetz 
und die dadurch notwendigerweise geführte parlamentarische 
Diskussion böten in diesem Zusammenhang die beste Gewähr für 
eine "richtige" Entscheidung.3l 
Auch das BVerfG legt den Gesetzesvorbehalt in Art. 24 Abs. 1 
GG eng aus. Für die Übertragung von Hoheitsrechten fordert 
es ein Gesetz im formellen Sinne und hält eine Rechtsverord-
nung für unzureichend.•, Allerdings hat es im "Eurocontrol-
Urteil" entschieden, daß die" ... sachliche Reichweite des 
Gesetzesvorbehalts in Art. 24 Abs. 1 GG ... auch mit Blick 
auf die Art und Weise zu bestimmen [ist], in der Einrichtun-
gen im Sinne dieser Vorschrift auf der zwischenstaatlichen 
Ebene errichtet werden und funktionieren." Da dies allgemein 
im Rahmen eines Integrationsprozesses erfolge, sei ein Ge-
setz im formellen Sinne entbehrlich, " ... wo bereits der 
Gründungsvertrag, dem durch Gesetz zugestimmt worden ist, 
diesen künftigen Vollzugsverlauf hinreichend 
normiert hat Je technischer das zu 
bestimmbar 
übertragende 
Hoheitsrecht ist, je mehr es sich vor dem Gesamtgefüge der 
schon übertragenen Hoheitsrechte als bloß technisch-instru-
mentale Ergänzung im Hinblick auf die wirksame Verfolgung 
bereits wahrgenommener Aufgaben und ausgeübter Kompetenzen 





Rojahn JZ 34 (1979), S. 122. 
Rojahn JZ 34 (1979), S. 122 f. Ähnlich Rojahn, in 
7.Hünch, Art. 24 Rn. 21; Tomuschat, in BK, Art. 24 
Rn. 32; BVerfGE 58, 1. 36. 
Vgl.die abweichende Meinung des Richters Habrenholz im 
"l!achrüstungs-Urteil", BVerfGE 68, 1, 113 f; Tomuschat, 
in BK, Art. 24 Rn. 32; vgl. auch Rojahn JZ 34 (1979), 
s. 121. 
BVerfGE 58, 1, 35. 
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zusätzliches Übertragungsgesetz geboten."'' Es hielt den 
Erlaß eines neuen Übertragungsgesetzes für unnötig, da das 
Parlament dem Eurocontrol-Vertrag zugestimmt hatte und das 
streitige Gebühreneinziehungsrecht von Eurocontrol in diesem 
Vertrag bereits binreichend bestimmbar verankert war. 21 Den 
Gedanken der "Vesentlichkeitstheorie", der in den o.g. 
Argumenten Rojahns anklingt, 31 hat das BVerfG im Rahmen des 
Art. 24 Abs. 1 GG für unanwendbar erklärt. Art. 59 Abs.2 und 
Art. 24 GG seien insoweit abschließend.•• 
Demnach ist für die Übertragung von Hoheitsrechten grund-
sitzlieh 
Gesetz 
ein Gesetz im formellen 







Grundentscheidungen bzgl. der an die zwischenstaatliche Ein-
richtung übertragenen Hoheitsrechte bereits in einem 
formellen Gesetz getroffen wurden und es nur noch um die 
Regelung von technischen Detailfragen geht. 
b) Hit einfacher Mehrheit zu beschließendes Gesetz 
Weiterhin ist fraglich, ob das Gesetz mit einfacher oder 
qualifizierter Mehrheit zu verabschieden ist. Die einhellige 
Auffassung geht dahin, daß eine einfache Mehrheit genügt. 
Dies ergebe sich bereit aus der Entstehungsgeschichte. Ein 
Antrag des Abg. Dr. Seebohm, die Übertragung von der 
Zustimmung einer verfassungsändernden Mehrheit abhängig zu 
1) BVerfGE 58, 1, 36 f; bestätigt in BVerfGE 68, 1, 98. 
2) BVerfGE 58, 1, 38. 
3) Rojahn verweist in seiner Argumentation in JZ 34 (1979), 
S. 121 f auf die "Vesentlichkeitstheorie". 
4) BVerfGE 68, 1, 109. 
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machen, wurde im Parlamentarischen Rat zurückgewiesen. l) 
Zur Begründung wurde vor allem darauf hingewiesen, daß man 
die Integration möglichst leicht machen wolle. 2 ) In die 
gleiche Richtung zielt das Argument Oppermanns, der auf eine 
Erleichterung der Handlungsfähigkeit der Bundesrepublik ver-
weist.3) Die Beschränkung auf eine einfache Mehrheit wird 
darüberhinaus mit den Argumenten gerechtfertigt, Art. 24 
Abs. 1 GG statte den Gestzgeber mit außerordentlichen Voll-
machten aus 4 ) 
Art. 79 Abs. 
und Art. 24 Abs. 1 GG sei lex specialis zu 
GG 5 l. Schließlich wird geltend gemacht, daß 
das GG die Verfassungsänderung bereits vorweggenommen habe 
und nur noch der Vollzug im Einzellfall durch einfaches Ge-
setz erfolgen solle. 6 ) Somit ist festzuhalten, daß für die 
Verabschiedung eines Übertragungsgesetzes, soweit es nach 
der obigen Darstellung .der parlamentarischen Zustimmung 
bedarf, eine einfache Mehrheit genügt. 
c) Einspruchsgesetz 
Das dritte Problem in diesem Rahmen ist die Frage, ob das 
Übertragungsgesetz der Zustimmung der Länder bzw. des Bun-
desrates bedarf. Das Erfordernis der Zustimmung ließe sich 
damit begründen, daß Zustimmungsgesetze zu internationalen 
Verträgen, die gleichzeitig Übertragungsgesetze iSd Art. 24 
Abs. 1 GG sind, 7 l stets Verträge sind, die die politischen 
Beziehungen des Bundes regeln und daher gern. Art. 59 Abs. 2 
l) Vgl. v.Mangoldt, Art. 24, S. 162; 6. Sitzung des 
Hauptausschusses Sten.Ber., S. 69. 
2) Vgl. v.Mangoldt, Art.24, S. 162; Thieme VVDStRL 18 
(1959), S. 56.; Vors, Dr. Schmidt, 6. Sitzung des 
Hauptausschussesv Sten.Ber., S. 69. 
3) Oppermann, Integration und GG, S. 94. 
4) Stein § 15 II 7 a, S. 533. 
5) Ter-Nedden, S. 40. 
6) Schlenzka, S. 85. 
7) Vgl. Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 29; Rojahn, in 
v.Münch, Art. 24 Rn. 21. 
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Satz l GG der Zustimmung bedürfen. l) 
Einer derartigen Annahme steht jedoch die Entstehungsge-
schichte des Art. 24 Abs. l GG entgegen. Ein dahingehender 
Antrag, ebenfalls vom Abg. Dr. Seebohm eingebracht, wurde 
vom Parlamentarischen Rat abgelehnt. 2 ) Auch hier wird 
wieder das Argument vorgetragen, die Übertragung solle be-
sonders leicht gemacht werden. 3 ) Auch der Wortlaut der Vor-
schrift deutet nicht auf eine generelle Zustimmungsbedürf-
tigkeit hin. 4 ) Demgemäß geht die überwiegende Meinung davon 
aus, daß die Frage, ob ein Einspruchs- oder ein Zustimmungs-
gesetz vorliegt, nach allgemeinen Regeln zu entscheiden 
ist.
5 ) D.h., das Übertragungsgesetz ist nur dann zustim-
mungsbedürftig, wenn sich dies auf Grund seines Inhalts aus 
einer Grundgesetzbestimmung ergibt. 6 ) Allein aus der Tat-
sache, daß Länderhoheitsrechte übertragen werden, ergibt 
sich die Zustimmungsbedürftigkeit allerdings nicht. 7 ) 
Als Ergebnis ist somit festzuhalten, daß für die Über.tragung 
von Hoheitsrechten grundsätzlich ein Gesetz im formellen 
Sinne erforderlich ist, unter engen Voraussetzungen aber 
auch ein Gesetz im materiellen Sinne, also z.B. eine Rechts-
verordnung, genügen kann~ Soweit ein Gesetz im formellen 
Sinne erforderlich ist, ist ein mit einfacher Mehrheit zu 
beschließendes Einspruchsgesetz zu verabschieden. 
l) Vgl. hierzu Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 40. 
2) 6. Sitzung des Hauptausschusses Sten.Ber., S. 70 und 
29. Sitzung Sten.Ber., S. 346. 
3) Vgl. Menzel, in BK, Art. 24, I. S. 5. 
4) Vgl. Stern § 15 II 7 a , s. 532. 
5) Ter-Nedden, S. 39; Maunz, in MDHS, Art. 24, II Anm. 2 b 
cc Rn. 14; Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 31; Zuleeg, in 
AK, C Art. 24 Rn. 27. 
6) Zu dieser allgemeinen Regel siehe Stein§ 26 IV, S. 282. 
7) Zuleeg, in AK, C Art. 24 Rn.27. 
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d) Abschluß eines völkerrechtlichen Vertrages 
Erfolgt die Übertragung von Hoheitsrechten nach dem Wortlaut 
des Art. 24 Abs. 1 GG "durch Gesetz", so ist damit doch nur 
der innerstaatliche Teil des Übertragungsaktes angesprochen. 
Nach einhelliger Auffassung bedarf es für die Übertragung 
darüberhinaus des Abschlusses eines daraufhingerichteten 
völkerrechtlichen Vertrages. 1 ) Nur die gern. Art. 59 Abs. 
Satz 1 GG erforderliche parlamentarische Zustimmung erfolgt 
durch Gesetz iSd Art. 24 Abs. l GG. 
3) "Der Bund" - Zuständigkeit für die Übertragung 
zuständig für die Übertragung von Hoheitsrechten ist 
"der Bund". Darunter kann man einerseits den Zentralstaat 
''Bund'' verstehen. Das hätte zur Folge, daß der Bund auch nur 
Bundeskompetenzen übertragen könnte. Eine Übertragung von 
Länderhoheitsrechten würde, mangels eigener Integrations-
kompetenz der Länder, 2 ) zunächst eine Verfassungsänderung 
zugunsten des Bundes erfordern. Erst dann könnte er die ihm 
neu zugestandenen Kompetenzen auf die zwischenstaatliche 
Einrichtung weiterübertragen. 3 ) 
Dieses umständliche Verfahren wird der Entscheidung zu-
gunsten einer möglichst einfachen und ohne innerstaatliche 
l) BVerfGE 52, 187, 199; 68, l, 98; Tomuschat, in BK, 
Art. 24 Rn. 26; Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 15. 
2) Stern § 15 II 8, S. 534; Maunz, in MDHS, Art. 24, II 
Anm. l Rn. 13; Zuleeg, in AK, C Art. 24 Rn. 32. 
3) Vgl. Maunz, in MDHS, Art. 24, II Anm. l Rn. 13. 
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Hindernisse belasteten europäischen Integration1 ) nicht ge-
recht. Aus diesem Grunde ist unter dem Begriff ''Bund'' in 
Art. 24 Abs. 1 GG der Gesamtstaat Bundesrepublik Deutschland 
zu verstehen. Die Kompetenzaufteilung in Bundeszuständig-
keiten einerseits und Länderzuständigkeiten andererseits, 
die im übrigeR das gesamte GG durchzieht, ist im Rahmen des 
Art. 24 Abs. 1 GG aufgehoben. 2 ) 
Normadressat des Art. 24 Abs. 1 GG ist mithin der Gesa~t­
staat. Die zur Übertragung von Hoheitsrechten ermächtigten 
Organe sind die Bundesorgane. Da die Übertragung im Wege des 
Abschlusses eines völkerrechtlichen Vertrages und der Verab-
schiedung eines darauf gerichteten parlamentarischen zu-
stimmungsgesetzes erfolgt, sind im einzelnen folgende Organe 
beteiligt. Die .Bundesregierung handelt das völkerrechtliche 
Abkommen mit den anderen Vertragspartnern aus. Anschließend 
bringt sie den Entwurf des parlamentarischen Zustimmungsge-
setzes im Parlament ein. Gern. Art. 76 ff GG ist· dieses Ge-
setz von Bundestag und Bundesrat zu verabschieden. Der Bun-
despräsident verkündet das Zustimmungsgesetz gern. Art. 82 
Abs. l Satz 1 GG und ratifiziert den völkerrechtlichen Ver-
trag gern. Art. 59 Abs. 1 Satz 2 GG. Die für die Übertragung 
zuständigen Organe sind somit Bundesregierung, Bundestag, 
Bundesrat und Bundespräsident. 
1) Vgl. zu diesem Hauptanliegen des Art. 24 Abs. 1 GG 
Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 4; Abg. Dr. Schmidt in 
der 29. Sitzung des Hauptausschusses des Parlamen-
tarischen Rates, Sten.Ber., S. 346; Ter-Nedden, S. 32; 
Stern § 15 II 8, s. 534. 
2) Maunz, in MDHS, Art. 24, II Anm. 1 Rn. 13. Vgl. hierzu 
auch die Ausführungen unter A I 13. 
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4) Inhaltliche Beschränkungen der Übertragung 
rechten (''strukturelle Kongruenz'') 
von Hoheits-
Zur Frage, welchen Schranken die Übertragung von Hoheits-
rechten unterliegt, werden drei Auffassungen vertreten~ Nach 
der ersten Meinung unterliegt die Übertragung keinerlei Be-
schränkungen. Als ein Akt der Verfassungsgebung sei die 
Übertragung gern. Art. 24 Abs. 1 GG nicht den Schranken des 
Art. 79 Abs. 3 GG unterworfen. 1 ) Diese Vorschrift beziehe 
sich nur auf die in den Absätzen l u. 2 beschriebene Verfas-
sungsänderung, nicht aber auf die in Art. 24 Abs. l GG ange-
sprochene Verfassungsgebung. 2 ) 
Diesem systematischen Argument ist entgegenzuhalten, daß der 
Erlaß eines Gesetzes nach Art. 24 Abs. 1 GG ein Akt der Ver-
fassungsbetätigung und nicht der Verfassungsgebung ist. J) 
Werden durch Gesetz Hoheitsrechte übertrage';!-, so r.immt der 
Bundesgesetzgeber die Kompetenz in Anspruch, die ihm der 
Verfassungsgeber eingeräumt hat. Art. 24 Abs. 1 GG ermäch-
tigt nicht zur Schaffung einerneuen Verfassung. 4 ) Hierzu 
ist nur der pouvoir constituant fähig, wie sich auch Art. 
146 GG entnehmen läßt. Außerdem ist zu bedenken, daß Art. 79 
Abs. 2 GG bereits für den Akt einer Verfassungsänderung 
Zweidrittelmehrheiten verlangt. Urnso weniger kann dann ein 
Akt der Verfassungsgebung lediglich der einfachen Mehrheit 
unterworfen sein. Mithin kann dieser Auffassung nicht ge-
folgt werden. 
Die entgegengesetzte, restriktive Position wird unter dem 
Stichwort der 1'Strukturellen Kongruenz 1' vertreten. Danach 
l) Schlenzka, S. 213. 
2) Kisker, S. 129 f; Emrich, S. 124 f; Erichsen VArchiv 64 
(1973), s. 108. 
3) Erler VVDStRL 18 (1959), S. 40; a.A. Klein ZaöRV 35 
(1975), s. 70. 
4) Vgl. BVerfGE 37, 271, 279. 
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hat die Organisation der zwischenstaatlichen Einrichtung 
den Anforderungen zu entsprechen, die das GG an die Bundes-
republik stellt. 1 ) 
Dieser Auslegung steht jedoch der Grundsatz der "Einheit der 
Verfassung" entgegen. Ihmzufolge sind die Normen des GG 
stets so auszulegen, daß sie nicht in Widerspruch zu anderen 
Verfassungsvorschriften geraten. 2 ) Erklärt man die durch 
Art. 79 Abs. GG geschützten Verfassungsprinzipien für 
sakrosankt, so wird man dem in Art. 24 Abs. l GG nieder-
gelegten Grundsatz der Integrationsbereitschaft nicht ge-
recht.]) Die Bundesrepublik könnte nurmehr mit Staaten 
kooperieren, deren Grundrechtsschutz, Rechtsschutzsystem, 
bundesstaatlicher Aufbau etc. ein gerraues Spiegelbild der 
Rechtsordnung der Bundesrepublik wäre. Dies würde in praxi 
zur Integrationsunfähigkeit der Bundesrepublik führen. 4 ) 
Man bedenke nur, daß die Bundesrepublik der einzige Mit-
gliedstaat der EG mit föderaler Strukt;rr ist. Vor dem Hin-
tergrund der geschichtlichen Situation, tn der das GG und 
die Normen der Art. 24 Abs. 1 und Art. 79 Abs. 3 GG geschaf-
fen wurden, erscheint die strikte Bindung an Art. 79 Abs. 
GG nicht gerechtfertigt. Der Verfassungsgeber wollte keine 
1) Der Begriff stammt von Kraus, Wehrbeitrag II, unter II, 
S. 546. Vgl. auch Kraus, Wehrbei~rag II, s. 837. 
Bleckmann, Souveränitätsverständnis, S. 64-66; Maunz, in 
MDHS, Art. 24, II Anm. 2 c bb Rn. 16; Stern § 15 II 9, 
S. 535; Thieme VVDStRL 18 (1959), S. 62; Badura VVDStRL 
23 (1964), S. 67; i.E. Oppermann, Integration und GG, 
S. 100, der dies mit einem a maiore ad minus - Argument 
im Verhältnis von Art. 79 Abs. 2 zu Art. 24 Abs. 1 GG 
begründet; Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 50 plädiert für 
eine analoge .\nwendung der Grundsätze des Art. 79 Abs. 3 
GG; siehe auch Tomusohat EuR 20 (1985), s. 353, wo der 
Autor ausdrücklich auf eine Identität der Rechtsordnun-
gen verzichtet. 
2) BVerfGE 1, 14, 32; 19, 206, 220; 30, 1, 19; 34, 165, 
183; 52, 223, 246; Hesse Rn. 71, s. 26 f. 
3) Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 38 in Bezug auf das 
Bundesstaatsprinzip. Vgl. auch Schlenzka, s. 175 u. 216; 
Grabitz, SR-Anhörung, Anlage 1, These I 1 a (1), s. 2. 
4) BVerfGE 58, 1, 41 zur Ausgestaltung des Rechtsschutz-
systems. Vgl. auch Ter-Nedden, s. 52. 
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Form friedlicher Integration ausschließen. l) Das Prinzip 
der ''strukturellen Kongruenz'' ist daher abzulehnen. 
Zwischen den beiden Auffassungen hat sich eine dritte her-
ausgebildet, die heute als herrschend bezeichnet werden 
kann.· Danach darf die "Identität der geltenden Verfassung 
der Bundesrepublik Deutschland durch Einbruch in die sie 
konstituierenden Strukturprinzipien" auf dem Wege der Über-
tragung von Hoheitsrechten nicht verändert werden. 2 ) 
Während Einigkeit darüber herrscht, daß nur die Kernsubstanz 
der Rechtsordnung des GG geschützt sein soll, herrscht eine 
große Meinungsverschiedenheit darüberi was im einzelnen zum 
Kern der Verfassungsordnung gehört. Dem nachzugehen würde 
den Rahmen dieser rechtsvergleichenden Untersuchung spren-
gen. Es soll hier genügen, einige Grundgedanken wieder-
zugeben. 
Zunächst wird hervorgehoben, daß de.r dem GG zu entnehmende 
Grundsatz der Integrationsbereitsch~ft dazu dränge, im 
Rahmen des Integrationsprozesses des Art. 24 Abs. 1 GG 
1) Vgl. die Äußerung des Vorsitzenden Dr. Schmidt in der 6. 
Sitzung des Hauptausschusses des Parlamentarischen 
Rates, Sten.Ber., S. 69: nwir waren der Meinung, daß ... 
... zum Ausdruck gebracht werden sqll, daß dieses Land 
grundsätzlich bereit ist, internationalen Organen, 
zwischenstaatlichen Einrichtungen beizutreten, also die 
Internationalisierung der politischen Wirklichkeit 
möglichst aktiv zu fördern. 1' 
Vgl. auch die Äußerung des Abg. Dr. Eberhard in der 29. 
Sitzung des Hauptausschusses des Parlamentarischen 
Rates, Sten.Ber., S. 346: " ... wir haben uns dazu 
entschlossen, im Grundgesetz zu sagen, daß durch 
einfaches Gesetz Hoheitsrechte übertragen werden können, 
um unsere Bereitschaft eindeutig festzulegen, in der 
europäischen Ordnung und in der friedlichen Ordnung der 
Welt unsere Rolle dadurch zu spielen, daß wir es leicht 
machen, Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtun-
gen zu Übertragen.'' 
2) BVerfGE 37, 271, 279; 58, 1, 40 m.w.N.; BVerfG NJW 40 
(1987), 577, 580; Minderheitenvotum BVerfGE 37, 271, 
298; Ipsen EuR 10 (1975), S. 8; Gramlich, S. 94; i.E. 
wohl auch Tomusohat vgl. EuR 20 (1985), S. 353. 
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Kompromisse einzugehen. So müsse der Grundrechtsschutz der 
neu zu schaffenden Rechtsordnung kein gerraues Spiegelbild 
des GG sein.
1 ) Ebensowenig sei es erforderlich, daß die 
zwischenstaatliche Einrichtung ein mit dem GG identisches 
Rechtsschutzsystem aufweise. Es müsse lediglich sicherge-
stellt werden, daß überhaupt ein effektiver Rechtsschutz ge-
währt wird.
2 ) In gleicher Weise werden die Anforderungen 
des Demokratieprinzips im Hinblick auf die zwischenstaat-
liche Einrichtung abgeschwächt. IdR habe diese Organisation 
nur einen begrenzten Aufgabenbereich. Es handle sich meist 
um eine technische Zusammenarbeit der Staaten auf begrenzten 
Gebieten. Je technischer die Zusammenarbeit sei, desto 
weniger sei eine unmittelbar demokratische Legitimation der 
Organisation erforderlich. 3 ) Hervorzuheben bleibt noch, daß 
das. BVerfG die Grundrechte zur unantastbaren Grundstruktur 
der Verfassung rechnet. 4 ) 
M.E. ist die Auseinandersetzung· um die Frage, welchen 
Beschränkungen die Übertragung :von Hoheitsrechten unter-
liegt, von zwei Eckpunkten bestimmt. Einerseits ist zu be-
achten, daß die Grundsätze über den Staatsaufbau, wie z.B. 
das Demokratieprinzip, im Kampf des Bürgers um seine Frei-
heit gegenüber der Allmacht des Staates entstanden sind. 5 ) 
Auf zwischenstaatliche Einrichtungen mit begrenztem Tätig-
keitsbereich sind diese Strukturprinzipien nur bedingt über-
l) Schlenzka, S. 230; Ipsen EuR 10 (1975), S. 12; Rojahn, 
in v.Münch, Art. 24 Rn. 36. 
2) BVerfGE 58, l, 41; Ter-Nedden, S. 56; Rojahn, in 
v.Münch, Art. 24 Rn. 35 f. 
3) Erler VVDStRL 18 (1959), S. 42 f. Allgemein zu den 
Strukturprinzipien des Art. 79 Abs. 3 GG, Ter-Nedden, 
s. 58. 
4) BVerfGE 37, 271, 280; BVerfG NJW 40 (1987), 577, 580. 
5) Ter-Nedden, S. 52. 
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tragbar. 1 ) Eine rigide Projezierung der Rechtsordnung der 
Bundesrepublik auf die zu errichtende zwischenstaatliche 
Einrichtung wird diesem grundlegenden Unterschied nicht ge-
recht. Andererseits darf aber der Status des Bürgers durch 
die Übertragung von Hoheitsrechten auch nicht beschnitten 
werden. 2 ) Auf den Gebieten, auf denen ihm vorher die 
Staatsgewalt gegenüberstand, tritt ihm jetzt die Hoheitsge-
walt der zwischenstaatlichen Einrichtung entgegen. Diese 
darf gegenüber dem Bürger nicht wesentlich weitergehende 
Rechte haben als der vordem berechtigte Staat. 3 ) Dieser Ge-
danke kommt auch in der jüngsten Rechtsprechung des BVerfG 
zum Ausdruck, in der darauf abgestellt wird, daß bei der 
Übertragung von Hoheitsrechten entweder der Grundrechts-
schutz des GG aufrechterhalten wird oder statt dessen ein 
gleichwertiger Grundrechtsschutz durch die neu geschaffene 
Rechtsordnung der zwischenstaatlichen Einrichtung gewähr-
leistet wird. 4 ) 
Inhaltlich ist die Grenze der Übertragungsmöglichkeit m.E. 
erreicht, wo den Anforderungen der "freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung'', in dem vom BVerfG beschriebenen 
l) I.E. so auch Thieme VVDStRL 18 (1959), S. 59. Auch 
Schlenzka, S. 173, lehnt eine Anwendung der Grundsätze 
über den Staatsaufbau auf die EG mangels Staatsqualität 
ab. Er weist außerdem darauf hin, daß das Bedürfnis nach 
Grundrechtsschutz auf EG-Ebene nicht so groß ist, wie 
auf Staatsebene, da die EG dem Bürger nicht mit der 
Allmacht eines Staates gegenübertrete, S. 216. 
2) Vgl. Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 50, der eine 
Verschlechterung der Stellung des Bürgers nur zulassen 
will, soweit ''zwingende integrationspolitische Erforder-
nisse eine abweichende L5sung erfordern". Auch 
Ter-Nedden, S. 47, weist hierauf hin, begründet damit 
allerdings die Anwendbarkeit des Art. 79 Abs. 3 GG. 
3) Gramlich, S. 97. 
4) BVerfG NJW 40 (1987), 577, 580. 
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Sinn,
1 ) nicht mehr Genüge getan wird. Der Rückgriff auf 
diese Rechtsprechung erscheint dem Verfasser im Hinblick auf 
die ständige Fortentwicklung des EG-Rechts angemessener als 
die Inbezugnahme von Strukturprinzipien iSd Art. 79 Abs. 3 
iVm Art. 20 Abs. 1 GG. Der Gedanke der Erhaltung der die 
Verfassung konstituierenden Strukturprinzipien, wie er von 
Rechtsprechung und h.L. vorgetragen wird, kann so hin-
reichend konkretisiert werden, ohne gleich wieder in Verall-
gemeinerungen wie z.B. den Begriff des 11 Kerns der Gru'nd-
rechte' zu verfallen. Bezüglich der konkreten Ausgestaltung 
im Einzellfall ist zu beachten, daß 'Integration' iSd Art. 
24 Abs. l GG ein Akt des Zusammenwirkens mehrerer und nicht 
die Dominanz eines einzelnen Staates ist. 
völlige Übernahme seiner Rechtsordnung 
Keiner kann 
verlangen. 2 ) 
ginge aber auch zu weit, den Gesetzgeber im Rahmen des 




5) "Zwischenstaatliche Einrichtung' - Anforderungen an den 
Übertragungsempfänger 
Adressat der tibertragung ist eine ''zwischenstaatliche Ein-
richtung". Damit ist eine von Staaten gegründete internatio-
nale Organisation (governmental organization) gemeint. 
l) BVerfGE 2, 1, 12 f: "Zu den grundlegenden Prinzipien 
dieser Ordnung sind mindestens zu rechnen: die Achtung 
vor den im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten, 
vor allem dem Recht der Persönlichkeit auf Leben und 
freie Entfaltung, die Volkssouveränität, die Gewalten-
teilung, die Verantwortlichkeit der Regierung, die Ge-
setzmäßigkeit der Verwaltung, die Unabhängigkeit der 
Gerichte, das Mehrparteienprinzip und die Chancengleich-
heit für alle politischen Parteien mit dem Recht auf 
verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposi-
tion. n 
2) Schlenzka, S. 230; Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 33; 
Ipsen EuR 10 (1975), S. 13; Ipsen, EG-Recht, Anm. 2/37, 
s. 65. 
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Nicht-staatliche Organisationen (non-governmental organiz-
ations) scheiden somit als Empfänger des Übertragungsaktes 
l) 
aus. 
Ob sich aus der Bezeichnung ''zwischen-staatlich'' auch er-
gibt, daß der Fortbestand der Staatlichkelt der Bundesrepu-
blik gewährleistet sein muß, ist umstritten. 2 ) Bisher hat 
sich diese Frage in der Praxis noch nicht gestellt. Hält man 
die Eingliederung der Bundesrepublik in einen Bundesstaat 
auf der Grundlage des Art. 24 Abs. l GG für zulässig, so 
wird man die Frage verneinen müssen~ Hält man hingegen Art4 
24 Abs. l GG nicht für eine hinreichende Grundlage, so wird 
man sie bejahen müssen. Nach der hier vertretenen Auffassung 
setzt Art. 24 Abs. l GG den Fortbestand der Staatlichkelt 
der Bundesrepublik voraus. 3 ) 
Als weitere Anforderung wird die Mitgliedschaft der Bundes-
republik in der zwischenstaatlichen Einrichtung verlangt. 
Die Mitgliedschaft in dec Organisation und die Mitwirkung an 
der Ausübung der Hoheitsgewalt der zwischenstaatlichen Ein-
richtung sind die Kompensation für den Verlust der übertra-
genen Hoheitsrechte. 4 ) 
Eine andere Frage ist allerdings, ob die Bundesrepublik ein 
gleichberechtigtes Mitglied sein muß, wie dies zum Teil ge-
fordert wird. 5 ) Die Forderung der Gleichberechtigung er-
scheint überzogen. Zunächst spricht die historische Situa-
tion, in der Art. 24 Abs. l GG geschaffen wurde, gegen diese 
1) V.Mangoldt, Art. 24, S. 164; Zuleeg, in AK, C Art. 24 
Rn. 24; Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 45. 
2) Bejahend die Bundesregierung in ihrer Stellungnahme, 
Wehrbeitrag III, 4.Problemkreis, G Ziff. 3, S. 278-281. 
Verneinend Gramlich, S. 92. 
3) Siehe Gliederungspunkt AI 12. 
4) Vgl. Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 44; Maunz, in MOBS, 
Art. 24, II Anm. 5 b Rn. 22. 
5) Gramlich, S. 50o In diesem Sinne auch Ter-Nedden~ 
S. 43 f, der verlangt, daß zumindest keine einseitige 
und grundlose Benachteiligung vorliegt. 
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Forderung. l) 1948/49 war die im Aufbau begriffene Bundesre-
publik keineswegs ein gleichberechtigter Staat in der Völ-
kergemeinschaft. Sie hatte z.B. noch keine Souveränität in 
auswärtigen Angelegenheiten. In diesem Zusammenhang seien 
auch die "Feindstaatenklauseln" in Art. 53 und 107 der 1945 
geschaffenen UN-Charta 2 ) genannt, die primär dazu dienen 
sollten, den Staaten, die den zweiten Weltkrieg verursacht 
hatten, nicht die Vorzüge der neuen internationalen Rechts-
ordnung zukommen zu lassen. 3 ) Weiterhin spricht die Ab-
lehnung eines Antrags des Abg. Renner im Parlamentarischen 
Rat, wonach die Übertragung von Hoheitsrechten dadurch be-
dingt sein sollte, daß diese Rechte zuvor für die Bundesre-
publik begründet sind und die Bundesrepublik die volle 
Souveränität auf diesen Sachgebieten hat, gegen die Forde-
rung nach Gleichberechtigung. 4 ) Die Integration sollte so 
leicht wie möglich gemacht werden. 
Ein weiteres Argumen~~egen diese Auffassung ist die Überle-
gung, daß eine Diffe,enzierung der Mitwirkungsrechte der 
Mitgliedstaaten nach sachlichen Kriterien wie z.B. wirt-
schaftlicher Leistungskraft, Bevölkerungszahl, Betroffenheit 
von einer konkreten Regelung, eher zu annehmbaren Ergeb-
nissen führt als strikte Gleichbehandlung. Die Stimmenpon-
1) Maunz, in MDHS, Art. 24, I1 Anm. 5 b Rn. 22. 
2) Charta der Vereinten Nationen vom 2 6. Juni 1945, 
UN Conference on International Organization, Documents, 
Bd. XV (1945), s. 335 ff; BGBl. 1974 Teil II, 1397. 
3) Vgl. Kodjo, in Cot/Pellet, Art. 53 Anm. 2.1' s. 826 f 
und Ghebal i, in Cot/Pellet, Art. 107, s. 1410; Goodrich/ 
Hambro/Simons, Art 107' s. 636. 
4) Vgl. Menzel, in BK, Art. 24 Anm. I' s. 4. 
derierung in Organen 
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Internationaler 1) Rohstoffabkommen 
oder auch in der EG, vgl. Art. 148 EWGV für Abstimmungen im 
Ministerrat und Art. 138 EWGV für die Zahl der Abgeordneten 
des Europäischen Parlaments, findet heute weit mehr Unter-
stützung als das ''one man - one vote'' - System, das in der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen oft zu fragwürdi-
gen Beschlüssen führt. Eine gleichberechtigte Mitgliedschaft 
der Bundesrepublik in der zwischenstaatlichen Einrichtung 
ist daher nicht zu fordern. 2 ) 
Darüberhinaus wird verlangt, daß die zwischenstaatliche Ein-
richtung in ihrem Gründungsstatut mit Durchgriffsbefugnissen 
ausgestattet wird. 3 ) Dies ist eine logische Konsequenz aus 
der Definition der 11 Übertragung" von Hoheitsrechten, deren 
einer Teilaspekt die Durchgriffsbefugnis des neuen Hoheits-
trägers ist. 4 ) 
Aus dem Interpretationsgrundsatz der Einheit der Verfas-
sungS) ergibt si~h weiterhin, daß die zwischenstaatliche 
Einrichtung nicht gegen die Einheit Europas gerichtet sein 
darf (Präambel des GG), sich nicht gegen die VÖlkerverstän-
digung richten (Art. 9 Abs. 2 GG) und nicht die Planung 
eines Angriffs- und Eroberungskrieges zum Auftrag haben darf 
1) Z.B. Internationales Weizenabkommen von 1971 und 
Verlängerungsprotokoll von 1981, Annex A und B, 
Amtsblatt der EG, L 219, 9.8.1974, s. 25, und Amtsblatt 
der EG, L 155, 13.6.1981, S. 25, wonach die EG von je 






Nach dem Internationalen Zuckerabkommen von 1977, 
Annex V, UN/TD/Sugar 9/12, zitiert in EG-Kommission, 
s. 189, hat die EG 124 Stimmen der Exportstaaten im 
Zucker rat. 
Im Ergebnis ebenso: Maunz, in MDHS, Art. 24, II 
Rn. 22; Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 8. 
Stern § 15 II 3, S. 524; Rojahn JZ 34 (1979), 
Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 41; Zuleeg, 
C Art. 24 Rn. 24. 
Vgl. hierzu die Ausführungen unter A I 8. 
Vgl. dazu BVerfGE 1, 14, 32; 19, 206, 220; 30, 












(Art. 24 Abs. 2 und Art. 26 GG).l) Die Forderung, die 
zwischenstaatliche Einrichtung müsse demokratisch, recht-
staatlich und gewaltenteilig organisiert sein, 2 ) ist im 
Lichte der grundsätzlichen Entscheidung des GG zugunsten der 
Integration zu sehen. Sie ergibt sich aus Art. 24 Abs. 1 GG. 
Gefordert wird keine Identität, sondern das im Zusammenwir-
ken mit den anderen Staaten bei der Schaffung der zwischen-
staatlichen Einrichtung politisch Erreichbare genügt. 3 ) 
Der Adressat der "Übertragung" muß infolgedessen eine inter-
nationale, staatliche Organisation sein, in der die Bundes-
republik als weiterhin souveräner Staat Mitglied ist. Sie 
muß mit Durchgriffsbefugnissen ausgestattet sein, darf sich 
nicht gegen die Einheit Europas oder die Völkerverständig~ng 
richten, nicht die Planung eines Angriffs- und Eroberungs-
krieges zum Auftrag haben und, soweit politisch durchsetz-
bar, die Grundsätze der Demokratie, der Rechtstaatlichkeit 
und der Ge••altenteilung beachten. 
6) "Kann" - Keine rechtliche Verpflichtung zur Übertragung 
Eine Pflicht zur Integration besteht nach Art. 24 Abs. 1 GG 
nicht. Dies ergibt sich bereits aus dem Wortlaut, nach dem 
der Bund Hoheitsrechte übertragen "kann". Die Integrations-
ermächtigung des Art. 24 Abs. l GG fällt vielmehr in die 
Reihe der Staatszielbestimmungen. 4 ) Diese sind von allen 
politischen Organen der Bundesrepublik bei ihrer Tätigkeit 
l) Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 49. 
2) Gramlich, S. 45 m.w.N. und S. SO m.w.N. 
3) Vgl. Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 7. Insoweit sei auf 
die Diskussion um die ''strukturelle Kongruenz", AI 4, 
verwiesen. 
4) Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 5. 
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zu beachten, begründen jedoch keine rechtliche Verbindlich-
keit.1) Im Rahmen der Integrationstätigkeit hat der hierfür 
verantwortliche Gesetzgeber ein weites politisches Ermes-
sen.2) Gerichtlich nachprüfbar ist lediglich, ob nicht ein 
Fall offensichtlicher Willkür vorliegt. 3 ) 
7) "Hoheitsrechte" - Gegenstand der Übertragung 
Gegenstand der Übertragung sind "Hoheitsrechte". Mit diesem 
Begriff bezeichnet man einzelne, sachlich abgegrenzte Teile 
der umfassenden Staatsgewalt, d.h. der staatlichen Herr-
schaftsgewalt. 4 ) Mittels der Hoheitsrechte erläßt der Staat 
Regelungen in bezug auf die seiner Hoheitsgewalt unterste-
henden Personen und Sachen. 5 ) Herkömmlich werden die drei 
Bereiche Ge~etzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung vonein-
ander unterschieden. 6 ) Durch die Übertragung von Hoheits-
rechten erlangt die EG somit die Fähigkeit, auf den ent-
sprechenden Gebieten hoheitlich tätig zu werden. 
l) V.Mangoldt, Art. 24, s. 162; Tomuschat, in BK, Art. 24 
Rn. 5. Zum Begriff der Staatszielbestimmungen allgemein 
vgl. Maunz/Zippelius § 6 II 4 c; Scheuner, FS-Forsthoff, 
S. 325 ff; Lerche AöR 90 (1965), S. 341 ff. 
2) BVerfGE 58, 1, 28; Zuleeg, in AK, C Art. 24 Rn. 31. 
3) BVerfGE 58, 1, 28. 
4) Vg1. Ipsen, EG-Recht, Anm. 2/10, S. 54; Maunz, in MDHS, 
Art. 24 Anm. 4 Rn. 20; Ter-Nedden, S. 11. 
5) Vgl. Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 21; Zuleeg, in AK, 
C Art. 24 Rn. 22; Rojahn JZ 34 (1979), S. 119. 
6) Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 9. 
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8) Definition der "Übertragung" und ihre Rechtsfolge für die 
innerstaatliche Rechtsordnung 
a) Definition der "Übertragung" 
aa) Öffnung der deutschen Rechtsordnung 
Die "Übertragung" von Hoheitsrechten wird von Rechtsprechung 
und Lehre als Öffnung der deutschen Rechtsordnung interpre-
tiert. Sie erfolgt unter zwei Teilaspekten. Zum einen gibt 
die Bundesrepublik ihren innerstatlichen Ausschließlich-
keitsanspruch durch einseitigen Verzicht i.F. eines Gesetzes 
auf. Zum anderen übernimmt sie die völkerrechtliche Ver-
pflichtung, die mit unmittelbarer Rechtswirkung ausgestatte-
ten Hoheitsakte der zwischenstaatlichen Einrichtung im Bun-
desgebiet anzuerkennen. 11 Einige Autoren heben nur einen 
der beiden Teilaspekte hervor. 21 Teilweise wird statt von 
der Aner~ennung der Hoheitsakte der zwischenstaatlichen Ein-
richtung von der "Gestattung der Ausübung" der Hoheits-
gewalt]) oder von der "Öffnung des Souveränitltspanzers, so 
daß das EG-Recht einströmen kann• 41 gesprochen. Wie sich 
aus den gegenseitigen Verweisen ergibt, betreffen diese 
Unterschiede mehr die Formulierung als den Inhalt. 
1) Mit Abweichungen in der Formulierung: BVerfGE 37, 271, 
280; 58, 1, 28; 59, 63, 90; 68, 1, 90; BVerfG NJW 40 
(1987), 577, 579; Ipsen, EG-Recht, Anm. 2/15, s. 56; 
Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 19; Rojahn, in v.Münch, 
Art. 24 Rn. 17; Rojahn JZ 34 (1979), S. 119; Bünten, 
S. 76; Stern§ 15 II 3, S. 523: Zuleeg, in AK, c Art. 24 
Rn. 30. 
2) Z.B. im Minderheitenvotum im "Solange-Beschluß", BVerfGE 
37, 271, 296: "Verzicht auf die Ausübung von 
Hoheitsgewalt in bestimmten Bereichen"; Glaesner DÖV 12 
(1959), S. 653: "Verpflichtung der Staaten, nicht durch 
nationale Gesetzgebung tätig zu werden"; Schlenzka, 
S. 97: "Selbstbindung und Selbstbeschränkung der 
deutschen Staatsgewalt". 
3) Erler VVDStRL 18 (1959), S. 19. 
4) Bleckmann ZaöRV 35 (1975), s. 81 f. 
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Diese, heute gefestigte Deutung der "Übertragung" wurde zu 
Beginn der wissenschaftlichen Diskussion bestritten. Eine 
namentlich von Herzog, K.H. Klein und Ophüls vertretene Auf-
fassung betrachtete die "Übertragung" als Rechtsakt, durch 
den die Hoheitsrechte mit dinglicher Wirkung aus der deut-
schen Staatsgewalt ausscheiden. 11 
Den Vertretern der "dinglichen" Wirkung der Übertragung ist 
zuzugeben, daß sich die Hoheitsgewalt der Gemeinschaft von 
derjenigen der Mitgliedstaaten insofern ableitet, als diese 
die Gemeinschaftsgewalt durch völkerrechtlichen Vertrag ins 
Leben gerufen haben. Sie ist jedoch zugleich originär in dem 
Sinne, daß eine von den Mitgliedstaaten unabhängige Rechts-
ordnung geschaffen wurde. 21 Zwar überschneiden und berühren 
sich die Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten und der Gemein-
schaft in einigen Punkten. Sie sind aber grundsätzlich unab-
hängig voneinander. 31 In ihrer Reichweite geht die Gemein-
Schaftsgewalt über das hinaus, was sich aus der Summe der 
mit d~nglicher Wirkung übertragenen Hoheitsgewalt ergeben 
könnte. 4) Sie kann in Bereichen tätig werden, in denen 
zuvor keiner der Mitgliedstaaten Regelungen erlassen konnte, 
z.B. im Wirtschaftsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten. 51 
1) Herzog DÖV 12 (1959), S. 46, der am Beispiel der EMRK 
den Begriff der "Übertragung" in Art. 24 Abs. l GG in 
endgültige (= dingliche) Übertragung und Übertragung zur 
Ausübung aufspaltet. Herzog hat diese Auffassung in DÖV 
15 (1962), s. 84 Fn. 32 ausdrücklich aufgegeben. K.H. 
Klein, S. 27 f; Ophüls, FS-Heymanns Verlag, S. 570 f; 
Bünten, S. 75-78, spricht zwar ebenfalls von "Verzicht 
mit dinglicher Wirkung". Er beschreibt damit aber den 
Durchgriffscharakter des EG-Rechts, ein Aspekt, auf den 
unter A I 8 b einzugehen sein wird. Trotz Wortgleichheit 
ist er daher nicht zu den Vertretern der dinglichen 
Wirkung des Verzichts im o.g. Sinne zu rechnen. 
2) Wohlfarth JurJb 3 (1962/63), S. 261; Zuleeg, in AK, C 
Art. 24 Rn. 30; Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 17. 
3) BVerfGE 22, 293, 296; 29, 198, 210; 37, 271, 277; 52, 
187, 200; Ipsen, EG-Recht, Anm. 2/30 ff, S. 63; Rojahn, 
in v.Münch, Art. 24 Rn. 19. 
4) Ipsen, EG-Recht, Anm. 9/33, S. 223. 
5) Vgl. Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 15. 
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Geltungsgrund der Hoheitsgewalt der EG sind allein die EG-
Gründungsverträge.1) Durch sie wurde eine homogene Hoheits-
gewalt geschaffen, die sich nicht aus den "Hoheitssplittern" 
der Staatsgewalten der Mitgliedstaaten zusammensetzt. 2 ) Sie 
unterliegt nicht der Summe der Beschränkungen, denen die 
einzelnen Staatsgewalten je für sich unterliegen. 3 ) Ande-
renfalls hätte die Gemeinschaft bei Erlaß eines jeden 
Rechtsaktes das Recht aller Mitgliedstaaten zu beachten. 4 ) 
Dies würde die Effektivität der Gemeinschaft erheblich be-
einträchtigen. Die von Art. 24 
homogene Hoheitsgewalt 5 ) ist mit 
Abs. GG angestrebte 
einer ding-dem Konzept 
liehen Übertragung nicht zu erreichen. 
Die Idee der dinglichen Wirkung des Verzichts ist darüber-
hinaus nicht mit dem Gedanken des einseitigen Hoheitsver-
zichts vereinbar. Wie sollte in einem einseitigen Verzicht 
i.F. eines Gesetzes eine dingliche Übertragung von Hoheits-
gewa1t auf eine noch nicht 
li!"gen? 6 ) 
existierende Gemeinschaft 
Gegen eine dingliche Wirkung der Übertragung spricht zudem 
folgende Überlegung. Scheidet die Kompetenz aus der Staats-
gewalt der Mitgliedstaaten durch Übertragung auf die EG aus, 
so ist bei einer eventuellen Auflösung der EG ein Rücküber-
tragungsakt zugunsten der Mitgliedstaaten erforderlich. An-
derenfalls können diese mangels Kompetenz auf den fraglichen 
l) Vgl. Ipsen, EG-Recht, Anm. 2/15, s. 56; Rojahn, in 
v.Münch, Art. 24 Rn. 15. 
2) Schlenzka, s. 88; Ipsen, EG-Recht, 
Maunz, in MDHS, Art. 24, I Anm. 5 a 
Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 13; 
Art. 24 Rn. 15. 
Anm. 2/16, 





3) Vgl. für das deutsche Recht die Ausführungen unter 
A I 4. 
4) Maunz, in MDHS, Art. 24, I Anm. 5 a Rn. 7. In diesem 
Sinne aber die sog. "Hypothekentheorie", vertreten von 
Gramlich, S. 148 f, und Küchenhoff DÖV 16 (1963), 
s. 166. 
5) Maunz, in MHDS, Art. 24, I Anm. 5 a aa Rn. 7. 
6) Vg1. Zu1eeg, in AK, C Art. 24 Rn. 30. 
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Gebieten nicht mehr tätig werden. Diese Folgerung wird 
jedoch soweit ersichtlich von keinem Autor gezogen. Daß die 
Bundesrepublik nach einem Auseinanderbrechen der EG ohne 
weiteres auch in den heute in die EG-Zuständigkeit fallenden 
Bereichen wieder tätig werden könnte, ist unbestritten. 1 ) 
Schließlich ist ein Herausbrechen einzelner Teile der 
Hoheitsgewalt mit dem Konzept der Einheitlichkeit 
Staatsgewalt unvereinbar. 2 ) Im Ergebnis ist daher 
Gedanke der 
lehnen. 3 ) 
dinglichen Wirkung der Übertragung 




Eine weitere Frage, die sich in diesem Zusammenhang erhebt, 
ist, ob die Durchgriffsbefugnis der Gemeinschaftsgewalt ein 
·notwendiges Kriterium der Übertragung ist. Das BVerfG hat 
dies im ''Nachrüstungs-Urteil'' ohne nähere Begründung ver-
neint.4) Von der Mehrzahl der Autoren wird dieses Kriterium 
jedoch gerade als das die Übertragung kennzeichnende Element 
angesehen. 5 ) Versteht man unter Durchgriffsbefugnis die 
Möglichkeit der Gemeinschaftsgewalt, einseitig in den inner-
staatlichen Rechtsordnungen verbindliche Regelungen zu tref-
fen,6) und legt man die o.g., auch vom BVerfG mehrfach an-
erkannte7) Definition der Übertragung zugrunde, so wird man 
1) Herzog DÖV 15 (1962), S. 84; Maunz, in MDHS, Art. 24, 
I Anm. 4 a Rn. 4. 
2) Erler VVDStRL 18 (1959), s. 19; Rojahn, in v.Münch, 
Art. 24 Rn. 13; a.A. Bünten, S. 91. 
3) Thieme VVDStRL 18 (1959), S. 63: Rojahn, in v.Münch, 
Art. 24 Rn. 13; Zuleeg, in AK, C Art. 24 Rn. 39; 
Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 18; Stern§ 15 II 2,8.521. 
4) BVerfGE 68, l, 94. 
5) Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 16; Rojahn JZ 34 (1979), 
S. 119; Stern§ 15 II 3, s. 524; Tomuschat, in BK, 
Art. 24 Rn. 8 m.w.N.; Bünten, S. 76. 
6) Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 8. 
7) BVerfGE 37, 271. 280; 58, 1, 28; 59, 63, 90; 68, 1, 90; 
BVerfG NJW 40 (1987), 577, 579. 
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die Durchgriffsbefugnis als ein wesentliches Element der 
Übertragung ansehen müssen. Ein Hoheitsrecht ist die Befug-
nis, die Staatsgewalt in einem bestimmten Bereich auszu-
üben.1) Gerade diese Ausübungsbefugnis ist der zweite Teil 
der o.g. Übertragungsdefinition. Allein mit dem Hoheitsver-
zicht der Mitgliedstaaten und der Gründung einer zwischen-
staatlichen Einrichtung ist noch nichts geschehen, was vom 
herkömmlichen Völkerrecht und der Transformation völker-
rechtlicher Rechtsakte abweicht. Erst die Durchgriffsbefug-
nis kennzeichnet die von Art. 24 Abs. l GG anvisierte 
''Supranationalität''. 2 ) 
cc) Keine Endgültigkeit der Übertragung 
Schließlich wird in diesem Rahmen die Frage aktuell, ob die 
Übertragung endgültig sein muß oder ob auch eine zeitlich 
begrenzte- Übertragung genügt. Das BVerfG verlangt keine End-
gültigke~t.3) Auch von der Literatur wird höchstens eine 
gewisse Dauer und Festigkeit der Übertragung, I) bzw. die im 
Gründungsstatut der zwischenstaatlichen Einrichtung nieder-
gelegte, nicht jederzeit einseitig realisierbare RÜcknahme-
möglichkeitS) gefordert. Danach braucht die Übertragung 
nicht endgültig zu sein. 
Zusammenfassend läßt sich die "Übertragung" von Hoheitsrech-
ten als Öffnung der deutschen Rechtsordnung charakterisie-
ren. Die Bundesrepublik gibt ihren innerstaatlichen Aus-
l) Vgl. die Erläuterungen unter AI 7. 
2) Stern§ 15 II 3, S. 524; Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 8 
m.w.N.; Ipsen, EG-Recht, Anm. 2/52, S. 69. 
3) BVerfGE 68, l, 94. Ebenso Oppermann, Integration und GG, 
S. 94; Schlenzka, S. 87. 
4) Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 23. 
5) Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 9; Rojahn, in v.Münch, 
Art. 21 Rn. 23. 
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schließlichkeitsanspruch einseitig auf (Verzicht) und er-
kennt die Rechtswirkung der Hoheitsakte der zwischenstaat-
lichen Einrichtung an (Anerkennung). Die neu geschaffene Ge-
meinschaftsgewalt ist homogen und originär. Sie unterliegt 
nicht den Beschränkungen der entsprechenden nationalen 
Hoheitsrechte. Wesentliches Merkmal der Gemeinschaftsgewalt 
ist die "Durchgriffsbefugnis". Nicht erforderlich ist, daß 
die Übertragung endgültig ist. 
b) Rechtsfolge der Übertragung 
Die Folge der Übertragung ist, daß nunmehr zwei Hoheits-
träger auf demselben Sachgebiet unabhängig voneinander tätig 
werden können. Eine Ansicht in der Literatur versucht dies 
zu vermeiden, indem sie jegliche Akte, die die Staatsgewalt 
nach der Übertragung erläßt, für nichtig hält. 1 ) Die Gegen-
auffassung geht davon aus, daß die Staatsgewalt auch 
weiterhin in der Lage ist, rechtswirksam in diesen Bereichen 
regelnd tätig zu werden und sich in diesem Fall lediglich 
der Verletzung von Völkervertragsrecht schuldig macht. 2 ) 
Schließt man sich der hier vertretenen Auffassung an, daß 
die Hoheitsrechte nicht mit dinglicher Wirkung aus der 
Staatsgewalt ausscheiden, die Gemeinschaftsgewalt vielmehr 
originär ist, dann liegt die Annahme der Rechtswirksamkeit 
aber Völkerrechtswidrigkeit der Rechtsakte der Mitglied-
staaten näher als deren Nichtigkeit. 3 ) Zudem fällt ins Ge-
wicht, daß die Mitgliedstaaten weiterhin souveräne Völker-
rechtssubjekte sind und als solche allenfalls völkerrechts-
1) Bünten, S. 95 f. 
2) Erler VVDStRL 18 (1959), s. 22; Rojahn, in v.Münch, 
Art. 24 Rn. 22; Schlenzka, s. 81. 
3) Bünten, der Vertreter der Gegenansicht, spricht auch von 
einer "dinglichen Übertragung", S. 75-78. 
-30- -31-
widrig handeln können, ihre Akte aber nicht nichtig sind.l) 
Auch das BVerfG hat festgestellt, daß der einfache Richter 
eine Vorschrift, die mit einer höherrangigen Norm in Wider-
spruch steht, "nicht anwenden" darf. Auf diesem Wege hat es 
die Zuständigkeit des einfachen Richters zur Entscheidung 
des Normenkonflikts zwischen nationaler und vorrangiger Ge-
meinschaftsrechtsnorm begründet. 2 ) 
Ein Beispiel aus der Praxis der EG mag dieses Ergebnis 
stützen: Das "Bergrnannsprämiengesetz 113 ) wurde vom EuGH 
wegen Verstoßes gegen Art. 4 lit. c EGKS-Vertrag für rechts-
widrig erklärt, 4 ) jedoch erst drei Jahre später, nach 
wiederholten Mahnungen der Hohen Behörde, 5 ) vom Bundesge-
setzgeber entsprechend angepaßt. 6 ) Das vertragswidrige 
Gesetz war sieben Jahre lang in der Bundesrepublik ange-
wendet worden. Das Beispiel zeigt, daß auch die Praxis davon 
ausgeht, daß die Mitgliedstaaten weiterhin rechtswirksam 
handeln können. Als Ergebnis ist somit festzuhalten, daß 
auch nach der "Übertragung" von Hoheitsrechten der bundes-
deutsche Gesetzgeber auf diesen Gebieten rechtlich wirksam 
handeln kann. 
l) Zumindest wenn man der von der h.L. und Rechtsprechung 
im Völkerrecht vertretenen dualistischen Konzeption 
folgt. 
2) BVerfGE 31, 145, 174 f. Vgl. auch BVerfG NJW 40 (1987), 
577, 579; Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 43; Tomuschat, 
in BK, Art. 24 Rn. 81; Stern§ 15 III 3 b, S. 544. 
3) Gesetz vom 20.12.1956 BGBl. 1956 Teil I, s. 927 f. 
4) EuGH RS 30/59, Slg. VII (1961), l, 58. 
5) Zehnjahresbericht der Hohen Behörde, S. 422 ff. 
6) Gesetz vom 19.12.1963 BGBl. 1963 Teil I, s. 983. 
9) Gestattet Art. 24 Abs. l GG die Einräumung eines Vorrangs 
zugunsten des EG-Rechts? 
Folgt man der unter A I 8 dargestellten Konzeption der Über-
tragung, so muß man sich mit dem Problem auseinandersetzen, 
daß nunmehr in einem Sachbereich zwei verschiedene Hoheits-
gewalten tätig werden können. Zur Lösung des Falles einer 
sich widersprechenden Ausübung der Hoheitsgewalten ist daher 
eine Kollisionsnorm erforderlich. l) Diese Kollisionsnorm 
ist Art. 24 Abs. l GG. 2 ) 
Einhellig wird anerkannt, daß Art. 24 Abs. l GG grundsätz-
lich einen Vorrang zugunsten des Rechts der zwischenstaat-
lichen Einrichtung zuläßt. Ob er im Einzellfall besteht, ist 
ihrem Gründungsstatut zu entnehmen. 3 ) Differenzen bestehen 
jedoch hinsichtlich der Begründung des Vorrangs des Gemein-
schaftsrechts. 
Einige Autoren stützen ihn auf eine analoge Anwendung der 
Grundsätze über den Bundesstaat. 4 ) Dem ist entgegenzuhal-
ten, daß die Gemeinschaft noch keine Staatsqualität hat, sie 
ist kein Bundesstaat. 5 ) Die gleiche Interessenlage, ein 
l) Daß es sich bei der Vorrangfrage weniger um ein 
als um ein Kollisionsproblem handelt wird von 
EG-Recht, Anm. 10/2, S. 259, und Tomuschat, 




2) Vgl. Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 17; a.A. Grabitz, 
s. 57. 
3) Götz JZ 18 (1963), S. 268; Ipsen, EG-Recht, Anm. 10/53, 
S. 286; Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 76 m.w.N.; grund-
sätzlich auch BVerfGE 31, 145, 174; 37, 271, 278. BVerfG 
NJW 40 (1987), 577, 579 f, beantwortet die Frage des 
Vorrangs aus den Zustimmungsgestzen zu den EG-Verträgen, 
weist aber ausdrücklich auf Art. 189 EWG-Vertrag, also 
das Gründungsstatut, hin. 
4) Wohlfarth JurJb 3 (1962/63), s. 263; Kaiser, VVDStRL 23 
(1964), s. 18 u. s. 31 Leitsatz 2. 
5) Erler VVDStRL 18 (1959)' s. 37; siehe auch Ipsen EuR 10 
( 1975)' s. ll. 
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wesentliches Element für die Begründung einer Analogie, 1 ) 
ist daher nicht vorhanden. Diese Auffassung ist abzulehnen. 
Andere stellen auf die jeweilige konkrete Vorschrift des EG-
Rechts ab. 2 ) Ebenfalls auf das EG-Recht stellt die heute 
wohl als h.M. zu bezeichnende Auffassung ab, die den Vorrang 
des EG-Rechts aus der Funktionsfähigkeit der Gemeinschaft 
generell und für das Sekundärrecht 
Abs. EWG-Vertrag ableitet. 3 ) 
Vorrang direkt aus Art. 24 Abs. 
speziell aus Art. 189 
Wieder andere leit~n den 
GG ab. 4 ) Da die unter-
schiedlichen Auffassungen zu demselben Resultat gelangen, 
soll der Auseinandersetzung in der vorliegenden Studie nicht 
weiter nachgegangen werden. Festzuhalten bleibt, daß Art. 24 
Abs. l GG die Einräumung eines Vorrangs zugunsten des 
EG-Rechts gestattet. 
Lebhaft umstritten war bis vor kurzem, wie weit der Vorrang 
des EG-Rechts reicht. Dabei sei hier eine Unterscheidung in 
Primär- und Sekundärrecht der Gemeinschaft von vornherein 
zurückgewiesen. Die Annahme, zwar das Sekundärrecht der Ge-
meinschaft aber nicht das Primärrecht gehe dem deutschen 
Recht vor, würde dazu führen, daß das "einfache'' Recht der 
Gemeinschaft Vorrang hätte, nicht aber ihr "Verfassungs-
recht". Dies ist mit der internen Normenhierarchie des Ge-
rneinschaftsrechts unvereinbar. 5 ) 
l) Larenz, S. 365. 
2) Grabitz, s. 113; Badura VVDStRL 23 (1964), s. 62. 
3) BVerfG NJW 40 (1987), 577, 579 f, verweist auf den gern. 
Art. 24 Abs. l, Art. 59 Abs. 2 Satz l GG ergangenen 
innerstaatlichen Rechtsanwendungsbefehl, der sich auf 
Art. 189 Abs. EWGV erstrecke. Ipsen, EG-Recht, Anm. 
l0/51. S. 285; Zuleeg JIR 16 (1973), s. 73; Rojahn, in 
v.Münch, Art. 24 Rn. 45 m.w.N. 
4) Enquete-Kommission, s. 234; Schlenzka, s. 97; Schwarze 
EuGRZ 10 (1983), S. 118. Das BVerfG NJW 40 (1987), 577, 
579, lehnt diesen Gedanken jedoch ausrücklieh ab. 
5) Vgl. Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 77 m.w.N.; i.E. auch 
Badura VVDStRL 23 (1964), S. 61. 
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Nach der Rechtsprechung des BVerfG geht das Gemeinschafts-
recht grundsätzlich bundesdeutschem Recht vor. Eine Ausnahme 
machte das Gericht bis vor kurzem jedoch für die Grund-
rechte. Es forderte, daß diese vom EG-Recht zumindest in 
ihrem Wesensgehalt zu respektieren seien. Daß das nationale 
Recht infolgedessen dem EG-Recht teilweise vorging, stellte 
nach Ansicht des BVerfG die Gemeinschaftsrechtsordnung nicht 
in Frage. Begründet wurde diese These mit einem Verweis auf 
Art. 25 GG, der das VÖlkerrecht nur mit Vorrang vor ein-
fachem Bundesrecht ausstatte, und dem Argument, der ordre 
public der Bundesrepublik könne eine andere Rechtsordnung 
verdrängen. 1 ) Danach galt der Vorrang des EG-Rechts mit der 
Ausnahme des Wesensgehalts der Grundrechte und der Grund-
struktur der Verfassung. Dieser Vorbehalt zugunsten der 
Grundrechte sollte solange gelten, wie das EG-Recht keinen 
dem GG gleichwertigen Grundrechtsschutz enthalte. 2 )In einer 
späteren Entscheidung hat das Gericht ausdrücklich offenge-
lassen, ob es diesen Vorbehalt aufrechterhält.)) 
In seinem Beschluß vom 22. Oktober 1986 hat ihn das Gericht 
aufgegeben und nunmehr formuliert: "Solange die Europäischen 
Gemeinschaften, insbesondere die Rechtsprechung des Ge-
richtshofs der Gemeinschaften einen wirksamen Schutz der 
Grundrechte gegenüber der Hoheitsgewalt der Gemeinschaften 
generell gewährleisten, der dem vorn Grundgesetz als unab-
dingbar gebotenen Grundrechtsschutz im wesentlichen gleich-
zuachten ist, zumal den Wes~nsgehalt der Grundrechte gene-
rell verbürgt, wird das Bundesverfassungsgericht seine Ge-
richtsbarkeit über die Anwendbarkeit ?On abgeleitetem Ge-
meinschaftsrecht, das als Rechtsgrundlage für ein Verhalten 
l) BVerfGE 37, 271, 278. Ähnlich Bleckmann ZaöRV 35 (1975), 
S. 81 ff, der Art. 24 Abs. l GG eine "Filterfunktion" 
zukommen lassen will, nach der im Einzellfall zu 
entscheiden ist, ob EG-Recht in die deutsche 
Rechtsordnung einströmt oder nicht. Gegen diese 
"Filterfunktion" ausdrücklich Doehring, S. 80. 
2) BVerfGE 37, 271, 280. 
3) BVerfGE 52, 187, 202 f. 
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deutscher Gerichte und Behörden im Hoheitsbereich der Bun-
desrepublik Deutschland in Anspruch genommen wird, nicht 
mehr ausüben und dieses Recht mithin nicht mehr am Maßstab 
der Grundrechte des Grundgesetzes überprüfen; entsprechende 
Vorlagen nach Art. 100 Abs. 1 GG sind somit unzulässig."!) 
Das BVerfG begründet seine neue Rechtsprechung einerseits 
damit, daß der Grundrechtsschutz in der EG-Rechtsordnung 
mittlerweile ausreichend gewährleistet sei 2 ) und anderer-
seits mit der Rechtsprechung des EuGH, der bei der Gewähr-
leistung der Grundrechte von den gemeinsamen Verfassungs-
überlieferungen der Mitgliedstaaten ausgehe)). 
Nachdem das BVerfG zuvor bereits die Funktionsfähigkeit der 
zwischenstaatlichen Einrichtung iSd Art. 24 Abs. 1 GG als 
selbständiges Argument in der Auseinandersetzung anerkannt 
hatte, 4 ) war die Entscheidung vom Oktober 1986 nur folge-
richtig.5) Ein Vorbehalt zugunsten der nationalen Grund-
rechte hindert die Funktions1ähigkeit der zwischenstaat-
lichen Einrichtung und ist hiermit nicht vereinbar. 6 ) zu 
beachten ist jedoch, daß das Gericht nach dem Wortlaut der 
Entscheidung weiterhin das Erfordernis der Beachtung des 
Wesensgehalts der Grundrechte und der Grundstruktur der Ver-
fassung aufrechterhält. Außerdem geht es davon aus, daß die 
Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit von EG-Sekundärakten 
weiterhin unter seine Jurisdiktionsgewalt fällt, diese aber 
vorläufig nicht ausgeübt werden so11. 7 > In der Praxis steht 
allerdings nicht zu erwarten, daß das Niveau des Grund-
rechtsschutzes in der EG wieder absinken wird, da der EuGH 
1) BVerfG NJW 40 (1987), 577, 582. 
2) BVerfG NJW 40 (1987), 577, 580. 
3) BVerfG NJW 40 (1987), 577, 581. 
4) BVerfGE 58, 1, 28. Vgl. hierzu Schwarze EuGRZ 10 (1983), 
S. 118; Schwarze DVBl. 100 (1985), s. 316. 
5) Vedder NJW 40 (1987), S. 529. 
6) Schwarze EuGRZ 10 (1983), S. 119; Tomuschat NJW 33 
(1980), s. 2614. 
7) Vgl. Hilf EuGRZ 14 (1987), S. 3 und 6; Vedder NJW 40 
(1987), S. 529; Rupp JZ 40 (1987), S. 241. 
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sich in diesem Bereich auf das Verfassungsrecht der 
Mitgliedstaaten und die EMRK stützt. 1 ) Daher hat das BVerfG 
mit dieser Entscheidung quasi seine alte Rechtsprechung auf-
gegeben. 
Die Literatur hat schon immer die Anerkennung des uneinge-
schränkten Vorrangs des EG-Rechts gefordert. Als Argumente 
werden vor allem die sonst bestehende Gefahr der Rechtszer-
splitterung und der Funktionsunfähigkeit der Gemeinschaft 
angeführt. 2 ) Stehe das EG-Recht unter dem Vorbehalt der 
Vereinbarkeit mit dem nationalen Recht, so ergebe sich ein 
unterschiedlicher Rechtsschutz in den Mitgliedstaaten, der 
zur Diskriminierung führe. Diese sei jedoch gern. Art. 7 
EWG-Vertrag untersagt. 3 ) 
In der Tat ist es für das Funktionieren der Gemeinschafts-
rechtsordnung von eminenter Bedeutung, daß ihre Einheitlich-
keit im gesamten Rechtsraum garantiert wird. Eine unter-
schiedliche Ausgestaltung der Rechtsordnung birgt nicht nur 
die Gefahr der Diskriminierung einzelner Marktbürger in 
sich, sondern läuft dem Gedanken der Integration insgesamt 
zuwider. Statt Vereinheitlichung entsteht Zersplitterung. 
Die Rechtsprechung des BVerfG ist, unbeschadet der Position, 
die man im Rahmen der Frage nach den Grenzen der nach 
Art. 24 Abs. l GG erlaubten Übertragung bezieht, 4 ) mit dem 
Gedanken der Integration unvereinbar und daher auch in ihrer 
neuerlich abgeschwächten Form abzulehnen. 
Gegen die Annahme eines Vorbehalts zugunsten der Grundrechte 
spricht schließlich auch die Entstehungsgeschichte des EWGV. 
l) EuGH RS 44/79, Slg. 1979 III, 3727, 3744 f. 
2) Klein ZaöRV 35 (1975), S. 74; Ipsen EuR 10 (1975), 
s. 11. 
3) Oppermann, Integration und GG, S. 97; vgl. Ipsen EuR lO 
(1975), S. ll; vgl. EuGH RS 6/64, Slg. X (1964), 1255, 
1270; vgl. auch BVerfGE 58, l, 28. 
4) Siehe hierzu A I 4. 
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Ein Antrag der deutschen Delegation, einen entsprechenden 
Vorbehalt in den Vertragstext aufzunehmen, wurde bei den 
Vertragsverhandlungen abgelehnt. l) 
Als Ergebnis bleibt jedoch festzuhalten, daß das BVerfG die 
Grenze des grundsätzlichen Vorrangs des EG-Rechts im Wesens-
gehalt der Grundrechte und der die Identität der Verfassung 
konstituierenden Grundprinzipien sieht. Soweit EG-Recht 
nationales Recht verdrängt, bleibt das nationale ~echt 
trotzdem gültig, ist nur nicht anwendbar (Anwendungsvorrang 
im Gegensatz zur Nichtigkeit). 
10) Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit des EG-Rechts 
Grundsätzlich werden die Akte einer zwischenstaatlichen Ein-
richtung nicht von deutschen Gerichten auf ihre Vereinbar-
keit mit dem GG hin überprüft. Dies folgt aus der Selbstän-
digkeit der EG-Rechtsordnung. Die deutsche Rechtsprechungs-
gewalt besteht nur gegenüber Akten deutscher Hoheitsgewalt. 
Durch die Mitwirkung deutscher Vertreter im Rechtsetzungs-
prozeß wird ein Rechtsakt der Gemeinschaft nicht zu einem 
Akt deutscher Hoheitsgewalt, der allein der deutschen Juris-
diktion unterfällt: 2 l 
Das BVerfG macht hiervon zwei Ausnahmen. Einmal prüft es die 
Verfassungmäßigkeit des Zustimmungsgesetzes. Soweit also die 
Grenzen der Übertragung nach Art. 24 Abs. 1 GG durch das Zu-
stimmungsgesetz iSd Art. 59 Abs. 2 und des Art. 24 Abs. 1 GG 
in Frage stehen, nimmt das Gericht seine Jurisdiktionsgewalt 
1) Wohlfarth JurJb 3 (1962/63), S. 272; Schlenzka, S. 198. 
2) BVerfGE 22, 293, 295 u. 297; 37, 271, 183; 58, 1, 29. 
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in Anspruch.'' 
zum anderen nimmt es grundsätzlich seine Zuständigkeit als 
gegeben an, wenn Recht der Gemeinschaft durch deutsche 
Staatsorgane angewendet wird. Durch diesen Anwendungsakt 
würden die Gemeinschaftsrechtsakte zu nachprüfbaren deut-
sehen Hoheitsakten. 2 ' Dabei stellt das Gericht nicht die 
Gültigkeit oder Ungültigkeit einer EG-Norm fest; eine Auf-
gabe die das BVerfG dem EuGH zuschreibt."' Es hält sich aber 
für befugt, im Einzelfall die Unanwendbarkeit des EG-Rechts 
für deutsche Staatsorgane verbindlich festzustellen, soweit 
ein Verfassungsverstoß angenommen wird. 4 ' Allerdings ver-
zichtet das Gericht seit dem "Solange II" - Beschluß auf die 
Ausübung dieser Kompetenz, solange in der EG-Rechtsordnung 
ein dem GG gleichwertiger Grundrechtschutz gewährleistet 
wird.'' 
Gegen eine derartige Prüfungskompetenz wird zunächst einge-
wendet, sie widerspreche dem Charakter der Übertragung von 
Hoheitsrechten.•> Außerdem gefährde sie die Einheit und 
Funktionsfähigkeit der EG-Rechtsordnung. 7 ' Weiterhin wird 
vorgetragen, daß eine Anwendung von EG-Recht durch deutsche 
Staatsorgane nicht dazu führe, daß dieses Recht Bestandteil 
der deutschen Rechtsordnung und damit nachprüfbar werde."' 
Schließlich wird zu bedenken gegeben, daß das BVerfG die 
1) BVerfGE 52, 187, 199; BVerfG NJW 40 (1987), 577, 579. 
2) BVerfGE37, 271,283. 
3) BVerfGE 37, 271, 281 f; 52, 187, 200 f. 
4) BVerfGE 37, 271, 281 f; 52, 187, 202 f; BVerfG EuGRZ 10 
(1983)' 361, 362. 
5) BVerfG NJW 40 (1987), 577, 579. 
6) Vgl. das Minderheitenvotum in BVerfGE 37, 271, 295. 
7) Minderheitenvotum in BVerfGE 37, 271, 298. 
8) Minderheitenvotum in BVerfGE 37, 271, 301. 
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Einhaltung der Grenzen des Art. 24 Abs. 1 GG nicht über 
einen Eingriff in die EG-Rechtsordnung ausüben kann. Hierzu 
fehle ihm die Kompetenz. Es sei lediglich berufen, die 
zuständigen Bundesorgane anzuhalten, auf einen wirksamen 
Grundrechtsschutz in der Gemeinschaft durch Einflußnahme in 
den entsprechenden EG-Organen hinzuwirken. 1 > 
Venn die Entscheidung des BVerfG im "Solange II" - Beschluß 
auch grundsätzlich zu begrüßen ist, so muß sie doch ·mit 
einem Fragezeichen versehen werden. Was bedeutet es, wenn 
das BVerfG seine Gerichtsbarkeit vorläufig nicht ausüben 
wird? Hiermit stellt das Gericht ein tertium genus neben die 
bisher gebräuchlichen Kategorien, nach denen ein Gericht 
entweder die Jurisdiktionsgewalt hat oder nicht. Besteht sie 
in Bezug auf einen Rechtsstreit, so ist sie auch auszuüben, 
denn andernfalls begeht das Gericht einen deni de justice. 
Mangels Kompetenz könnte die Frage nämlich von keinem 
anderen Gericht entschieden werden. Festzuhalten bleibt 
jedoch, daß das BVerfG zumindest vorläufig nur noch die 
Zustimmungsgesetze zu den EG-Gründungsverträgen auf ihre 
Verfassungsmäßigkeit hin überprüft. 
11) EG-interne Kompetenzerweiterung 
Die Frage, ob Art. 24 Abs. 1 GG auch eine Ermächtigung dafür 
enthält, der zwischenstaatlichen Einrichtung die Möglichkeit 
einzuräumen, autonom ihren Kompetenzbereich zu erweitern, 
läßt sich aus dem Wortlaut der Vorschrift nicht beantworten 
Zu beachten ist jedoch, 
Sachentscheidungsbefugnis 
daß das GG eine unbegrenzte 
nur zugunsten des Parlaments 
begründet. 2 > Alle anderen Entscheidungsermächtigten müssen 
1) Hilf EuGRZ 14 (1987), S. 6. 








stets präzise begrenzt sein, wie sich aus Art. 80 Abs. l GG 
ergibt. 1 ) Bekräftigt wird diese Ansicht durch die vom 
BVerEG entwickelte "Wesentlichkeitstheorie". Danach sind 
alle ''wesentlichen'', d.h. grundrechtsrelevanten Entscheidun-
gen, von der Volksvertretung selbst zu treffen. 2 ) Die 
demokratischen Elemente in der Verfassungsstruktur der EG 
sind noch wenig entwickelt. Erinnert sei nur an die unter-
geordnete Rolle des Buropaparlaments im Gesetzgebungsverfah-
ren. Die mangelnde Verwirklichung des Demokratieprinzips in 
der EG steht daher einer EG-internen Kompetenzerweiterung 
entgegen. 
12) Eingliederung der Bundesrepublik in einen europäischen 
Staat auf der Grundlage des Art. 24 Abs. l GG 
Die Frage, ob Art. 24 Abs. l GG eine Ermächtigung an den 
Bundesgesetzgeber enthält, die Bundesrepublik durch ein-
faches Gesetz in einen europäischen Staat einzugliedern, 
wird für die Form des Einheitsstaates einhellig abge-
lehnt.3) Bezüglich der Aufnahme in einen europäischen Bun-
desstaat ist die Frage jedoch umstritten. 
Die verireter der restriktiven Auslegung des Art. 24 Abs. l 
GG begründen ihre ablehnende Meinung vor allem mit dem Hin-
weis darauf, daß '•Hoheitsrechte'', von denen diese Vorschrift 
spreche, lediglich Teile der umfassenden Staatsgewalt seien. 




52, 59 f. Dies ist eine Folge des 
des Rechtsstaatsprinzips, genauer, der 
vgl. Maunz, in MDHS, Art. 80 Anm. 3 
2) Grundlegend BVerfGE 40, 237, 248 f. 
3) Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 46 m.w.N. 
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Die Vorschrift gestatte daher nur die Übertragung abge-
grenzter Teile der Staatsgewalt, niemals aber der gesamten 
Staatsgewalt. 1 ) Teilweise wird vorgetragen, Art. 24 Abs. 1 
GG setze den Fortbestand der Souveränität bzw. Staatlichkeit 
der Bundesrepublik voraus. Auch von daher verbiete sich die 
Eingliederung in einen europäischen Bund€sstaat. 2 ) 
Tomuschat verweist zudem auf die Entstehungsgeschichte, aus 
der hervorgehe, daß bei der Schaffung der Norm nur an eine 
sachlich begrenzte Zusammenarbeit gedacht wurde. 3 ) Außerdem 
verbietet sich , nach Auffassung Tomuschats, die Eingliede-
rung der Bundesrepublik in einen europäischen Bundesstaat 
unter dem Aspekt des Wiedervereinigungsgebotes. Die Schaf-
fung eines europäischen Bundesstaates lasse die Chancen 
einer Wiedervereinigung "auf Null absinken". 4 ) Schließlich 
wird vorgetragen, Art. 20 Abs. 3 GG, der unter dem Schutz 
der Ewigkeitsklausel des Art. 79 Abs. 3 GG stehe, verlange, 
daß die Staatsgewalt vom Volk, d.h. vom deutschen Volk, 
ausgehe. 5 ) Mit diesen Argumenten wird die Auffassung ver-
treten, eine Eingliederung der Bundesrepublik in einen euro-
päischen Bundesstaat sei nur durch einen Akt des europä-
ischen pouvoir constituant möglich. 6 ) 
Diejenigen, die Art. 24 Abs. l GG als ausreichende Grundlage 
für die Eingliederung der Bundesrepublik in einen europä-
ischen Bundesstaat ansehen, begründen ihre Auffassung idR 
nicht weiter. Lediglich Doehring führt, in einem allerdings 
hypothetischen Diskurs, folgende zwei Überlegungen an. Das 
Argument der Gegener der Eingliederung in einen europäischen 
Bundesstaat, der Begriff "Hoheitsrechte" in Art. 24 Abs. 
GG bedeute, daß lediglich Teile der Souveränität übertragen 
l) Ipsen, EG-Recht, Anm. 2/10, S. 54; Schlenzka, S. 99; 
Ter-Nedden, S. 13; v.Mangoldt, Art. 24, S. 163 f. 
2) Doehring, S. 83. 
3) Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 46. 
4) Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 46. 
5) Doehring, S. 82. 
6) Schlenzka, S. 99; Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 46; 
Zuleeg, in AK, C Art. 24 Rn. 68. 
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werden dürften, nicht aber die gesamte Staatsgewalt, ver-
kenne die Tatsache, daß die Souveränität die Summe der 
Hoheitsrechte sei. Eine restriktive Auslegung der Vorschrift 
sei hiermit nicht zu rechtfertigen. 1 ) Darüberhinaus könne 
man den Beitritt zu einem europäischen Bundesstaat akzep-
tieren, wenn man die Sperrwirkung des Art. 79 ~bs. 3 GG als 
begrenzt ansehe. Die Staatsgewalt hätte dann von einem 
''europäischen Staatsvolk'' auszugehen, der Grundsatz der Ge-
waltenteilung müsse gewahrt sein, ebenso der Grundrechts-
schutz. Genüge die Rechtsordnung des europäischen Bundes-
staates diesen Anforderungen, so könne man den Sinn des 
Art. 79 Abs. 3 GG als ge;,ahrt ansehen. 2 ) 
zu der Auseinandersetzung ist zunächst anzumerken, daß es 
zumindest sehr außergewöhnlich wäre, wenn Art. 24 Abs. l GG 
die Auflösung der Staatlichkeit der Bundesrepublik zuließe. 
Dies umso mehr, als Art. 146 GG einen solchen Akt nichtein-
mal im Hinblick auf die Wiedervereinigung auf dem Wege des 
einfachen Gesetzgebungsverfahrens zuläßt, sondern einen Akt 
des deutschen pouvoir constituant verlangt. 3 ) Die Wieder-
vereinigung Deutschlands lag den Verfassern des GG jedoch 
mehr am Herzen, als die europäische Integration. Dies kommt 
:n einer Äußerung v.Brentanos, einem Mitglied des Parlamen-
tarischen Rates, in einer Bundestagsdebatte zum Ausdruck: 
" ... eine Integration Deutschlands in Europa auf dem Wege des 
Art. 24 steht der Wiedervereinigung Deutschlands nicht im 
Wege. Sonst hätte [man] ja diesen Artikel nicht beschlos-
sen.••4) A maiore ad minus ergibt sich also, daß wenn schon 
die Wiedervereinigung einen Akt des pouvoir constituant ver-
langt, dann umso mehr die Eingliederung in einen europä-
ischen Bundesstaat. 
l) Doehring, s. 82. 
2) Doehring, s. 83. 
3) Vgl. Maunz, in MDHS, Art. 24, II Anm. 4 b aa, Rn. 20. 
4) v.Brentano, Verhandlungen des Deutschen Bundestages 
1. WP 1949, Stenographische Berichte, Band 10, 
184. Sitzung, S. 7806 (A). 
Indessen sei nicht abgestritten, daß die Präambel des GG die 
Dichotomie des Wiedervereinigungsgebotes und der europä-
ischen Integration statuiert. Die Lösung dieses bisher kaum 
in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung beachteten 
Zwiespalts wird allerdings eher im Politischen denn im 
Juristischen zu suchen sein. 1 ) Für den gegenwärtigen Stand 
der europäischen Integration liegt die Lösung des Problems 
in der Erklärung des Leiters der deutschen Delegation bei 
den Verhandlungen über den EWG- und den EAG-Vertrag, Ophüls: 
"Die Bundesregierung geht von der Möglichkeit aus, daß im 
Falle der Wiedervereinigung Deutschlands eine Überprüfung 
der Verträge über den gemeinsamen Markt stattfindet.• 2 ) 
"Überprüfung" beinhaltet alle Möglichkeiten, also Beteili-
gung, Nichtbeteiligung und Vertragsanpassung. 3 ) Denkbar ist 
z.B., bei fortschreitender Integration diese Erklärung zu 
bekräftigen. 4 ) 
Als Ergebnis ist festzuhalten, daß eine Einordnung der Bun-
desrepublik in einen europäischen Bundesstaat auf der Grund-
lage des Art. 24 Abs. l GG nicht möglich ist. 
1) Einige grundlegende Gedanken hierzu äußert Doehring 
DÖV 94 (1979), S. 633 ff. 
2) Abgedruckt bei Dagtoglou, FS-Forsthoff, S. 90 m.w.N. und 
Wohlfarth, in Wohlfarth/Everling/Glaesner/Sprung, 
Art. 227 Anm. 5 und Art. 240 Anm. 2. 
3) Dagtoglou, FS-Forsthoff, S. 90 m.w.N. 
4) Vgl. Grabitz, SR-Anhörung, Anlage 1, These I l b, s. 4; 
Kaiser, BR-Anhörung, Anlage 2, These III 12, S. 5. 
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13) Übertragung von Hoheitsrechten der Länder 
a) Gegenwärtige Rechtslage 
Die im bundesdeutschen Schriftum im Zusammenhang mit Art. 24 
Abs. 1 GG z.Zt. am heftigsten dikutierte Frage ist, ob der 
Bund nach dieser Vorschrift auch berechtigt ist, Hoheits-
rechte der Länder durch ein mit einfacher Mehrheit be-
schlossenes Einspruchsgesetz auf die EG zu übertragen. 
Aktualität gewinnt diese Frage durch die Ratifikation der 
Einheitlichen Europäischen Akte. 1 ) Dieses Übereinkommen be-
rührt Rechtsmaterien, die nach der Zuständigkeitsverteilung 
der Art. 70 ff GG in die ausschließliche Regelungszuständig-
keit der Länder gehören. 2 ) Trotzdem fand-die Auffassung der 
Länder erst im Ratifikationsverfahren, anläßlich der Über-
mittlung des Ratifikationsgesetzes an den Bundesrat,
3 ) Be-
achtung. Das Verfahren der Bundesregierung erklärt sich aus 
der Tatsache, daß de lege lata, zumindest nach herrschender 
Auffassung, Art. 24 Abs. l GG den Bund auch ermächtigt, 
Hoheitsrechte der Länder zu übertragen.~) 
l) Beschlossen auf der Luxemburger Tagung des Europäischen 
Rates vom 2./3.12.1985, unterzeichnet zu Luxemburg am 
17.1.1986, vg1. BT-Drs. 10/6392, S. 19, und Art. 1 des 
Gesetzes zur Einheitlichen Europäischen Akte vom 
28.2.1986, BGBl. 1986 Teil II, 1102. 
2) Z.B. die Angleichung von Rechts- und Verwaltungsnormen 
(Art. 18), Anerkennung von Diplomen und Zeugnissen 
(Art. 16 Abs. 2), Seeschiffahrt und Luftfahrt (Art. 16 
Abs. 5 u. 6), Regionale Wirtschaftsförderung (Art. 10), 
Forschung und technologische Entwicklung (Art. 21), 
Umweltschutz (Art. 25), Übertragung von Durchführungs-
befugnissen auf die Kommission (Art. 10); vgl. Schumann 
EG-Magazin 6-7/86, 12 ff. 
3) BR-Drs. 50/86, S. 5 Ziff. 10. 
4) Ipsen, EG-Recht, Anm. 2/12, S. 55; Tomuschat, in BK, 
Art. 24 Rn. 25; Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 39; 
Zuleeg, in AK, C Art. 24 Rn. 33; Enquete-Kommission, 
S. 235; Gramlich, S. 46 m.w.N. aus Debatten des Bundes-
tages. 
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Vor allem folgende Argumente werden zur Stützung dieser 
Position vorgetragen: Zunächst spreche der Wortlaut der Vor-
schrift für die Kompetenz des Bundes. Art. 24 Abs. l GG er-
mächtige den Bund zur Übertragung von "Hoheitsrechten" und 
nicht nur 11 Seinen Hoheitsrechten 11 o Eine dahingehende Be-
schränkung finde sich nur im Wortlaut des Abs. 2 des Arti-
kels, was den Schluß nahelege, daß Abs. l keine Einschrän-
kung erfahren sollte. 1 ) Weitere Argumente werden aus der 
Systematik des GG hergeleitet. Zum einen sähen auch andere 
grundlegende Vorschriften über die auswärtige Gewalt vor, 
daß der Bund rechtswirksam die Länder in ihrer Hoheitsgewalt 
binden könne (Art. 24 Abs. 3 und Art. 25 GG). 2 ) Zum anderen 
enthalte der organisatorische Teil des GG (Art. 20 ff GG) 
neben Art. 24 GG noch weitere Abweichungen von der allge-
meinen Zuständigkeitsverteilung der Art. 70, 83 und 92 ff 
GG. 3 ) 
Auch die Entstehungsgeschichte der Vorschrift spreche für 
eine Auslegung zugunsten des Bundes. Ziel sei es gewesen, 
die Integration der Bundesrepublik in internationale Ver-
bände zu erleichtern. 4 ) Eng verbunden mit diesem Argument 
ist die Aussage, daß Art. 24 GG eine "bewußte 
und delegationsfreundliche Entscheidung" 
integrations-
darstelle. 5 ) 
Andere Autoren sprechen vom Grundsatz der "Integrationsbe-
reitschaft"6), der "Entscheidung für die offene Staatlich-
keit"7) oder der "Entscheidung des Grundgesetzes für eine 
l) Bleckmann RIW 24 (1978), S. 144; in diesem Sinne auch 
Schwan, s. 67. 
2) Bleckmann RIW 24 (1978), S. 144. 
3) Vgl. Schwan, S. 69. 
4) Zuleeg, in AK, C Art. 24 Rn. 33. A.A. Rojahn, in 
v.Münch, Art. 24 Rn. 39 und Schwan, S. 68, die beide die 
Entstehungsgeschichte für fruchtlos halten. 
5) Enquete-Kommission, S. 236. 
6) Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 4. 
7) Ein Terminus, der auf Vogel, Die Verfassungsentscheidung 
des Grundgesetzes für eine internationale Zusammen-
arbeit, S. 42 ff, zurückgeht. Vogel entwickelt seine 
Auffassung aus einer Gesamtschau der Präambel und der 
Artikel 24-26 GG. Schwan, S. 75. 
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europäische Integration"l) Hinter diesen verschiedenen 
Formulierungen verbirgt sich die gemeinsame Auffassung, daß 
dem GG eine eindeutige Entscheidung zugunsten der europä-
ischen Integration zu entnehmen sei, deren Realisierung not-
wendigerweise auch die Kompetenzen der Länder berühre. Dies 
sei vom Verfassungsgeber bewußt gebilligt worden. 2 ) 
Daneben wird von Vertretern dieser h.M. vorgetragen, daß bei 
einer restriktiven Interpretation des Art. 24 Abs. 1 GG eine 
Lücke in der Integrationsfähigkeit entstehe. Der Bund dürfte 
die Hoheitsrechte der Länder nicht antasten; die Länder 
ihrerseits hätten keine Kompetenz, selbst Hoheitsrechte auf 
eine zwischenstaatliche Einrichtung zu übertragen. Folglich 
entstünde ein Bereich, in dem die Bundesrepublik nicht 
integrationsfähig wäre. Dies aber widerspreche der Entschei-
dung des GG für die Integration. 3 ) Die Bundesrepublik könne 
nicht dar~uf drängen, daß die Ausgestaltung der Kompetenzen 
einer zwischenstaatlichen Einrichtung ein Spiegelbild der 
Bundeskompetenzen ist. Dies würde außerdem die Effektivität 
der Organisation beschränken. 4 ) 
Schließlich wird noch zu bedenken gegeben, daß allein die 
Tatsache, daß der Gemeinschaft ein Entfaltungsraum in Be-
reichen eingeräumt wird, die in die Länderkompetenz fallen, 
noch nicht zu einer innerstaatlichen Kompetenzverschiebung 
führe. 5 ) Aus diesen Gründen ist zumindest bisher davon aus-
gegangen worden, daß der Bund auch Länderhoheitsrechte gern. 
Art. 24 Abs. 1 GG übertcagen kann. 
1) Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 39. 
2) Vg1. die Ausführungen bei Rojahn, in v.Münch, Art. 24 
Rn. 39; Schwan, S. 75; Zu1eeg, in AK, C Art. 24 Rn. 33; 
Ter-Nedden, S. 33. 
3) Vgl. Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 25; Bleckmann RIW 24 
(1978), S. 145; Schwan, S. 70. 
4) Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 25; ähnlich Schwan, S. 70, 
unter Bezug auf die EG-Tätigkeit. 








Die gegen diese Auffassung vorgetragenen Bedenken lassen 
sich wie folgt zusammenfassen: Daß der Wortlaut der Vor-
schrift nicht von "seinen Hoheitsrechten" spreche, sei noch 
kein Anhaltspunkt für eine umfassende Bundeszuständigkeit. 
Vielmehr sei davon auszugehen, daß der Bund im Zweifel nicht 
mehr übertragen könne, als ihm auch zustehe, also keine 
Länderhoheitsrechte. 1 ) Ebenso führe die Nichtbegrenzung des 
Übertragungsgegenstandes im Gegensatz zur präzisen Beschrän-
kung des Übertragungsbevollmächtigten nicht zwingend zu dem 
Schluß, daß die erstere bewußt erfolgt sei. 2 ) Der Wortlaut 
der Vorschrift könne daher nicht für eine extensive Ausle-
gung des Art. 24 Abs. 1 GG fruchtbar gernacht werden. 3 ) 
Auch die Tatsache, daß der zweite Abschnitt des GG Ausnahmen 
von der allgerneinen Zuständigkeitsverteilung kenne, sei noch 
kein Argument dafür, daß auch Art. 24 Abs. 1 GG eine derar-
tige Ausnahme sei. 4 ) Vielmehr könne Art. 24 Abs. 1 GG die 
Verfassungsorgane nicht von der Bindung an Art. 20 Abs. 3 
GG, d.h. an die verfassungsmäßige Ordnung, befreien. 5 ) Zur 
verfassungsmäßigen Ordnung gehört auch das Bundesstaatsprin-
zip. Dieses Prinzip, das durch Art. 79 Abs. 3 GG besonderen 
Schutz erfährt, verbiete die Aufhebung der Staatlichkeit der 
Länder und die unbegrenzte Machtfülle des Bundes. 6 ) Dies 
aber ist die Folge, wenn der Bund auch über die Hoheits-
rechte der Länder verfügen kann. Der Verlust der Handlungs-
kompetenz der Bundesorgane wird für die Bundesregierung 
durch ihre Mitwirkung im Ministerrat kornpensiert. 7 ) Der 
Verlust auf Länderebene und der Mitwirkungsrechte des 
Bundesrates kommt somit allein der Bundesregierung zu-
gute,8) da auch auf diesen Gebieten künftig eine Mitwirkung 
l) Schwan, S. 68. 
2) Schwan, S. 68. 
3) I.E. auch Rojahn, in v.Münch, Art. 24 Rn. 39. 
4) Schwan, S. 69. 
5) Grarnlich, S. 110. 
6) Schwan, S. 73. 
7) Rudolf, FS-Schlochauer, S. 124. 
8) Rudolf, FS-Schlochauer, S. 126. 
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der Bundesregierung im Ministerrat erfolgt. Somit verstoße 
die extensive Auslegung des Art. 24 Abs. l GG gegen das 
Bundesstaatsprinzip. 1 ) 
Festzuhalten bleibt jedoch, daß der Bund de lege lata be-
vollmächtigt ist, auf der Grundlage des Art. 24 Abs. 1 GG 
auch Hoheitsrechte der Länder zu übertragen. 
b) Reformbestrebungen 
Im Zusammenhang mit dem Aushandeln der Einheitlichen Europä-
ischen Akte ist vermehrt der Ruf nach einer Änderung des 
Art. 24 Abs. l GG laut geworden. In den Bereichen, in denen 
die Bundesländer in ihrer ausschließlichen Gesetzgebungskom-
petenz bei der Übertragung von Hoheitsrechten betroffen 
sind, fordern sie ein verfassungsrechtliches Mitwirkungs-
recht in Form eines zustimmungsbedürftigen Gesetzes. Art. 24· 
Abs. 1 GG würde dann künftig lauten: "Der Bund kann durch 
Gesetz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen 
übertragen, solche der Länder jedoch nur durch Gesetz mit 
Zustimmung des Bundesrates". 2 ) Dies entspricht dem Vor-
schlag der Enquete-Kommission Verfassungsrecht in ihrem Ab-
schlußbericht 1977. 3 ) 
Der Wunsch nach einer Änderung des bisherigen Verfahrens, 
d.h. einer frühzeitigen Information seitens der Bundesregie-
1) Auch Schwan, s. 83 f, weist auf die Grenze des Art. 79 
Abs. 3 GG für die Interpretation des ~rt. 21 ~bs. l GG 
hin. Rudolf, FS-Schlochauer, s. 128, hebt ebenfalls 
hervor, daß Art. 24 Abs. l GG nicht die Grundlage für 
eine Kompetenzverschiebung zugunsten des Bundes sein 
dürfe. 
2) BR-Drs. 50/86 (Beschluß), S. 6. 
3) Enquete-Kommission, S. 232. 
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rung über den Länderbeauftragten, 1 ) beruht im wesentlichen 
auf der Erkenntnis, daß diese Verfahren zu kompliziert und 
auf Grund der notwendigen Fachministerkonferenzen zu schwer-
fällig für eine effektive Mitarbeit der Länder im europä-
ischen Rechtsetzungsprozeß ist. 2 ) 
Eine Beteiligung der Länder ist grundsätzlich in zwei Formen 
denkbar. Zum einen können die Länder direkt eingeschaltet 
werden, wie man dies bisher schon über den '•Länder-
beobachter" versucht hat. Zum anderen können die Länder über 
den Bundesrat miteinbezogen werden. 3 ) Auf Grund der 
schlechten Erfahrungen mit dem Länderbeobachter geht die 
Tendenz dahin, nunmehr den Bundesrat in den europäischen 
Entscheidungsprozeß miteinzubeziehen. Die Befürworter dieses 
Verfahrens führen vor allem folgende Argumente zur Stützung 
ihrer Position an: Mit fortschreitender Integration werden 
von der EG immer mehr Aufgaben wahrgenommen, die zuvor in 
-die ausschließliche Hoheitsgewalt der Länder fielen. Die Ab-
wanderung dieser Hoheitsrechte würde zwar durch die Mitwir-
kungsrechte in der EG kompensiert. Jedoch komme diese Kom-
pensation der Bundesregierung und nicht den Bundesländern 
zugute. Es erfolge also eine Stärkung der Exekutive des 
Bundes zulasten der Länder. 4 ) Das Bundesstaatsprinzip, das 
über Art. 79 Abs. GG verfassungsrechtlich besonderen 
l) Vgl. die grundlegenden Dokumente hierzu: EG-Erklärung 
des Bundeskanzlers vom 19. September 1979, abgedruckt 
bei ~orawitz, S. 102 ff, sowie den Beschluß der 
Ministerpräsidenten der Länder ;•om 5. Juni 1979, 
Beschluß der Chefs der Staats- und Senatskanzleien vom 
7./8. Februar 1980 und den Plan für den "Beobachter der 
Länder bei den EG" (so der offizielle Titel des 
Länderbeobachters) zur vorläufigen Bezeichnung der 
gemeinsamen Stelle, abgedruckt bei Morawitz, S. 107 ff. 
2) Eyrich, in Symposium, S. 26 u. 31; Einert, in Symposium, 
S. 45; Morawitz, in Symposium, S. 71; Ziller, in 
Symposium, S. 92. 
3) Ziller, in Symposium, S. 91. 
4) Eyrich, in Symposium, S. 18; vgl. auch Rudolf, 
FS-Schlochauer, S. 126. 
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Schutz erfahre, und der Grundsatz der Bundestreue erforder-
ten als Ersatz für die übertragenen Hoheitsrechte eine stär-
kere Mitwirkungsbefugnis der Länder bei EG-Entschei-
dungen.1) Art. 24 Abs. l GG ermächtige den Bund zwar auch 
zur Übertragung von Länderhoheitsrechten, nicht aber zum 
Ausschluß der Ländermitwirkung in diesen Bereichen. 2 ) 
Der supranationale Charakter der EG habe zur Folge, daß es 
sich bei der EG-Politik nicht mehr um Außenpolitik, sondern 
zunehmend um Innenpolitik handele. 3 ) Art. 32 Abs. 1 GG, der 
für die Außenpolitik eine ausschließliche Bundeskompetenz 
statuiert, könne daher auf EG-Fragen keine Anwendung mehr 
finden. 4 ) Die Länder hätten ein Recht zur Mitwirkung an der 
in ihrem Hoheitsbereich von der EG mit unmittelbarer Wirkung 
vorgenommen Rechtsetzung. S) 
Der Bundesrat sei am besten für die erforderliche Mitwirkung 
geeignet. Er verfüge über die nötige personelle und sach-
liche Ausstattung, die eine straffe Durchführung der Mitwir-
kung erlaube. 6 ) Er unterhalte bereits Kontakte zum Bundes-
tag und zu EG-Institutionen7 ) und treffe Entscheidungen 
nach dem Mehrheitsprinzip, was eine schnellere Entschei-
dungstindung gewährleiste als das von der Einstimmigkeit ge-
prägte Länderbeobachterverfahren. 8 ) Zwar sei der Bundesrat 
l) Kaiser, ER-Anhörung, S. 10; Einert, in Symposium, S. 42; 
Ziller, in Symposium, s. 99; Grabitz, in Symposium, 




s. 12 f. 
in Symposium, S. 65. 
in Symposium, s. 66 f; Kaiser, ER-Anhörung, 
4) Einert, in Symposium. S. 85; i.E. Grabitz, in Symposium, 
s. 176. 
5) Schneider, in Symposium, S. 66 f. 
6) Hahn, in Symposium, S. 74. 
7) Eyrich, in Symposium, S. 31. 
8) Vgl. Ziller, in Symposium, S. 95; Risse, in Symposium, 
S. 129; Thomsen, in Symposium, S. 158. 
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ein Bundesorgan, der in ihm gebildete Wille sei jedoch der-
jenige der Landesregierungen, weshalb er die Länderinteres-
sen in geeigneter Weise vertreten könne. 1 ) 
Gegen diese Reformbestrebungen werden nachstehende Bedenken 
erhoben. Dem Bund stehe nach Art. 24 Abs. 1 GG die Integra-
tionsgewalt zu. 2 ) Er allein habe gern. Art. 32 Abs. 1 GG das 
Recht, die Bundesrepublik Deutschland in auswärtigen Angele-
genheiten zu vertreten. 3 ) Eine Beteiligung der Länder· sei 
in diesen Normen nicht vorgesehen. Art. 32 Abs. 1 GG ver-
biete insbesondere, die Bundesregierung an eine Stellung-
nahme des Bundesrates oder der Länder zu binden. Ein nimpe-
ratives Mandat• sei mit dem GG nicht vereinbar. 4 ) Eine Bin-
dung der Bundesregierung an die Stellungnahme des Bundesra-
tes enge den für Kompromisse notwendigen Verhandlungsspiel-
raum der Bundesregierung zu sehr ein. Ebenso wirke sich die 
Dauer der Meinungsbildung unter den Ländern nachteilig auf 
die deutsche Verhandlungsposition in Brüssel aus. 5 ) Es ent-
stehe die Gefahr, daß insbesondere bei den im Ministerrat 
mehrheitlich gefassten Beschlüssen die Bundesrepublik nicht 
mehr mitgestaltend eingreifen könne. 6 ) 
Gegen eine Einschaltung gerade des Bundesrates spreche, daß 
er ein Bundesorgan sei. Die aus dem föderalen System den 
Ländern erwachsenden Mitwirkungsrechte müßten von diesen 
selbst und nicht durch ein Bundesorgan wahrgenommen wer-
l) Ziller, in Symposium, s. 89; i.E. ebenso Kaiser, 
BR-Anhörung, Anlage 2, These '! 19, S. 7. 
2) Hrbek I Thaysen, in Symposium, S. 9; Eyricj, in 
Symposium, S. 19. 
3) Eyrich, in Symposium, s. 19. 
4) Stavenhagen, in Symposium, S. 53; Grabitz, in Symposium, 
172, der diese Aussage zusätzlich aus Art. 146 EWG-
Vertrag begründet. 
5) Hrbek I Thaysen, in Symposium, S. 80; Eyrich, in 
Symposium, S. 19 u. 28; Stavenhagen, in Symposium, S.53. 
6) Stavenhagen, in Symposium, S. 80; Eh1ermann, in 
Symposium, s. 141 
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den. 1 ) Durch eine Stärkung der Position des Bundesrates er-
folge zudem eine weitere Stärkung der Exekutive. Diese habe 
im europäischen Entscheidungssystem ohnehin schon das Über-
gewicht; im Bundesrat seien wiederum nur die Länderexekuti-
ven vertreten. Erforderlich sei vielmehr, die parlamentari-
sche Mitwirkung und Kontrolle auf EG-Ebene auszubauen, indem 
das Europäische Parlament gestärkt werde. 2 ) 
Schließlich wird vorgetragen, es könne nicht das Risiko ein-
gegangen werden, daß die Länder, sei es aus sachlichen oder 
aber auch nur aus parteipolitischen Gründen ihr Veto in EG-
Fragen einlegen können. 3 ) Die Glaubwürdigkeit der Bundesre-
publik, ihr Engagement für die europäische Integration stehe 
auf dem Spiel. 4 ) Aus dem Grundsatz der Bundestreue ergebe 
sich nur, daß die Bundesregierung den Ländern in den siebe-
treffenen Fragen die Möglichkeit zur Stellungnahme gebe. 5 ) 
In Art. 2 des Ratifizierungsgesetzes zur Einheitlichen Euro-
päischen Akte 6 ) i~t, wie sich aus Abs. 6 der Vorschrift er-
gibt jedoch nur grundsätzlich und vorläufig, folgender Kam-
prarniß zwischen Bund und Ländern geschlossen worden: 
"Artikel 2: (1) Die Bundesregierung unterrichtet den Bundes-
rat unbeschadet des Artikels 2 des Gesetzes zu den Verträgen 
vom 25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirschafts-
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 27. 
Juli 1957 (BGBl. II S. 753) umfassend und zum frühestmög-
1) Blumenwitz, Gedächtnisschrift Sasse, S. 218. Hierauf 
weist aucn Ziller, in Symposium, S. 91, hin, obwohl er 
i.E. eine Einschaltung des Bundesrates befürwortet. 
2) Hellwig, in Symposium, s. 115; vgl. auch Schneider, in 
Symposium, S. 65; Neumeyer, in Symposium, S. 199. 
3) Zarges, EG-Magazin 5/86, s. 8. 
4) Enquete-Kommission, s. 236; Sondervotum Kewenig u.a., 
Enquete-Kommission, s. 250; Zarges, EG-Magazin 5/86, 
s. 8. 
5) Grabitz, in Symposium, S. 175. 
6) BGBl. 1986 Teil II, S. 1102 f. 
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liehen Zeitpunkt über alle Vorhaben im Rahmen der Europä-
ischen Gemeinschaft, die für die Länder von Interesse sein 
könnten. 
(2) Die Bundesregierung gibt vor ihrer Zustim-
mung zu Beschlüssen der Europäischen Gemeinschaften die ganz 
oder in einzelnen Bestimmungen ausschließliche Gesetzge-
bungsmaterien der Länder betreffen oder deren wesentliche 
Interessen berühren, dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung-
nahme binnen angemessener Frist. 
(3) Die Bundesregierung berücksichtigt diese 
Stellungnahme bei den Verhandlungen. Soweit eine Stellung-
nahme ausschließliche Gesetzgebungsmaterien der Länder be-
trifft, darf die Bundesregierung hiervon nur aus unabweis-
baren außen- und innenpolitischen Gründen abweichen. Im 
übrigen bezieht sie die vom Bundesrat vorgetragenen Länder-
belange in ihre Abwägung ein. 
(4) Im Falle einer Abweichung von der Stellung-
nahme des Bundesrates zu einer ausschließlichen Gesetzge-
bungsmaterie der Länder und im übrigen auf Verlangen teilt 
die Bundesregierung dem Bundesrat die dafür maßgeblichen 
Gründe mit. 
(5) Ist dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben, sind, unbeschadet der bereits bestehenden 
Regelungen, auf Verlangen Vertreter der Länder zu den Ver-
handlungen in den Beratungsgremien der Kommission und des 
Rates hinzuzuziehen, soweit der Bundesregierung dies möglich 
ist. 
(6) Einzelheiten der Unterrichtung und Beteili-





Die Verfassung der Fünften Republik vom 4. Oktober 1958 
enthält keine Vorschrift, die das Problem der Zuerkennung 
von Hoheitsrechten behandelt. Allerdings nimmt die Präambel 
in ihrem ersten Absatz Bezug auf die Prinzipien der nationa-
len Souveränität, wie sie in der Deklaration von 1789 
niedergelegt und von der Präambel der Verfassung von 1946 
bekräftigt und vervollständigt wurden. 1 ) In Absatz 15 der 
Präambel der Verfassung der Vierten Republik vom 27. Oktober 
1946 heißt es: "Unter dem Vorbehalt der Gegenseitigkeit 
stimmt Frankreich den zur Organisation und Verteidigung des 
Zu. " 2) f Friedens notwendigen Souveränitätsbeschränkungen Au 
Grund der Verweisung der Präambel von 1958 ist Abs. 15 der 
1) ''Le peuple fran~ais proclame solanellernent s9~ 
attachement aux Droits de l'homme et aux principes de la 
souverainete nationale tels qu'ils ont ete definis par 
la Declaration de 1789, confirmee et completee par le 
priambule de 1a Constitution de 1946." 
Englischer Text: ''The French people hereby salemnly 
proclaims its attachment to the Rights of Man and ehe 
principles of national sovereignty as defined by the 
Declaration of 1789, reaffirmed and completed by the 
Preamble of the Constitution of 1946", zitiert nach 
Blaustein/Flanz V, S. 3. 
2) "Sous reserve de reciprocite, la France consent aux 
limitations de la souverainete neces5aires a 
l'organisation et a la aefense de la paix'', J.O.R.F. 
(Lois et Decrets) 1946, S. 9166. 
Englischer Text; "Under the condition of reciprocity 
France consents to the limitations of sovereignty 
necessary for the organization and defence of peace.'' 
Präambel von 1946 
Verfassungsnormen, 
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geltendes l) Verfassungsrecht. Diese 
die von Anfang an Teil der Verfassungen 
waren und bisher nicht geändert wurden, bilden in der fran-
zösischen Rechtsordnung die verfassungsrechtlichen Grundla-
gen für die Zuerkennung von Hoheitsrechten an die EG. 
2) Form und Verfahren der Zuerkennung von Kompetenzen sowie 
die hierfür zuständigen Staatsorgane 
Für die Beschränkung der Souveränität ist in Abs. 15 der 
Präambel von 1946 kein.besonderes Verfahren,vorgesehen. Auf 
diesen Vorgang ist vielmehr die allgemeine Regel des Art. 
53 2 ) anzuwenden. Danach bedürfen Verträge, die die inter-
nationale Organisation betreffen, der Ratifikation oder Zu-
stimmung durch ein Gesetz. Hierunter fallen in erster~ Linie 
Verträge, die sich auf Internationale Organisationen be-
ziehen.)) Dazu gehören auch diejenigen, die eine Inter-
nationale Organisation mit Entscheidungsbefugnissen errich-
ten, sowie diejenigen, die einen Verzicht oder eine Be-
l) c.c. 30.12.1976 "Assemblee Europeenne", J.O.R.F. (Lais 
et Decrets) 108 (1976), Nr. 305, 7651, 2.Considerant; 
c.c. 16.1.1982 "Nationalisation•, J.O.R.F. (Lais et 
Decrets) 114 (1982), Nr. 17, 229, 300, unter II, 3. Con-
siderant; Kovar/Simon R.T.D.E. 13 (1977), s. 680; Fuß 
DVBl. 95 (1980), S. 102; Franck J.C.P. 1977, II, Nr. 
18704, unter III A. 
2) Artikel ohne weiteren Zusatz sind solche der Verfassung 
vom 4. Oktober 1958. Der französische Text der zitierten 
Verfassungsnormen ist im Anhang zu diesem Kapitel 
wiedergegeben. 
3) Pellet, in Luchaire/Conac, Art. 53 I A 1, S. 677. 
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schränkung der Souveränität vorsehen. l) Dementsprechend ist 
zu den EGKS-, EWG- und EAG-Verträgen sowie zur Einheitlichen 
Europäischen Akte jeweils ein Gesetz ergangen, das den 
Staatspräsidenten zur Ratifikation 
tigte.
2 ) An die Verabschiedung des 
der Verträge ermäch-
Gesetzes werden keine 
besonderen formell~n Anforderungen gestellt, wie z.B. die 
Verabschiedung mit qualifizierten Mehrheiten in Assemblee 
Nationale und Senat. 
Erfolgt die Zuerkennung von Kompetenzen somit durch den Ab-
schluß einer entsprechenden internationalen Vereinbarung und 
der darauf gerichteten parlamentarischen Zustimmung in Form 
eines Gesetzes, so bestimmt dieses Verfahren auch den Kreis 
der zuständigen Staatsorgane. Staatspräsident oder Regierung 
handeln den Text der Vereinbarung mit den anderen Parteien 
aus (Art. 52). Anschließend wird das Gesetz, das den Staats-
präsidenten zur Ratifizierung ermächtigt, vom Premier 
Ministre oder aus der Mitte des Parlaments eingebrapht (Art. 
39). Auf Vorlage der Regierung berät der Conseil Eponomique 
et Social die Gesetzesvorlage und gibt eine Stellungnahme 
hierzu ab (Art. 69). Danach wird das Gesetz von beiden 
Kammern des Parlaments, Assemblee Nationale und Senat, ver-
abschiedet (Art. 45), von der Regierung an den Staatspräsi-
denten weitergeleitet und von diesem verkündet (Art. 10). 
l) '' ... conventions creant uneOrganisationinternationale 
permanente investie de pouvoirs de decision ou imposant 
des renonciations ou des limitations de souverainet2 de 
la France", Antwort der französischen Regierung auf den 
UR-Fragebogen im Januar 1953, zitiert nach der Ant·"ort 
des französischen Außenministers auf die Anfrage 
M. Couste, J.O.R.F., A.N., Debats parlernentaires, 107 
(1975), S. 1478, Question Nr. 16766. 
2) Ratifikationsgesetz zum EGKS-Vertrag vorn 10.4.1952, 
J.O.R.F. (Lois et Decrets) 84 (1952), Nr. 89, s. 3795 f; 
Ratifikationsgesetz zum EWG- und EAG-Vertrag vom 
2.8.1957, J.O.R.F. 89 (1957), Nr. 180, S. 7716 f; 
Ratifikatinsgesetz zur Einheitlichen Europäischen Akte 
vom 16. 12.1986, J.O.R.F. (Lais et Decrets) 118 (1986), 
Nr. 292, S. 15107. 
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Schließlich ratifiziert der Staatspräsident bzw. die Re-
gierung die internationale Vereinbarung (Art. 52). Neben 
diesem Weg besteht noch die Möglichkeit, daß der Staatsprä-
sident auf Vorschlag der Regierung oder auf Antrag beider 
Kammern des Parlaments das die Ratifizierung betreffende Ge-
setz dem Volk zum Referendum vorlegt (Art. 11). Anläßlich 
des Beitritts Dänemarks, Irlands und Großbritanniens zur EG 
machte Staatspräsident Pompidou 1972 hiervon Gebrauch.l) 
Die Zuerkennung von Kompetenzen an die EG erfolgt somit im 
Wege des Abschlusses einer völkerrechtlichen Vereinbarung 
und Verabschiedung eines entsprechenden Ratifikationsge-
setzes. Hierfür zuständig sind neben dem Parlament, der 
Staatspräsident, die Regierung sowie der Conseil Economique 
et Social. Der Gesetzesbeschluß durch das Parlament kann 
durch ein Referendum ersetzt werden. 
3) Bedingungen für die Zuerkennung von Kompetenzen 
Die Beschränkung der Souveränität unterliegt nach Abs. 15 
der Präambel von 1946 zwei Bedingungen. Zum einen steht sie 
unter dem Vorbehalt der Wechselseitigkeit ("reciprocite"). 
Zum anderen muß sie für die Organisation und Verteidigung 
des Friedens notwendig sein. 
1) Proclamation des resultats du referendum du 23 avril 
1972 concernant ~e projet de 1oi autorisant 1a 
ratification du trait€ relatif a l'adhEsion a la 
Communaut.2 €conornique europ€enne et .3. la Communaut€ 
europ€enne de l'€nergie atomique du Royaume de Danemark, 
de l'Ir1ande et du Royaume de Norvege et du Royaume-Uni 
de Grande-Bretagne et du l'Ir1ande du Nord, signe a 
Bruxel1es le 22 janvier 1972, J.O.R.F. (Lais et Decrets) 
104 (1972), Nr. 101, S. 4460. 
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Die Bedingung der Wechselseitigkeit bezieht sich auf die ge-
genseitigen Verpflichtungen. 1 ) Danach darf die Beschränkung 
der Souveränität in einer internationalen Vereinbarung nur 
dann erfolgen, wenn die anderen Vertragspartner die gleichen 
Beschränkungen auf sich nehmen. Dies steht im Gegensatz zur 
Bedingung der Reziprozität in Art. 55. Dort betrifft sie die 
Anwendung der gegenseitig übernommenen Verpflichtungen.
2 ) 
Einer Beschränkung der Souveränität kann also nur bei 
Wechselseitigkeit der übernommenen Verpflichtung zugestimmt 
werden. Die 
dingung. 3 ) 
EG-Gründungsverträge erfüllen diese Be-
Darüberhinaus ist erforderlich, daß die Beschränkung der 
Souveränität zur Organisation und Verteidigung des Friedens 
erforderlich ist. Der Verfassungsgeber von 1946 sah die Be-
schränkung der Souveränität vor allem im Zusammenhang mit 
dem Aufbau eines Systems kollektiver Sicherheit und der Ein-
dämmung der durch chauvinistische Tendenzen.hervorgerufenen 
l) Teitgen, in Luchaire/Conac, Preambule, VI~, II, S. 53. 
2) Teitgen, in Luchaire/Conac, Preambule, VII, II, S. 53; 
Nguyen R.D.P. 75 (1959), s. 556; Pinto, in Luchaire; 
Conac, Art. 55, Anm. 11, S. 725. Die Reziprozitäts-
bedingung in Art. 55 findet im Verhältnis der Mitglied-
staaten der EG untereinander allerdings ~eine An~endung 
(C.cass. (Ch. mixte) 24.5.1975 "Administration des 
douanes c. societe Cafes Jacques Vabre et ;;oc:.ete 
J. Weigel et Cie", G.P. 95 (1975) II, 176, ~77; 
Jacque, Gedächtnisschrift Constantinesco, S. 325 ff 
m.w.N. aus der Rspr. des EuGH, der C.cass. u~d des C.E.; 
Kovar C.D.E. ll (1975), s. 656). Ihre Fundion über-
nehmen die Vertragsverletzungsverfahren der Art. 169 und 
170 EWGV und die entsprechenden Vorschriften in den 
anderen Gründungsverträgen ( Pinto, in Luchaire;'Conac, 
Art. 55, Anm. 23, S. 730). 
3) Vgl. c.c. 19.6.1970 "Modifications de certaines 
dispositions budgetaires", J.O.R.F. (Lais et Decrets) 
102 (1970), Nr. 143, 5806, 5807, 5. Considerant. 
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Kriegsgefahr. l) In der Praxis spielt diese Bedingung aller-
dings keine entscheidende Rolle. Eine Beschränkung der 
Souveränität wird sich in erster Linie im Rahmen einer poli-
tischen Integration vollziehen. Die in diesem Zusammenhang 
abgeschlossenen internationalen Vereinbarungen werden in 
aller Regel zumindest in der Präambel ein Bekenntnis zum 
Frieden enthalten. 2 ) Dies ist z.B. bei den EG-Grlindungsver-
trägen der Fall. Sie erfüllen daher diese Bedingung. J) 
4) Anforderungen an den Adressaten der Zuerkennung 
Die Verfassung trifft keine Aussage darüber, zu wessen 
Gunsten die Beschränkung der Souveränität erfolgen darf. Die 
Entstehungsgeschichte des Abs. 15 der.· Präambel 4 ) und 
l) Siehe hierzu die Ausführungen des Berichterstatters 
Guillet zum entsprechenden Art. 46 des ersten 
Vorentwurfs vom 19.4.1946: "Je tien~.a affirmer ... que 
l'evolution normale doit conduire vers la lirnitation de 
la souverainete des Etats en vue de l'organisation d'un 
Systeme coherent de securite collective ... Le Monde est-
il destine a p€rir en entier sur l'autel de cette 
derniere idole que serait la souverainet€ nationale ... 
Dans les rapports entre Etats la souverainete 
ind€pendence s'est manifest€e avec une n€faste 
virulence chaque fois que les passions chauvistes l'on 
p€netree ... u, 1. Assembl€e Constituante, D€bats, 
2. seance vorn 11.4.1946, S. 1724, zitiert nach Teitgen, 
in Luchaire/Conac, Preambule, VII, II 2, s. 56. 
2) Gramlich, S. 73. 
3) Abs. 2-6 der Präambel des EGKS-Vertrages, Abs. 2, 3 und 
8 des EWG-Ifertrages und Abs. 2 und 6 des EAG-Vertrages. 
Vgl. hierzu auch Darras/Pirotte R.T.D.E. 13 (1977), 
S. 714; Gramlich, S. 73 Fn. 142; Schlenzka, S. 109. 
4) Vgl. die auf S. 58 in Fn. l wiedergegebene Äußerung des 
Berichterstatters Guillet. 
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Äußerungen der französischen Regierung 1 ) erlauben jedoch 
den Schluß, daß die Souveränitätsbeschränkungen vor allem 
Internationalen Organisationen zugute kommen sollten. Hin-
sichtlich deren Ausgestaltung ist festzustellen, daß sie der 
Sicherung des Friedens dienen2 ), sowie mit Entscheidungsbe-
fugnissen ausgestattet bzw. supranationalen Charakter
3 ) 
haben sollen. Weitere Kriterien sind weder im Text der Ver-
fassung niedergelegt noch von Rechtsprechung oder Literatur, 
soweit ersichtlich, entwickelt worden. 
5) Keine Verpflichtung zur Übertragung 
Nach dem Wortlaut des Abs. 15 der Präambel stimmt Frankreich 
zwar den in dieser Vorschrift anvisi~rrten Souveränitätsbe-
schränkungen zu ( "consent''). Ob aus der Verwendung des Indi-
katifs jedoch eine Verpflichtung der Staatsorgane abgeleitet 
werden kann, erscheint zumindest fragwürdig. Rechtsprechung 
und Literatur äußern sich zu dieser Frage, soweit ersieht-
lieh, nicht. 
zwar schufen die Terminologie und Tendenz der Verfassung von 
1946 ein Klima, das die Integration von souveränen Staaten 
l) Vgl. die auf S. 55 in Fn. l wiedergegebene Antwort im 
UN-Fragebogen •;on 1953. Darüberhinaus ist noch folgende 
Erklärung Robert Schumans vor der Generalversammlung der 
UN am 10.11.1952 zu erwähnen: "La France, comme lui 
permet la Constitution, accepte pour eile rneme, SOUS la 
seule condition de reciprocit€, l'id€e d'un transfert et 
d'un partage de souverainet€s librernent consentis au 
profit d'organisrnes supranationaux'', zitiert nach 
Kovar/Simon R.T.D.E. 13 (1977), S. 681. 
2) Vgl. den auf S. 58 in Fn. l angeführten Bericht 
Guillets. 
3) Vgl. die in der vorletzten Fn. wiedergegebene Äußerung 
Robert Schumans vor der Generalversammlung der UN. 
-60-
förderte. 1 ) Dies spricht im Zusammenwirken mit dem Wortlaut 
der Vorschrift für eine Interpretation im Sinne einer Ver-
pflichtung. Gegen diese Auslegung steht jedoch, daß die Ver-
fassung von 1958 die ~souverainet~ nationale'' zum "katego-
rischen Imperativ" gemacht hat. Auch die auswärtigen Bezie-
hungen Frankreichs 
sehen. 2 ) Abs. 15 
sind im Lichte dieses Prinzips zu 
der Präambel von 1946 ist nicht auf dem 
Hintergrund seines ursprünglichen Umfeldes, sondern im 
Rahmen der Verfassungsbestimmungen von 1958 zu lesen. 3 l 
Hier wird die ''souverainetä nationale'' bereits in der Prä-
ambel angeführt und dann in Art. 3 präzisiert. Dieser Grund-
satz erhält damit einen überragenden Platz in der französi-
schen Verfassungsordnung. Mit diesem Prinzip, das sich auch 
in der unter A II 6 dargestellten Rechtsprechung des Conseil 
Constitutionnel (C.C.) niederschlägt, ist die Annahme einer 
Verpflichtung zur Zustimmung zu Souveränitätsbeschränkungen 
unvereinbar. Es ist daher davon auszugehen, daß die Verwirk-
lichung dieser Beschränkungen im p,olitischen Ermessen der 
zuständigen Verfassungsorgane liegt:. 
6) "Souveraineb§" - Gegenstand der Beschränkung 
Die Zuerkennung von Kompetenzen erfolgt in Frankreich durch 
eine Beschränkung der Souveränität. Um den Zuerkennungsakt 
verstehen zu können, ist es daher nötig, den Begriff der 
''Souveränität'' näher zu untersuchen. 
Abs. 15 der Präambel der Verfassung von 1946 bestimmt die 
Souveränität nicht weiter. Die Vorschrift wird daher im zu-
sammenhang mit der für die Souveränität fundamentalen Norm 
1) Nguyen R.D.P. 75 (1959), S. 516. 
2) Kovar/Simon R.T.D.E. 13 (1977), s. 681. 
3) Kovar/Somon R.T.D.E. 13 (1977), s. 681. 
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des Art. der Verfassung gesehen. In diesem Artikel wird 
der Souveränität das Attribut "nationale" hinzugefügt und 
bestimmt, daß sie beim Volk liegt, welches sie durch seine 
Repräsentanten und im Wege des Referendums ausübt. Weiterhin 
wird festgelegt, daß sich weder ein Teil des Volkes noch ein 
,Einzelner die Ausübung der Souveränität anmaßen kann. Für 
die vorliegende Untersuchung sind die z.T. einander wider-
sprechenden Elemente der Philosophie Rousseaus und Sieyes, 
die Art. miteinander vereint, vor allem die Frage, ob die 
Souveränität bei der Nation oder beim Volk liegt, nicht 
weiter zu verfolgen. 1 ) Entscheidend ist vielmehr, was 
unter "souveraineti nationale'' zu verstehen ist. 
Folgende drei Interpretationsmöglichkeiten bieten sich an: 
Zum einen kann man hierunter den absoluten Charakter der 
Staatsgewalt verstehen, die vollkommen unabhängig ist, ihre 
Berechtigung von keiner anderen Macht ableitet und keine 
konkurrierende Gewalt neben siGh duldet. Zum anderen ist es 
denkbar, unter ••souverainet~ :nationale•• die Summe der 
Staatsgewalt zusammenzufassen, also alle Bereiche staat-
licher Tätigkeit. Schließlich könnte dieser Terminus die 
Position des Trägers der obersten Gewalt im Staate bezeich-
nen.2) Nach der Literatur ist der Begriff iSd zweiten Defi-
nition auszulegen. Er bezeichnet die Summe der Herrschafts-
befugnisse des Staates. 3 ) Auf diese Weise werden alle 
Staatsfunktionen zusammengefaßt. Nur in diesem Sinne ist es 
möglich, die an sich einheitliche, unteilbare und unüber-
tragbare Souveränität in einzelne Kompetenzen aufzuspalten 
und ihre Ausübung verschiedenen Organen zuzuteilen. 
4 ) 
l) Vgl. hierzu die grundlegenden Äußerungen bei 
Hauriou/Gicquel, S. 371 ff, und bei Burdeau, S. 127 ff. 
2) Oe Malberg, s. 79; Favoreu/Philip R.D.P. 93 {1977), 
s. 160; Kovar/Simon R.T.D.E. 13 (1977), S. 685. 
3) Oe Malberg, S. 79; Favoreu/Philip R.D.P. 93 (1977), 
S. 160~ Jacqu~, La souveraineti, S. 81~ Kovar/Simon 
R.T.D.E. 13 (1977), S. 685. 
4) Favoreu/Philip R.D.P. 93 (1977), S. 160; Kovar;Simon 
R.T.D.E. ~3 (1977), S. 685. 
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Darüberhinaus dient der Terminus herkömmlich zur Begründung 
der Herrschaft des Volkes. Die Volkssouveränität sollte im 
Zeitalter der französischen Revolution vor dem Zugriff eines 
Monarchen auf den Souveränitätstitel geschützt werden. 11 
Die Rechtsprechung des C.C. hat dieses Überkommene Verständ-
nis noch 
30.12.1976 
ergänzt. In den 
und 17.7.19802 ) 
Entscheidungen vom 
hat der Conseil 
19.6.1970, 
dem Begriff 
der "souverainet€ nationale" eine außenpolitische DimenSion 
hinzugefligt. Die ''souverainet€ nationale•• begründet hiernach 
die nationale Unabhängigkeit Frankreichs in seinen inter-
nationalen Beziehungen. Kein anderer Staat und keine Inter--
nationale Organisation verfüge über Befugnisse, die das Ver-
halten Frankreichs einschränken könnten. 31 Diese Auslegung 
spiegelt deutlich die gaullistische Auffassung der Väter der 
Verfassung der Fünften Republik wider. War es doch der 
Gaullist Michel Debre, der mit der Ausarbeitung des Textes 
der neuen Verfassung betraut war. Präsident de Gaulle hat 
sich 1965 unter Berufung auf;das Prinzip der "souverainete 
nationale", wie es in Art. 3 zum Ausdruck kommt, geweigert, 
das Mehrheitsprinzip im Ministerrat der Europäischen Gemein-
schaften anzuerkennen. Dies führte zu den "Luxemburger Be-
schlüssen". 41 Die Auslegung des Begriffes der "souverainete 
nationale" durch den c.c. entspricht mithin den Intentionen 
des Verfassungsgebers. 
1) Jacque, La souverainet€, s. 80; Baulouis C.D.E. 
13(1977), S. 475; Fromont, FS-Mosler, s. 222; Fuß DVBl. 
95 (1980), s. 102. 
2) C.C. 19.6.1970 "Modifications de certaines dispositions 
budgetaires", J.O.R.F. (Lais et Decrets) 102 (1970), Nr. 
143, 5806, 5807, letztes Considerant; c.c. 30.12.:976 
"Assemblee Europeenne", J.O.R.F. (Lais et Decrets) 108 
(1976), Nr. 305, 7651, 6.Considerant; C.C. 17.7.1980 
"Entraide judiciaire", J.O.R.F. (Lais et Decrets) 112 
(19801. Nr. 167, 1835, 1836, 4. Considerant. 
3) Franck J.C.P. 1977, II, Nr. 18704, unter III A; vgl. 
Baulouis C.D.E. 13 (1977), S. 475; Fromont, FS-Mosler, 
s. 222. 
4) Vgl. die Rede de Gaulles vom 9.9.1965, zitiert bei 
Lesguillons, S. 29; Goose EuR 6 (1971), S. 68. 
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Festzuhalten bleibt, daß unter ''souverainet€ nationale" die 
Summe der Staatsgewalt zu verstehen ist. Das Prinzip dient 
dazu, intern die Herrschaft des Volkes und extern die Unab-
hängigkeit Frankreichs zu begründen. Bei den "limitations de 
souverainete" iSd Abs. 15 der Präambel der Verfassung von 
1946 geht es somit um die Begrenzung der Staatsgewalt. 
7) Definition der 1'1irnitations de souveraineti'' 
Nachdem oben die Frage behandelt wurde, was in dem Begriff 
der ''limitations de souverainet~'' unter ''souverainet~'' zu 
verstehen ist, soll nunmehr der zweite Teil dieses Aus-
drucks, ''limitations", untersucht werden. Der C.C. bedient 
sich zur Erläuterung dies~s Terminus eines Gegensatzpaares. 
Den verfassungsmäßigen "lirnitations" stellt er die verfas-
sungswidrigen "transferts" gegenüber. 11 Die Bedeutung der 
einen oder der anderen dieser Bezeichnungen erläutert er 
jedoch nicht näher. Ihre Auslegung ist daher seit der Ent-
scheidung vom 30.12.1976 nicht weniger umstritten als zuvor. 
a) Unterscheidungen in der Literatur 
Einige Autoren leugnen der Unterscheidung jegliche Relevanz 
und Praktikabilität ab. Eine Souveränitätsbeschränkung 
bringe stets eine Souveränitätsübertragung mit sich, da sie 
die Ausübung der beschränkten Kompetenzen durch ein anderes 
Rechtssubjekt impliziere. 21 Die Mehrzahl der Stellungnahmen 
1) c.c. 30.12.1976 "Assemblee Europeenne", J.O.R.F. (Lais 
et Dicrets), 108 (1976), Nr. 305, 7651, 2. Considerant. 
2) Baulouis C.D.E. 13 (1977), S. 478; Luchai:e, in 
Luchaire/Conac, Preambule, V 2 b, s. 49. 
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akzeptiert jedoch die Differenzierung. Fraglich ist nur, 
nach welchem Kriterium sie getroffen werden soll. 
Favoreu/Philip schlagen vor, auf das Rechtssubjekt abzu-
stellen, das von der Beschränkung oder der Übertragung 
profitiert. Adressat einer ''limitation'' sei eine Internatio-
nale Organisation. Hierbei gehe es nur um die Delegation be-
stimmter Kompetenzen. Adressat eines "transfert" hingegen 
könne nur eine andere souveräne Einheit, also ein 'Staat 
sein. In diesem Falle gehe es um eine definitive Aufgabe der 
Kompetenzen. 1 ) Frornarrt unterscheidet ähnlich, indem er 
unter 11 limitation" nur die Zuerkennung bestimmter Kompeten-
zen, unter ''transfert'' jedoch den Wechsel eines Souverän!-
tätstitels von einem Rechtssubjekt auf ein anderes ver-
steht.2) Jacque stellt darauf ab, ob eine unabhängige Ent-
scheidungsbefugnis begründet wird. Wenn nicht, dann liege 
nur eine 11 limitation" vor. Dieser Verzicht auf die Ausübung 
bestimmter Kompetenze~ setze nicht voraus, daß sie künftig 
von einem anderen Recptssubjekt wahrgenommen werden. Ein 
"transfert" hingegen begründe eine neue unabhängige Ent-
scheidungsbefugnis. Er führe zu einer Entäußerung bzw. Ver-
fremdung ("alienation") der Souveränität. Die übertragene 
Souveränität werde künftig von einem anderen Rechtssubjekt 
wahrgenommen. 3 ) Eine ähnliche Differenzierung treffen 
Kovar/Sirnon. Nach ihnen liegt in einer ''limitationn nur der 
Verzicht auf die Ausübung bestimmter Kompetenzen. Ein 
''transfert'' hingegen verändere die Zuständigkeit des Souve-
ränitätstitels und bringe die Gefahr mit sich, daß Frank-
reich an Entscheidungen Dritter gebunden werde.~) Philip 
schließlich stellt konkret auf das Beispiel der EG ab und 
l) Favoreu/Philip R.D.P. 93 (1977), s. 160 f. 
2) Fromont, FS-Mosler, S. 229; vgl. auch Franck J.C.P. 1977 
II, Nr. 18704 unter III A; Favoreu/Philip, Grandes 
decisions, s. 355 f; Philip, Melanges Pelloux, s. 279. 
3) Jacque, La souverainete, s. 82. 
4) Kovar/Simon R.T.D.E. 13 (1977), S. 687. Zur Begründung 
einer Entscheidungsbefugnis vgl. auch Jacque, La 
souverainete, s. 83. 
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kommt zu dem Schluß, daß in ihrem Fall nur eine "1imitation" 
vorliegen kann. Die der EG zuerkannten Kompetenzen hätten 
eine andere Reichweite und seien anderer Rechtsnatur als die 
der vordem berechtigten Staaten. Die EG-Kompetenzen seien 
mehr als nur die Summe der Kompetenzen der Mitgliedstaaten. 




zu der Auseinandersetzung ist zunächst anzumerken, daß der 
wartlaut des Abs. 15 der Präambel der Verfassung von 1946 
keine Unterscheidung in 11 lirnitations.. und "transferts .. 
trifft. Auch die übrigen Bestimmungen der Verfassungen von 
1946 und 1958 enthalten diese Differenzierung nicht.
2 ) 
unter dem Aspekt d,es systematischen Zusammenhangs ist fest-
zustellen, daß die yerfassung von 1958 in der Präambel und 
in Art. 3 das Prinzip der 1'souveraineti nationale'' zum alles 
überragenden Grundsatz erklärt. 3 ) Verstanden als Freiheit 
des französischen Volkes, über die internen und externen An-
gelegenheiten Frankreichs zu entscheiden,
4 ) darf diese zwar 
eingeschränkt aber nicht aufgegeben werden. Daraus folgt, 
daß eine "limitation" keinesfalls zur Folge haben kann, daß 
diese Souveränität verlorengeht; lediglich Einschränkungen 
ihrer Ausübung sind zulässig. 
Bezüglich der Entstehungsgeschichte der Vorschrift ist 
zwischen zwei Phasen zu unterscheiden4 In den Beratungen des 
l) Philip, Melanges Pelloux, s. 279; vgl. auch Teitgen, in 
Luchaire/Conac, Preambule, VII, II l, S. 54. 
2) Vgl. hierzu auch Baulouis C.D.E. 13 (1977), S. 477. 
3) Kovar/Simon R.T.D.E. 13 (1977), S. 681. 
4) Vgl. die Ausführungen unter A II 6. 
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Entwurfs der Verfassung der Vierten Republik wurde der Be-
griff der "Limitation" zumindest auch im Sinne einer Über-
tragung verstanden. 1 ) Auch die maßgeblich an der Ausarbei-
tung dieses Textes beteiligten Paul Coste-Floret und Andre 
Philip verwendeten die Begriffe ''limitation'' und ''transfert'' 
synonym. 2 ) Dieser Tendenz entsprechen ebenfalls die 
Äußerungen der französischen Regierung Anfang der 50-er 
Jahre. Robert Schuman erklärte am 10.11.1952 vor der Gene-
ralversammlung der vereinten Nationen, daß die französische 
·· .. · t "t gestatte. 3 ) In Verfassung die Ubertragung von Souveran1 a 
einem ON-Fragebogen von 1953 bzgl. der Regeln und Praxis des 
Abschlusses internationaler Verträge werden beide Termini 
erwähnt und auch beide für verfassungskonform erachtet. 4 ) 
Mit dem politischen Wechsel in Frankreich anläßlich der 
Tunesien- und der Indochinakrise wandelt sich Mitte der 
50-er Jahre das Verständnis von Abs. 15 der Präambel von 
1946. Michel De.bre unterscheidet 1954 bewußt in einem Aus-
schußbericht fü~ den Conseil de la Republique zwischen zu-
lässigen ''limitations'' und unzulässigen ''transferts". 5 ) Mit 
l) Vgl. die Äußerungen Delem-Sorbes in der Assemblee 
Nationale Constituante vom 21.3.1946, J.O.R.F, A.N.Con-
. stituante I, l946, S. 973: "Keine internationale Gemein-
schaft kann le.ben und wachsen, wenn nicht die ihr ange-
hörigen Staaten gleichzeitig und freiwillig überein-
kommen, zum Nutzen aller einen Teil ihrer nationalen 
Souveränität aufzugeben", zitiert nach Schlenzka, S.l07f 
Fn. 29. Siehe auch die Stellungnahme Guillets vom 
11.4.1946, wiedergegeben auf S. 58 in Fn. l. 
2) coste-Floret in der Debatte vom 6.12.1951, J.O.R.F., 
A.N., Debats parlernentaires, 1951, Nr. 150, S. 8881; 
Philip, Le Monde vom 9.6.1954, S. 5 unter I 2. 
3) Zitiert auf S. 59 in Fn. 1. 
4) Zitiert auf s. 55 in Fn. l. 
5) Ausschußbericht, Conseil de la Republique, Documenta 
parlementaires, 1954, Nr. 501, S. 646, zitiert nach 
Schlenzka, S. 106 f; vgl. auch Debre, in der Debatte vom 
23.7.1957 anläßlich der Verabschiedung des Ratifika-
tionsgesetzes zum EWG- und EAG-Vertrag J.O.R.F., 
Conseil de la Republique, Debats parlementaires, 1957, 
s. 1695. 
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der Ausarbeitung der Verfassung der Fünften Republik be-
traut, läßt Debre auch den vorübergehend erwogenen Gedanken 
fallen, den Begriff eines Vertrages, der eine Minderung der 
internen oder externen Souveränität zur Folge hat, in Art. 
Verfassung aufzunehmen. l) Die 53 der Erwähnung eines 
solchen Terminus im Verfassungstext war aus gaullistischer 
Sicht untragbar. Durch die Anerkennung, daß ein solcher Be-
griff einen Sinn habe, enthielt er die Gefahr, daß derarti-
ge Abtretungen der Souveränität ("abandons de souve-
rainete'') von vornherein als rechtmäßig angesehen würden. 2 ) 
Die Entstehungsgeschichte der Vorschrift kann daher 
sowohl 
für als auch gegen die Unterscheidung in "limitations" und 
''transferts'' herangezogen werden. 
Dies wirft die Frage auf, ob die ratio der Vorschrift eine 
solche Differenzierung rechtfertigt. Aus der Sicht des Ver-
fassungsgebers von 1946 hatte Abs. 15 der Präambel den 
Zweck, die pqlitische und wirtschaftliche Integration Frank-
reichs in Qie internationale Gemeinschaft zu fördern. 3 l 
aus Stellungnahmen Delem-Sorbes und 
Dies ergibt sich 
Guillets 4 ) und 
entspricht der Gesamttendenz und Terminolo-
gie der Verfassung der Vierten Republik 5 ). 
In der Entscheidung des C.C. vom 30.12.1976 wird allerdings 
dieser Sinn unter den Vorbehalt der nationalen Unabhängig-
keit Frankreichs gestellt. Wenn die Präambel auch "limita-
tions'' zulasse, so gestatte doch keine Verfassungsnorm· 
11
transfertsn von Teilen oder der gesamten 1'souverainete 
l) Titel E, Art. 3 des von Michel Debre ausgearbeiteten 
Avant-projet, abgedruckt bei Debre, s. 59. 
2) Pellet, in Luchaire/Conac, Art. 53, I A 1, s. 675 
Fn. 17. 
3) Goose EuR 6 (1971), S. 66, der in Abs, 15 der Präambel 
von 1946 einen dem Art. 24 Abs. 1 GG und Art. 11 der 
italienischen Verfassung vergleichbaren ''Integrations-
hebel" sieht. 
4) Siehe s. 58 Fn. l. 
5) Nguyen R.D.P. 75 (1959), S. 516. 
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nationale" zugunsten welcher Internationalen Organisation 
auch immer. Souveränität kann hiernach sowohl in ihrer Ver-
ankerung wie in ihrer Ausübung nur national sein. An ihr 
können nur Vertreter des französischen Volkes teilhaben, die 
im Rabmen französischer Institutionen gewählt wurden. 1 ) 
Nach Auffassung des C.C. kann die Vorschrift des Abs. 15 der 
Präambel,von 1946, auch wenn sie die Integration Frankreichs 
fördern soll, nicht den Sinn haben, die nationale Souveräni-
tät zu überspielen. Die Unterscheidung zwischen "limita-
tions'' und "transferts" dient hier dem Bestreben, die Ent-
wicklung der EG-Kompetenzen unter verfassungsrechtlicher 
Kontrolle zu halten. 2 ) Eine autonome Entwicklung der EG 
soll möglichst verhindert werden. 
Die Untersuchung zeigt, daß sich sowohl gute Argumente für 
als auch gegen die Differenzierung in verfassungsmäßige 
''limitations" upd verfassungswidrige ''transferts'' anführen 
lassen. Z~m gegenwärtigen Zeitpunkt wird man jedoch kaum 
umhinkomm~n, grundsätzlich diese Unterscheidung anzuerken-
nen. Gern. Art. 62 haben die Entscheidungen des C.C. für alle 
Organe der öffentlichen Gewalt in Tenor und tragenden Ent-
scheidungsgründen verbindliche Kraft. 3 ) Es ist also davon 
l) c.c. 30.12.1976 "Assemblee Europeenne", J.O.R.F. (Leis 
et De~rets) 108 (1976), Nr. 305, 7651, 2. Considerant: 
" ... si le preambule de la Constitution de 1946 ... dispose 
que la France consent aux limitations de 
souverainet€ ... aucune disposition de nature constitu-
tionnelle n'autorise des transferts de tout ou partie de 
la Souverainete nationale a quelque Organisation inter-
nationale que ce seit.'' und 6. Consid~rant: •• ... la 
souverainete tant dans son fonderneut que dans son 
exercice, ne peut etre que nationale et que seuls 
peuvent etre regardes comme participant a l'exercise de 
cette souverainete 1es representants du peuple fran9ais 
elus dans le cadre des institutions de la R6publique." 
2) Ruzie J.D.I. 104 (1977), s. 76 f; Baulouis C.D.E. 13 
(1977)' s. 478. 
3) Vgl. die Ausführungen des Procureur general Touffait in 
seinen Conclusions im Fall C.cass. (Ch. mixte) 24.5.1975 
"Administration des douanes c. sociit€ Caf€s Jacques 
Vabre et societe J. Weigel et Cie", G.P. 95 (1975) II, 
s. 474; Ruzie J.D.I. 104 (1977), s. 68. 
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auszugehen, daß sich die französische Rechtspraxis an dieser 
Unterscheidung zumindest solange orientiert, bis eine 
anderslautende Entscheidung des C.c. ergeht oder das Problem 
eine gesetzgeberieche Lösung findet. 
M.E. fällt in der Auseinandersetzung entscheidend ins Ge-
wicht, daß Abs. 15 der Präambel der Verfassung von 1946 nur 
per Verweis aus der Präambel der Verfassung von 1958 Bedeu-
tung als Verfassungsnorm erhält. 1 ) Im Unterschied zum Text 
von 1946, der nur von ''souveraineti'' spricht, enthält derje-
nige von 1958 die Formulierung "souverainet€ nationale 11 • In 
Art. 3 wird das Prinzip der ''souverainet~ nationale'' weiter 
ausgestaltet. Dieses Prinzip wird zum "kategorischen Impera-
tiv" des Verfassungsrechts der Fünften Republik erhoben. Ihm 
haben sich auch die Normen unterzuordnen, die die interna-
tionalen Beziehungen Frankreichs regeln. In seinem Lichte 
sind diese Vorschriften zu lesen. 2 ) Dies führt zu dem 
Schluß, daß der Begriff der "limitations" nur so ausgelegt 
wer~en kann, daß er die innere und äußere Souveränität 
Frankreichs unangetastet läßt. Ein definitives Ausscheiden 
von Kompetenzen, wie sie die Folge des Modells eines "trans-
ferts'' ist, ist hiermit unvereinbar. ''Limitation'' kann daher 
nur die grundsätzlich wieder rücknehmbare Delegation von 
Kompetenzen bedeuten. 
Aus diesem Ansatz ergibt sich, daß das entscheidende Diffe-
renzierungsmerkmal die Änderung des Souveränitätstit'els ist. 
Verbleibt er bei Frankreich, so liegt eine ''limitation'' vor, 
wechselt er zu einem anderen Rechtssubjekt, so geht es um 
einen ''transfert''. 3 ) Dieses Kriterium erlaubt auch die Auf-
1) Vgl. die Ausführungen zu A II 1. 
2) Kovar/Simon R.T.D.E. 13 (1977), s. 681; Nguyen R.D.P. 75 
(1959), s. 157 f. 
3) Jacque, La souverainet6, s. 82; Baulouis C.D.E. 13 
(1977), s. 477: Fromont, FS-Mosler, s. 229; Ruzie J.D.I. 
104 (1977)' s. 76 f. 
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nahme von zwei weiteren Attributen, nämlich die Differen-
zierung nach der Endgültigkeit der Aufgabe der Kompetenzaus-
übung und nach der Begründung einer unabhängigen Entschei-
dungsbefugnis. Bei einer ''lirnitation'' wechselt der Inhaber 
des Souveränitätstitels nicht. Damit ist verbunden, daß ein-
zelne Kompetenzen zwar vorübergehend delegiert werden 
können. Sie scheiden aber nicht definitiv aus der französi-
schen Hoheitsgewalt aus. 1 ) Da kein engültiges Ausscheiden 
der Kompetenzen vorliegt, kann auch keine unabhängige. Ent-
scheidungsbefugnis zugungsten eines anderen Rechtssubjekts 
begründet werden. 2 ) Neben der durch die Mitwirkung an 
dieser Entscheidung begründeten Einflußnahme besteht weiter-
hin die grundsätzliche Möglichkeit, die gegebenenfalls ein-
gegangene Selbstbindung an diese Entscheidung rückgängig zu 
machen. Ein ''transfert'' hingegen überträgt einen Souveräni-
tätstitel auf ein anderes Rechtssubjekt. 3 ) Damit scheiden 
die unter diesem Titel zusammengefaßten Kompetenzen endgül-
tig aUs der Herrschaftsgewalt Frankreichs aus. 4 ) Die Ent-
sche~dungen des von der Übertragung begünstigten Rechtssub-
jekts sind für Frankreich verbindlich. 5 ) Eine Möglichkeit, 
diese Bindung wieder zu lösen, besteht nicht, da hierfür das 
Innehaben des Souveränitätstitels erforderlich wäre. Dieser 
müßte Frankreich zuerst wieder zuerkannt werden, um die Bin-
dung an die Entscheidungen des betreffenden Rechtssubjekts 
lösen zu können. 
Eine Zuerkennung von Kompetenzen an Internationale Organisa-
tionen ist folgendermaßen vorzustellen. In einem ersten 
1) Favoreu/Philip R.D.P.93 (1977), s. 160 f. 
2) Vgl. zu diesem Kriterium Jacque, La souverainete, s. 83; 
Kovar/Simon R.T.D.E. 13 (1977), s. 687. 
3) Jacque, La souverainete, s. 82; Baulouis C.D.E. 13 
(1977)' s. 477. 
4) Fuß DVBl. 95 (1980), s. 103, der dies für den Fall der 
EG annimmt. Er interpretiert den Begriff der 
''limitation'' auch im Sinne eines ''transfert''. 
5) Fuß DVBl. 95 (1980), s. 103; Jacque, La souverainete, 
S. 83; Kovar/Simon R.T.D.E. 13 (1977), S. 687. 
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Schritt verzichten die Staaten auf die Ausübung bestimmter, 
sich aus ihrer Souveränität ergebender Kompetenzen. Insofern 
liegt eine ''limitation'' vor. In einem zweiten Akt werden 
dann einer Internationalen Organisation entsprechende Kompe-
tenzen zuerkannt. Diese sind jedoch anderer Rechtsnatur und 
haben eine andere Reichweite als die nationalen Kompetenz~n. 
Insofern liegt kein ''transfert'', sondern eine ''attribution'' 
vor. 1 ) 
Für die getroffene Unterscheidung der Begriffe spricht auch 
folgende Beobachtung. Die französischen Gerichte gehen, 
soweit sie den Vorrang des EG-Rechts anerkennen, worauf im 
nächsten Abschnitt einzugehen ist, davon aus, daß die gegen 
Gemeinschaftsrecht verstoßenden französischen Rechtsakte 
nicht nichtig, sondern nur nicht anwendbar sind. 2 ) Die 
gleiche Auffassung wird in der Literatur vertreten. J) Würde 
der Terminus ''limitation'' auch einen ''transfert" zulassen, 
,so müßten gemeinschaftsrechtswidrige französische Rechtsakte 
~jedoch nichtig sein. Dies wäre die Konsequenz einer Übertra-
gung des Souveränitätstitels, dem definitiven Ausscheiden 
der Kompetenzen sowie der Begründung einer unabhängigen Ent-
scheidungsbefugnis zugunsten eines anderen Rechtssubjekts. 
Die getroffene Unterscheidung ist schließlich auch auf dem 
Hintergrund des EG-Rechts haltbar. Die Kompetenzen der Ge-
meinschaft haben eine andere Reichweite und sind anderer 
l) Teitgen, in Luchaire/Conac, Preambule, VII, II 1, S. 54; 
Darras/Pirotte R.T.D.E. 13 (1977), s. 715; Philip, 
Melanges Pelloux, s. 279. 
2) C.cass. (Ch. mixte) 24.5.1975 "Administration des 
douanes c. soci~t~ Caf~s Jacques Vabre ec 5oci~t~ 
::. Weigel et Cie", G.P. 95 (1975) II, 476, 477; c.cass. 
(crim.) 16.6.1983 "Rossi di Montalera", Bulletin Ch. 
crim. 1983/I, 461, 463. 
3) Fromont, FS-Mosler, S. 234; Kovar C.D.E. 11 (1975), 
S. 648; Nguyen R.D.P. 75 (1959), S. 552; Odent, 
L'Interpretation, s. 818. 
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Rechtsnatur als die der Mitgliedstaaten. 1 ) Die EG kann Be-
schlüsse fassen, die vorher nicht in die Zuständigkeiten der 
Mitgliedstaaten fielen. Die Hohgeitsgewalt der Gemeinschaft 
ist mehr als die Summe der Hoheitsgewalten der Mitglied-
staaten. 2 ) Sie ist originär und ergibt sich aus den Grün-
dungsverträgen.3l Mit diesen Charakteristika ist die Vor-
stellung eines "transfert 11 unvereinbar. 
Zusammenfassend ist festzuhalten, daß eine "limitation de 
souverainete" das Verbleiben des Souveränitätstitels bei der 
französischen Hoheitsgewalt bedeutet. Frankreich verzichtet 
auf die Ausübung bestimmter Kompetenzen, die vorübergehend 
von einem anderen Rechtssubjekt wahrgenommen werden. Eine 
gegebenenfalls eingegangene Bindung Frankreichs an die Be-
schlüsse dieses Rechtssubjekts ist grundsätzlich rück-
nehmbar. 
8) Vorrang des Gemeinschaftsrechts 
Nach Art. 55 genießen internationale Vereinbarungen Vorrang 
vor Gesetzen, soweit sie ordnungsgemäß ratifiziert worden 
sind oder ihnen ordnungsgemäß zugestimmt wurde und die Rezi-
prozität ihrer Anwendung gewährleistet ist. In Art. 55 kommt 
eine monistische Konzeption des Verhältnisses von nationalem 
l) Phi1ip, Melanges Pe1loux, s. 279; Teitgen, in Luchaire/ 
Conac, Peambule, VII, II l, S. 54. 
2) Darras/Pirotte R.T.D.E. 13 (1977), S. 715. 
3) Vg1. Darras/Pirotte R.T.D.E. 13 (1977), S. 718. 
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zu internationalem Recht zum 1) Ausdruck. Danach bilden 
beide Materien einen gemeinsamen Rechtskreis, in dem das 
Völkerrecht Vorrang genießt. 2 ) Nach der Rechtsprechung des 
C.C. erfüllen die EG-Gründungsverträge die in Art. 55 aufge-
stellten Anforderungen. 3 ) Das französische Verfassungsrecht 
gestattet somit nicht nur das Einräumen eines Vorrangs zu-
gunsten des EG-Rechts, sondern ordnet diesen sogar unmittel-
bar an. 
a) Rechtsprechung des Conseil d'Etat 
Trotz dieser eindeutigen Regelung in der Verfassung, wird 
der Vorrang des EG-Rechts nicht von allen Zweigen der fran-
zösischen Gerichtsbarkeit in der Praxis gewährleistet. Der 
Conseil d'Etat (C.E.) wendet vielmehr in ständiger Recht-
sprechung die lex posterior - Regel an. Danach verdrängt 
sPäteres nationales Recht entgegenstehendes EG-Recht. Zur 
~egründung des Außerachtlassens des Art. 55 trägt der C.E. 
vor, daß der Verwaltungsrichter ("juge administratif") nicht 
Über die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen zu befinden 
habe. 4 ) Ebensowenig habe er über deren Vereinbarkeit mit 
den 11 principes generaux du droit" oder mit früher eingegan-
genen internationalen Verpflichtungen zu entscheiden. 5) Das 
1) Nguyen R.D.P. 75 (1959), S. 549; M.L., Rec. Dalloz 1968, 
s. 289; Ruzie J.D.I. 102 (1975), s. 805 und 806; 
Touffait, Conclusions im Fall C.cass. (Ch. mixte) 
24.5.1975 1'Administration des douanes c. soci€t€ Cafis 
Jacques Vabre' et societe J. Weigel et Cie", G.P. 95 
(1975) II, S. 474. 
2) Verdross/Simma § 
Monaco, Diritto 
s. 33 ff. 
72; Nguyen/Dailler/Pel1et Rn. 67; 
Internazionale, S. 213 ff; Brcwnlie, 
3) C.C. 19.6.1970 "Modifications de certaines dispositions 
budgetaires", J.O.R.F. (Lois et Decrets) 102 (1970), 
Nr. 143, 5806, 5807, 5. Considerant. 
4) C.E. 22.10.1979 "Union democratique du travai1", Rec. 
Lebon 1979, 383, 384. 
5) C.E. 23.11.1984 "Aff. Olivier Roujanski et autres", 
A.J.D.A. 41 (1985), 222, 223. 
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führt den C.E. dazu, für die Entscheidungsfindunq in ständi-
ger Rechtsprechung nationale Gesetze anzuwenden, die nach 
Ratifizierung der EG-Verträge vom Parlament verabschiedet 
wurden, auch wenn sie mit dem EG-Recht unvereinbar sind.l) 
Hinter dieser kurzen Begründung verbirgt sich folgende Über-
legung. In Frankreich ist es Tradition der Gerichte, sich 
der Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit der vom Parlament 
verabschiedeten Gesetze zu enthalten. Diese Regel ist nicht 
weiter schriftlich niedergelegt, sondern gehört zur Tradi-
tion. 
2
) Nach dieser Auffassung ist das vom Parlament verab-
schiedete Gesetz Ausdruck des Willens des Souveräns, nämlich 
des Volkes. Allein das Parlament sei in der Lage, diesen 
Willen in einem Beschluß zu mediatisieren. Die Gerichte 
hätten sich diesem Volkswillen zu beugen und die Gesetze an-
zuwenden. Es stehe ihnen nicht zu, diesen Volkswillen zu 
kontrollieren. 
3
) Schlagwortartig wird jegliches "gouverne-
ment des juges• abgelehnt. 4 ) Prüft der Richter ein Gesetz 
<;uf seine Vereinbarkeit mit einer bestehenden internationa-
len Verpflichtung Frankreichs und kommt er zu dem Ergebnis, 
daß das Gesetz mit dieser Verbindlichkeit unvereinbar ist, 
so müßte er feststellen, daß der Gesetzgeber Art. 55 nicht 
beachtet hat, wenn er das nationale Gesetz nicht anwenden 
1) C.E. 1.3.1968 "Syndicat giniral des Fabricants de 
semoules de Franceu, Rec. Leben 1968, 149; 
C.E. 22.12.1978 "Ministre de l'Int6rieur c/ Cohen 
Bendit .. , Rec. Lebon 1978, 524, 525; vgl. auch die zwei 
zuvor =itierten Entscheidungen des C.E. vorn 22.10.1979 
und 23. 11. 1984. 
2) Conclusions du Comrnissaire du gouvernement Questiaux im 
Fall C.E. 1.3.1968 "Syndicat geniral des Fabricants de 
sernoules de France•, A.J.D.A. 24 (1968), S. 238; M.L., 
Rec. Dal1oz 1968, S. 288. 
3) Conclusions du Commissaire du gouvernement Questiaux im 
Fall C.E. 1.3.1968 "Syndicat giniral des Fabricants de 
semoules de France•, A.J.D.A. 24 (1968), S. 238; M.L., 
Rec. Dalloz 1968, s. 289; Odent, L'Interpretation, s. 818. 
4) David, s. 26. 
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1) 
will. Vorschrift ergebe sich die Verpflichtung Aus dieser 
. t u erlassen, die gegen be-des Parlaments' kelne Gese ze z 2) . t 
1 Verpflichtungen verstoßen. Dam• stehende internationa e 
würde der Richter Über den im vorn Parlament verabschiedeten 
.. Willen des Volkes Gesetz zum Ausdruck kommenden so~~eranen 
befinden. Dies stehe ihm nicht zu. 
komme diese Aufgabe umso weniger zu, als der Ver-Dem C.E. 
fassungsgeber im Titel VII der Verfassung den C.C. errichtet 
Diesem Verfassungsorgan ist die Prüfung der Verfas-hat. 
t in engen Grenzen übertragen sungsmäßigkeit von Gese zen 
Gern. Art 61 Abs. 2 kann der C.C. auf Anrufung durch 
worden. Ministre, den Prä-den Präsidenten der Republik, den Premier 
der Ass emblie Nationale oder des Sinat oder 60 Ab-sidenten 
. Verfassungsmäßigkeit des geordnete oder Senatoren über d•e Ge-
Dies ist erst nach Beschluß des Gesetzes entscheiden. 
setzes durch das Parlament und nur vor seiner Verkündunq 
durch den Präsidenten (Art. lO) möglich. Die Einrichtung 
Verfahrens schließe die Ausübung dj.eses dieser Kompetenzen 
4) durch den C.E. aus. 
Neben der Demokratieprinzip einerseits Argumentation aus dem 
und der besonderen Zuständigkeit des c.c. andererseits 
Aspekte ins Feld geführt. Nach Art. werden noch folgende 32 
Vom 31.7.1945, dem Statut des C.E.' sei der der Ordonnance 
1) Genevois EuR 20 (1985), S. 359; B.G., A.J.D.A. 36 
( 19 80) , S • 4 4 • 2 , !\nm. g , S . 72 3 . 2) Pinto, in Luchaire/Conac, Art. 55, I gouvernement 
Zum Ganzen Conclusions du CommlsSa!re. du 
3) 19 68 "Synd 1 cat giniral des Questiaux im Fall C.E. 1. 3 . 24 (1968), 
Fabricants de semoules de Franc~", ~.J.D~~6 gouve:nement 
S. 23 8,. Conclusions du Cornmlss9alre 
10 197 "Union dimocratique Hagelsteen im Fall C.E. 22. . 




4) Conclusions du Commissaire du go~vernement 
Fall "Syndicat giniral des Fabr•cants de 
France", A.J.D.A. 24 (1968), S. 238; Kovar 





C.E. "juge de droit cornrnun en matiere administrative".!) 
Daraus folge die Begrenzung seiner Aufgabe auf die Kontrolle 
der Verwaltung. Die Rechtmäßigkeit von Gesetzen habe er 
nicht zu prüfen. 21 Die Unzuständigkeit des C.E. ergebe sich 
darüberhinaus aus Art.lO des Gesetzes vom 16.-24.8.1790. 3 ) 
Danach ist es den Gerichten ausdrücklich untersagt, die An-
wendung vom Parlament beschlossener Gesetze aufzuschieben. 
Der C.E. habe daher die verabschiedeten und verkündeten Ge-
setze ohne weitere Prüfung anzuwenden. 41 Schließlich wird 
die Rechtsprechung des C.E. mit dem Hinweis darauf gerecht-
fertigt, daß er sich nicht auf einen Konflikt mit dem Ge-
setzgeber einlassen wolle, um sich besser seiner eigent-
liehen Aufgabe, der Kontrolle der Verwaltung, widmen zu 
können. 51 Diese Überlegung wird veständlich, wenn man sich 
vergegenwärtigt, daß die Autorität des C.E. nur zögernd an-
erkannt worden ist. Als Teil der Exekutive konzipiert, hat 
der C.E. lange darum kämpfen müssen, als eine Art Verwal-
1) Art. 32 der Ordonnace Nr. 45-1708 vom 31.7.1945 "Sur le 
Conseil d'Etat'': ''Le Conseil d'Etat statuant au con-
tentieux est le juge de droit commun en matiere adminis-
trative; il statue souverainement sur les recours en 
annulation pour exces de pouvoir formes contre les actes 
des diverses autorites administratives; il est juge 
_d'appel des decisions rendues par les juridictions 
administratives de premier ressort; il connait des 
recours en cassation dirig€s contre des d€cisions des 
juridictions administratives rendues en dernier 
ressort. '' 
2) Conclusions du Commissaire du gouvernement Questiaux im 
Fall C.E. 1.3.1968 "Syndicat geniral des Fabricants de 
semoules de France•, A.J.D.A. 24 (1968), S. 238; Odent, 
L'Interpr€tation, S. 819; Pinto, in Luchaire/Conac, 
Art. 55, I 2, Anm. 14, S. 726. 
3) Art. 10 des Gesetzes vom 16.-24.8.1790: "Les tribunaux 
ne pourront prendre directement ou indirectement aucune 
part a l'exercice du pouvoir l€gislatif, ni empecher ou 
suspendre l'execution des decrets du corps legislatif, 
sanctionnes par le roi, a peine de forfaiture 11 , zitiert 
nach dem Bericht Aurillac, J.O.R.F., A.N., Debats 
parlementaires, 1980/81, Nr. 58, S. 2636. 
4) B.G., A.J.D.A. 36 (1980), S. 44 m.w.N. 
5) B.G., A.J.D.A. 36 (1980), S. 44 m.w.N. 
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tungsgerichtsbarkeit akzeptiert zu werden.
11 Obwohl dies 
heute unbestritten ist, schwingt diese Geschichte in dem 
o.a. Argument mit. 
b) Rechtsprechung der Cour de cassation 
Mit den beiden aus dem Demokratieprinzip und der besonderen 
Zuständigkeit des C.C. gewonnen Argumenten hat ursprünglich 
auch die ordentliche Gerichtsbarkeit ("juge judiciaire"J 21 
die Anwendung des Art. 55 unterlassen. Im Konflikt zwischen 
einer internationalen Verbindlichkeit und einem späteren 
nationalen Gesetz, wurde letzteres angewendet. 31 Seit der 
Entscheidung der Chambre mixte der Cour de cassation 
(C.cass.) vom 24.5.1975 im Fall "Administration des douanes 
c. societe cafes Jacques Vabre et societe J. Weigel et Cie" 
wendet der "juge judiciaire" jedoch Art. 55 ausnahmslos 
a0 ;
4 l Auf diese Weise wird dem EG-Recht Vorrang auch vor 
später erlassenen nationalen Gesetzen eingeräumt. Diese 
werden als 11 nicht anwendbar 11 bei der Entscheidung außer Acht 
l) Zur Geschichte des C.E. und seiner Verbindung mit der 
Exekutive, das Hauptargument gegen seine Anerkennung als 
unabhängiges Gericht, vgl. De Laubadere, s. 413 ff, und 
~edel/Delvolve, s. 121 ff. 
2) Der Ausdruck ''juge judiciaire'' oder ''ordre judiciaire'' 
wäre zwar richtiger mit dem Begriff ''streitige Gerichts-
barkeit'' zu ilbersetzen. Unter dieser Bezeichnung werden 
aber die Zivil- und Stafgerichtsbarkeit zusammengefaßt 
(vgl. Constantinesco/Hübner, S. 16 Schema l). Dies 
entspricht in der deutschen Rechtsterminologie der 
''ordentlichen Gerichtsbarkeit'', weshalb hier diese Über-
setzung gewählt werden soll. 
3) c.cass. (Ch. er im.) 26.2.1974 "Schiavon", Rec. Dalloz 
1974, 279; c.cass. (civ.) 3.2.1960, Bulletin des Arrets 
de la c.cass. Ch. civ., II, Nr. 55; C.cass. (Ch. er im.) 
20.12.1956 "Toutain", Bulletin des Arrets de la C.cass. 
Ch. er im., II, Nr. 714, die letzten beiden Entscheidun-
gen sind zitiert nach B.G., A.J.D.A. 36 (1980), S. 44. 
4) C.cass. (Ch. mixte) 24.5.1975 "Administration .~e~ 
douanes c. soci€t€ Caf€s Jacques Vabre et soc1ete 
:. Weigel et Cie", G.P. 95 (1975) II, 476 f. 
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gelassen. l) Die Rechtsprechung stützt sich hierfür allein 
auf Art. 55 der Verfassung. 2 ) 
Den Hintergrund dieses Wandels der Rechtsprechung bildet die 
Entscheidung des C.C. vom 15.1.1975. Hierin hat es der c.c. 
abgelehnt, im Verfahren nach Art. 61 ein Gesetz auf seine 
Vereinbarkelt mit einer internationalen Verpflichtung 
Frankreichs zu überprüfen. Hierfür sei allein das Verfahren 
nach Art. 54 geeignet. 
3 ) Der C.C. begründet s.eine Auffas-
sung mit der unterschiedlichen Bedeutung des Art. 61 und des 
Art. 55, der im Zusammenhang mit Art. 54 zu sehen sei. Die 
Entscheidungen im Verfahren nach Art. 61 hätten einen abso-
luten und definitiven Charakter, da Art. 62 die Verkündunq 
und Anwendung von verfassungswidrigen Vorschriften hindere. 
Im Gegensatz dazu habe das in Art. 55 statuierte Prinzip des 
Vorrangs des internationalen Vertrages vor den Gesetzen 
einen relativen und nicht zwangsläufigen Charakter. Der Vor-
rarrg sei beschränkt auf den Anwendungsbereich des Vertrages 
unp 
stehe unter dem Vorbehalt der Reziprozität. Diese könne 
1) C.cass. (Ch. mixte) 24.5.1975 "Administration des 
douanes c. societe Cafes Jacques Vabre et societe 
J. Weigel et Cie", G.P. 95 (1975) II, 476, 477; C.cass. 
(crim.) 16.6.1983 "Rossi di Montalera", Bulletin des 
Arrits de la C.cass. Ch. crim. 1983, I, 461, 463. 
2) C.cass. (Ch. mixte) 24.5.1975 "Administration des 
douanes c. societe Cafes Jacques Vabre et societe 
J. Weigel et Cie", G.P. 95 (1975) II, 476, 477. 
3) C.C. 15.1.1975 "Interruption volontaire de la 
grossesse", J.O.R.F. (Lois et Decrets) 107 (1975), Nr. 
13, 671, 4. ,6. und 7. Considerant. Vgl. auch die nach-
folgenden Entscheidungen c.c. 20.7.1977 "Convention 
n° 95 de l'OIT concernant la protection du salaire'', 
J.O.R.F. (Lois et Decrets) 109 (1977), Nr. 169, 3885, 
3886, 6. Considerant; c.c. 18.1.1978 "Loi relative i la 
rnensualisation et ä la proc~dure conventionnelle'', 
J.O.R.F. (Lois et Decrets) llO (1978), Nr. 16, 422, 
3. Considerant; C.C. 27.7.1978 "Loi relative i la radio-
diffusion et i la television", J.O.R.F. (Lois et 
Decrets) llO (1978), Nr. 176, 2949, 4. Considerant; 
C.C. 17.7.1980 "Entraide judiciaire franco-allemande", 
J.O.R.F. (Lois et Decrets) 112 (1980), Nr. 167, 1835, 
1836, 7. Considerant. 
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. . 1) 
entsprechend dem Verhalten der Vertragspartner varlleren. 
Die Tatsache, daß sich der c.c. somit für unzuständig er-
klärte, veranlaßte die C.cass. dazu, im Gegenzug ihre Zu-
ständigkeit zur Entscheidung des Konflikts anzunehmen. Dies 
ergibt sich aus den im verfahren vorgetragenen Ausführungen 
Aus der Unzuständigkeits-des Procureur general Touffait. 
erklärung des c.c. schloß er, daß es Aufgabe der mit dem 
Streitfall befaßten Gerichte sei, den Konflikt zwischen 
nationalem Gesetz und internationaler 
lösen. Diese hätten unter der Androhung, 
deni de justice zu begehen, den Konflikt 
Verpflichtung zu 
anderenfalls einen 
zu entscheiden. 2 ) 
Das Argument basiert auf Art. 
einem Streitfall befaßte Richter 
Fälle zu entscheiden hat. 3 ) 
Code civil, wonach der mit 
das Verfahren auf alle 
In seinen Ausführungen weist Touffait außerdem noch darauf 
hil).', daß es nicht um eine Prüfung der Verfassungsmäßigkeit 
de$ Gesetzes gehe. vielmehr sei der Konflikt mit Hilfe der 
Anwendung einer Verfassungsnorm, in concreto Art. 55, zu 
1 ) c.c. 15.1.1975 "Interruption volontalre de la 
grossesse", J.O.R.F. (Lois et Decrets) 107 (1975), 671, 
4. und 6. Considerant. h mixte) 
2) Touffait, Conclusions im Verfahren C.cass. (C; .. Cafes 
. 24 .S.l975 ~~Administration des d~uanes c. ~0~1ete 
'jacques Vabre et societe J. Welgel et Cle G.P. 95 
(l 975 ) II, s. 474 ; R.C., G.P. 95 (1975) II. S. 479; 
Fromont, FS-Mosler, S. 234. . refusera 
3) Art. 4 Code civi1 vom 30.8.1816: "Le ]Uge qui 
'1 d l'obscurite ou de de juger, saus pr~texte du Sl ence! e .. comme 
l'insuffisance de la loi, pourra etre poursulVl 
coupable de deni de justi~e-~ vom 28.4.1832: "Tout juge 
Vgl. auch Art. 185 Code 9ena autorite adminis-
ou tribunal, taut administrateur ou . A e du 
trative, qui saus quelque pr€texte que ce SOlt, ~e~, e 
silence ou de l'obscurit€ de la loi, aura~ denle ~ 
rendre la justice qu' il doit aux parties, ap~:s.en avo:r 
ete requis, et qui aura persevere dans s?n. aenl, apres 
avertissernent ou injonction de ses superleurs, pourra 
!~:~5:0~~s~!v~~0~tFs:~api~~~ d~~ned:me~~~n~:rd~!~io~ ~~ 
l'exercice des fonctions publiques depuls cinq ans 
jusqu•a vingt." 
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Normanwendungs- und nicht entscheiden. Es gehe mithin um ein 
um ein Normverifizierungsproblem. Hierfür sei nicht die Zu-
c.c., sondern der einfachen Gerichte begrün-ständigkeit des 
det.l) Dieses 
der Literatur gegen die 
Rechtsprechung des C.E. erhoben. Der 
Argument wird von 
daß der C E zweite Kritikpunkt ist, 
.. gegen Art. 55 verstoße, wenn er die in dieser 
Vorrangregel nicht anwendet. 2) Vorschrift niedergelegte 
c) Stellungnahme 
Die Auseinandersetzung um die A d nwen ung des Art. 55 ist 
allem von zwei Elementen vor geprägt: Einerseits der im Demokra-
tieprinzip verwurzelten Abneigung gegenüber einer K 
der Verfassungsmäßigkeit vom ontrolle 
Parlament beschlossener Ge-
setze; andererseits der aus der 
monistischen Konzeption fol-
Vorrang internationaler Rechtsnormen. gende Für die Auffas-
sung des C.E. spricht, daß 
Wille d so der im Parlament mediatisierte 
es Volkes am besten 
es .ist . zum Ausdruck gebracht wird. Denn 
Ja auch vorstellbar, daß das Parlament mit einem Ge-
internationale Verpflichtung ver-
die Regel des Art. 55 
so bliebe d angewendet, 
ieser Wille unberücksichtigt And . 
setz bewußt gegen eine 
stoßen will. 3) Würde hier 
Art. 55 aber auch . " . ererselts darf 
nicht lettre morte" bleiben. 4) 
fassungsgeber hat Der Ver-
sich für die · monistische Konzeption 
schieden. Läßt der Richter diese ent-Norm außer Acht, so begeht 
1) Touffait, Conclusions im 
24.5.1975 "Administratl'on Fall C.cass. (Ch. mixte) 
J des douanes c. socL'e'te' Cafe's 
acques Vabre et soci~t~ (1975) II, s. 473 E. J. Weigel et Cie", G.P. 95 
2) M.L., Rec. Dal1oz 1968 S "8 
S. 820; B.G., A.J.D.A. ' 36 ' 1 ~ 9 :~ Odent, L'Interpretation, 3) Ber1cht des R l' S • .J3. 
. apporteur de 1a . . Stltutionnelles de 1 l' . commlSSlon des lois con-
t · . . ' a eg1s1ation et d l' .. lOn generale de 1a R' e admlnlstra-A.N., Debats P 1 epub1ique, Auri1lac, J.O R F 
ar ementalres 1980/81 . . . , 
wo Aur illac dies E" ' ' Nr. 58' S. 2636 
R . ur vefassungsmäßi h"l ' 
ezlprozität nach Art 55 g a t, wenn die 
nicht eingehalten w~rd. von der anderen Vertragspartei 
S. 286. Vgl. Druesme R.M.C. 18 (1975) 
4) B.G.' A.J.D.A. 36 (1980), S. 46. ' 
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er 
einen Verfassungsverstoßl) und läßt zudem den Willen des 
Verfassungsgebers zugunsten desjenigen des einfachen Gesetz-
gebers außer Betracht 2 ). Dies spricht für eine Anwendung 
des Art. 55 durch die Gerichte. 
Gegen die Argumentation des C.E. aus dem Demokratieprinzip 
ist folgendes einzuwenden. Zwar wird die 
1'souverainet~ 
nationale", d.h. intern die Herrschaft des Volkes, durch die 
gewählten Vertreter ausgeübt. Dies ist jedoch nur ein 
Aspekt. Daneben äußert sie sich auch in Präsidentschafts-
wahlen und Referenden. Das Parlament übt im institutionellen 
Gleichgewicht nur eine Funktion aus, nämlich die der Gesetz-
gebung. Warum sollte nicht auch die Entscheidung des Rich-
ters ein Akt sein, in dem sich die Souveränität des Volkes 
wiederspiegelt. Er fällt schließlich seine Urteile "im Namen 
des Volkes". Aus dem Demokratieprinzip läßt sich somit auch 
die Ansicht begründen, daß nicht nur das Parlament, sondern 
auc~ die Gerichte für die Beachtung des Art. 55 Sorge zu 
. 3) 
tragen haben. 
Welcher Spruchkörper für die Beachtung der Vorrangregel 
zuständig ist, ist allerdings weniger eindeutig. Ob die Ent-
scheidung des C.C. vom 15.1.1975 hierauf tatsächlich eine 
Antwort gegeben hat, ist zweifelhaft. Denn unter Berufung 
hierauf sind sowohl die Position des C.E. als auch die der 
C.cass. in der Literatur begründet worden.
4 ) Dies legt die 
Annahme nahe, daß der C.C. außer seiner Unzuständigkeit im 
Verfahren nach Art. 61 die Frage nicht allgemein entschieden 
1) 
2) 
M.L., Rec. Dalloz 1968, s. 288: B.G., A.J.D.i\. 
36 
( 1980)' s. 45; Isaac G.P. 100 (1980) II, s. 583. 
Kovar C.D.E. ll (1975), s. 651; vgl. auch Touffai t, 
Fall c.cass. (Ch. mixte) 24.5.1975 Conclusions im 
11 Administration des douanes c. sociiti Cafäs Jacques 
Vabre et socH•te J. Weigel et Cie", G.P. 95 (1975) II, 
s. 4 7 3. 
3) M.L., Rec. Dalloz 1968, s. 288; Vgl. auch Kovar C.D.E. 
11 (1975), s. 645. 
4) Lagarde R.C.O.I.P. 64 (1975), S. 127 f m.w.N.; Kovar 
c.D.E. ll (1975), s. 649 m.w.N. 
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hat. l) Das in Art. 55 · d nle ergelegte Bekenntnis zum Monismus 
le•:t allerdings die A h körper nna me der Zuständigkeit aller Spruch-
nahe. So jedenfalls - d wur e diese Vorschrift am wirk-
samsten umgesetzt. 
Die Verfassung selb t b . s rlngt den Konflikt zwischen der 
''souverainet€ nationale'' d d 
un em Vorrang der internationalen 
Verpflichtung vor dem nationalen Gesetz zum Ausdruck. In 
Art. 54 ist dieser K fl" 
, .. on lkt dahingehend gelöst, daß dem C.C. 
d1e Ub -f erpru ung der Verfassungsmäßigkel't des internationalen 
Engagements übertragen wird. 2) Mit der Ratifizierung und 
Verkündung hat d" le internationale Verbindlichkeit die un-
widerlegbare Vermutung der Verfassungsmäßigkeit für sich. 
Sei es, daß der c.c. sie ausdrücklich festgestellt 
es, daß sie . l" . hat, sei 
lmp lZlt durch die Nichtvorlage an den C.C. 
erkannt wird. Der Richter hat das 
tionale Engagement anzuwenden und 
an-
verfassungsmäßige interna-
nicht zu prüfen. 3) Sein 
Rang ergibt sich A 
aus rt. 55. Auf dieser Linie liegt auch 
die:auf Art. 4 Code civil gestützte Überlegung. Wenn sich 
alle Spruchkörper f"" 
ur unzuständig erklären, liegt ein deni 
de justice vor. Um dies zu 
vermeiden, liegt die Annahme 
einer umfassenden Gewährleistung des Vorrangprinzips nahe. 
Das aus Art. 10 des Gesetzes vom 16.-24.8.1790 gezogene 
C.E. erscheint hingegen Argument für die Unzuständigkeit des 
ungeeignet zur Lösung des Konflikts. 
allein den 
Es hatte einzig und 
Sinn, die revolutionäre Gesetzgebung gegenüber 
der im An9ien Regime verhafteten 
41 Richterschaft durchzu-
setzen. Dieser G esetzeszweck kann in der Auseinander-
l) Lagarde R.C.D.I.P. 64 (1975) S 
(1975)' s. 649. ' . 128; Kovar C.D.E. ll 
2) Nguyen R.D.P. 75 (1959) S 
decisions, S. 347; Isaa~ . 553; Favoreu/Philip, Grandes 
3) N G.P. lOO (1980) II, s. "8 3 guyen R.D.P. 75 (1959), " S. 288. S. 552; M.L., Rec. Dalloz ~968, 
4) Olmi R.M.C. 24 (1981)' S. 246. 
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setzung um den Vorrang des Gemeinschaftsrechts nicht zum 
Tragen kommen. 
Bemerkenswert ist schließlich, daß die C.cass. 
des EG-Rechts ausschließlich auf Art. 
den Vorrang 
55 gründet. 1 ) 
Touffait hatte in seinem Plädoyer daraufhingewiesen, daß man 
den Vorrang einerseits aus Art. 55, andererseits aber auch 
aus der Natur des EG-Rechts herleiten könne. Der Procureur 
general hob hervor, daß eine Begründung des Vorrangs allein 
aus Art. 55 die Gefahr in sich trage, daß die Gerichte in 
Ländern, deren Rechtsordnung keine entsprechende Norm ent-
hält, geneigt sein könnten, den Vorrang des EG-Rechts abzu-
lehnen.21 In seinem Urteil erwähnt die C.cass. zwar die 
Eigenartigkeit des EG-Rechts, stützt ihre Argumentation aber 
allein auf Art. ss. 31 Ob das Gericht damit die Bedenken 
Touffaits zurückweisen wollte oder ob es sich hierbei ledig-
lich um die überzeugende Begründung des Vorrangs in der 
eig~nen Rechtsordnung handelt, vermag hier nicht entschieden 
zu :werden. Angesichts der Tatsache, daß das Urteil eine 
Änderung der Rechtsprechung bedeutete, spricht einiges für 
die zweite Hypothese. 
Daß die Rechtsprechung des C.E. in Kürze auf die Linie der 
C.cass. einschwenken wird, ist nicht zu erwarten. In seinen 
letzten Entscheidungen hat der C.E. den Wandel der Recht-
sprechung der c.cass zwar zur Kenntnis genommen. Er sah sich 
24.5.1975 "Administration des l) c.cass. 
douanes c. ;ociete caf€s Jacques Vabre et soci€t€ 
J. Weigel et Cie", G.P. 95 (1975) II, -176, -177; -;gl. 
hierzu auch Kovar C.D.E. ll (1975), S. 657 Fn. 65. 
(Ch. mixte) 
2) Touffait, Conclusions im Fall C.cass. (Ch. mixte) 
24.5.1975 "Administration des douanes c. sociiti Cafis 
Jacques Vabre et soci€t€ J. ~eigel et Cie 1', G.P. 95 
(1975) II, S. 475; gegen die Begründung aus Art. 55 auch 
R.C., G.P. 95 (1975) II, S. 478. 
3) C.cass. (Ch. mixte) 24.5.1975 "Administration des 
douanes c. soci€t€ Caf€s Jacques Vabre et soci€t€ 
J. Weigel et Cie", G.P. 95 (1975) IL 476, -177; vgl. 
Kovar C.D.E. ll (1975), S. 657 Fn. 65. 
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aber nicht veranlaßt, der Argumentation der C.cass. zu 
folgen. l) Vereinzelt wird daher in der Literatur die Lösung 
des Konfliktes auf dem Wege der Gesetzgebung gefordert. Per 
Gesetz solle der Vorrang des EG-Rechts gewährleistet 
werden.
2
) Dies erscheint jedoch wenig aussichtsreich. Wurde 
doch erst 1980 ein Gesetzesentwurf ins Parlament einge-
bracht, der entsprechend dem Gesetz vom 16.-24.8.1790 zum 
Ziel hatte, den Gerichten jegliche Teilhabe an der Gesetzge-
bung abzusprechen und die Aufschiebung der Anwendung von Ge-
setzen zu untersagen. 
3 ) Dies ist eine politische Reaktion 
auf den Wandel der Rechtsprechung der C.cass. 4 ) Der Vor-
schlag, den Konflikt per Gesetz zu lösen, erscheint damit 
zumindest vorläufig politisch nicht durchsetzbar. 
Als Ergebnis bleibt festzuhalten, daß der Vorrang des Ge-
meinschaftsrechts zwar grundsätzlich von Art. 55 gewährleis-
tet wird. Die Verwirklichung diese Prinzips ist jedoch auf 
Gru~d der divergierenden Rechtsprechung des C.E. und der 
C.cass. nur bruchstückhaft. 
l) C.E. 22.10.1979 "Union democratique du travail", Rec. 
Lebon 1979, 383, 384. Commissaire du gouvernement 
Hagelsteen hatte in ihren Conclusions ausdrücklich auf 
die geänderte Rechtsprechung der C.cass. Bezug genommen, R.D.P. 96 (1980), S. 538. 
G.E. 23.11.1984 "Aff. Olivier Roujanski et autres", A.J.D.A. 41 (1985), 223. 
2) B.G., A.J.D.A. 36 (1980), S. 46; Isaac G.P. 100 (1980) rr, s. 584. 
3) Amendement "Aurillac": "Les juridictions ne pourront, 
directement ou indirectement, prendre aucune part a 
l'exercice du pouvoir legislatif, ni empecher ou 
suspendre l'execution des lois regulierement promul-
guees, pour quelque cause que Ce soit. Le tout a peine 
de forfaiture," J.O.R.F., A.N., Debats parlementaires, 
1980/81, Nr. 58, s. 2634 2644, insbes. 2637. Vgl. 
hierzu Olmi R.M.C. 24 (1981), s. 246 und Isaac G.P. 100 (1980) II, S. 584. 
4) Bericht des Rapporteur de la commission 
constitutionnelles, de la legislation et de 
tration generale de la Republique, Aurillac, 
A.N., Debats par1ementaires, 1980/81, Nr. 58, 




s. 2636 f; 
(1980) II, 
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9) Kontrolle der .. . . von EG-Rechtsakten Verfassungsmaßlgkelt 
Eine Prüfung der Verfassungsmäßigkeit von EG-Rechtsakten 
statt. Für das findet in grundsätzlich nicht Frankreich 
Pr1marre . .. cht der Gemeinschaft galt insofern eine Ausnahme, 
Gründungsverträge vor als die Möglichkeit bestand, die 
C gern. Art. 54 zur Prüfung vorzulegen. Ratifikation dem C. · k nan-
Verkündung sind diese Rechtsa te u Mit Ratifikation und 
fechtbar geworden. l) 
hat auch das Sekundärrecht der An dieser Bestandskraft . . ne Anwendung 
Sämtliche Rechtsakte, dle el . 
Gemeinschaft Teil. internationalen Verblnd-
. h eingegangenen 
der von Frankrelc mehr auf ihre Verfassungs-darstellen, sind nicht 
lichkeiten 2) Insofern prüft der C.C. hin zu überprüfen. 
mäßigkeit ~nknüpfungspunkt besteht, 
. entsprechender - 3) . alle r. dings, ob eln 
auf : den sich der 
Rechtsprechung wird 
stützen kann. Dlese Sekundärrechtsakt 
auch von den Fachgerichten vertreten. 
"ß' keit von Gemeinschafts-Verfasungsma lg Eine Kontrolle der 
rechtsakten findet daher nur im Rahmen des Art. 54 statt. 
lO) EG-interne _ Kompetenzerweiterung 
EG-interne Kornpetenzer-F"r die Frage, inwiefern eine Rolle. 
u . Aspekte eine We iterung erfolgen kann, spielen zwel Art. 2 
dl·e Rechtsprechung des C .. zum einen C und =um anderen 
. . Preambule, V 2 c, s. 49. 1) Lcchaire, in Luchalre;Conac, de ~ertaines dispositions 2) C C l9.6.:C970 "ModificatlOns : ts) 102 (1970), Nr. 
. . R F (LOlS et Decre . de budgetaires", J.O. . . . • . c c 30.12.1977 'Lol 1 43 5806, 5807, 6. Conslderant,O R. ~ (Lais et Decrets) 
' . 1977" J. . . . t finances rectificatlve ' 4 Consid~rant; Frornon , 
N 303 6385, · . 89 109 ( 1977)' r · ' . La souverainte, S · · FS-Mosler, S. 236; Jacque, 
3) Fromont, FS-Mos1er, S. 237. 
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des Ratifikationsgesetzes zum Beschluß über die Direktwahl 
des Europaparlaments. Für den C.C. ist eine Entwicklung der 
Kompetenzen der EG nur auf dem Wege neuer "limitations 
de souverainet~'' vorstellbar. Diese könnten nur durch den 
Abschluß einer weiteren internationalen Vereinbarung erfol-
gen, die die bestehenden EG-Verträge ändert. l) Wollte man 
in diesem Bereich eine EG-interne Entwicklung zulassen, so 
müßte eine Übertragung der Souveränität vorgenommen werden. 
Diese ist aber von der Verfassung nicht gestattet. 2 ) So hat 
der C.C. im Einzelfall geprüft, ob ein Gemeinschaftsrechts-
akt das bestehende Verhältnis zwischen der EG und ihren Mit-
gliedstaaten ändert oder lediglich eine Umverteilung der 
Kompetenzen im Verhältnis der EG-Organe zueinander betrifft. 
Letzteres könne ohne neue internationale Vereinbarung erfol-
gen. Es handele sich hierbei nur um die Ausübung bereits zu-
gestandener Kompetenzen. 3 ) 
Für die Erweiterung der Zuständigkeiten des Europäischen 
Parlaments ist diese Auffassung noch zu präzisieren. Nach 
der Rechtsprechung ist eine Entwicklung des EP von einer 
beratenden Versammlung zu einem mit Entscheidungsbefugnissen 
ausgestatteten Parlament nicht zulässig. 4 ) Diese Auffassung 
findet in Art. 2 des Ratifikationsgesetzes zum Beschluß über 
die Direktwahl des Europäischen Parlamentes ihren Nieder-
schlag. Danach ist jede außerhalb der Ratifizierung ent-
sprechender neuer Verträge, mit ggf. vorangegangener Verfas-
sungsänderung, vorgenommene Erweiterung der Rompetefizen des 
l) C.C. 30.12.1976 "Assembl6e Europ6enne•, J.O.R.F. (Lais 
et D6crets) 108 (1976), Nr. 305, 7651, 4. Consid6rant. 
2) Vgl. Favoreu/Philip R.D.P. 93 (1977), S. 159. 
3) C.C. 30.12.1977 "Lais de finances rectificative 1977", 
J.O.R.F., (Lais et D6crets) 109 (1977), Nr. 303, 6385, 
4. Considerant; Favoreu/Philip, Grandes ctecisions, s. 355. 
4) Fuß DVBl. 95 (1980), S. 105; Favoreu/Phi1ip R.D.P. 93 (1977)' s. 161. 
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l) Vorschrift ist jedoch nur von be-
EP nichtig. Diese ht enau 
Bedeutung. Sie leidet darunter, daß nie g 
grenzter was unter den z.Zt. der Verabschiedung definiert worden ist, 
einer Erweiterung dieser Gesetzes bestehenden und unter 
des ist.2) Trotz dieser Einschränkung Kompetenzen zu verstehen e 
können, daß eine EG-intern wird man als Ergebnis festhalten . ein 
insoweit zulässig ist, als Sl~ 3) 
Vorschriften 1St. 
Komoetenzerweiterung nur 
. kt bereits ratifizierter Anwendungsa 
allem die Entwicklungen auf Darunter fallen vor 




europäischen Bundes-Frankreichs in einen -
. äußern sich nicht zu der Frage, Rechtsprechung und Literatur 
ob die Integration Frankreichs in einen europäisch~n Bun:::-
Verfassungssystem zulasslg . staat nach dem bestehenden 
des C.C. und der Literatur Zieht man jedoch die Haltung zum 
des comp~tences de l''Assemb~~~ de~ 
1) "Toute m~dification tel1es qu'el1es s~nt f~xees as 
Communautes europeennes, d l'Acte portant electlon de 
1 date de 1a Slgnature e . , ffrage universel 
a , l' Assemblee au ~u . . 
representants a . f 't l'ob~et d'une autorlsatl~n 
direct, qui n'auralt p~s alb tion~ suivant les disposl-
de ratification ou d appro.a t. de Rome et qui, le cas 
't's de Parls e d 1 
tions des tral e dann~ lieu ä une revision e ~a 
icheant, n'aurait pas . , dicision du Conseil 
Constitution conformeme~t a L~976 serait de nul effet 
constitutionnel du 30 decembre 
a l'egard de la F:ance.d taut acte de l'Assembl6e des 
Il serait de rneme, e . sans se fonder sur une 
Communautes europeennes qul, competences, les outre-




2) Jacque, La 
3) Fuß DVB1. 
dicisions, 




S. 85 ff. Grandes S. 105; Favoreu/Philip, 
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Prinzip der ''souveraineti nationale'' heran, 1 ) so spricht 
dies gegen die Zulässigkelt Die eies solchen Schrittes. 
innere und ·· ß 
. , au ere Unabhängigkeit Frankreichs würde mit 
Elngllederung in einen europäischen 
der 
Bundesstaat 
aufgehoben. Nach geltendem 
weitgehend 
Verfassungsrecht ist sie daher 
nicht zulässig. 
Im Text zitierte 
4. Oktober 1958: 2 ) 
Vorschriften der Verfassung vom 
Prearnbule: (l) , 
'Le peuple fran9ais proclame solennellement 
Art. 3: ( l) 
( 2) 
Art. 10: (l) 
son attachement aux Droits de l'homme et aux 
principes de 1 a souverainete nationale tels 
qu'ils ont et' d' e efinis par la Declaration de 
1789, confirmee et completee par le prearnbule 
de la Constitution de 1946." 
''La souverainet~ nationale appartient au peuple 
qui l'exerce par 5 , es representants et par voie 
du r€f€-rendurn.u 
11 Aucune · sectlon du peuple ni aucun indi'vidu ne 
peut s'en attribuer l'exercice.'' 
"Le President de la Republique promulgue les 
lois dans les quinze jours qui 






l) Vgl. die Ausführungen 
2 ) J.O.R.F. (Lais et unter A II 6 und 7. Decrets) 90 ( 1958 ), Nr. 234, s. 9151 ff 
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(2) "Il peut, avant l'expiration de ce delais, 
dernander au Parlement une nouvelle deliberation 
de la loi ou de certains de ses articles. Cette 
nouvelle d~lib~ration ne peut itre refusee.'' 
Art. 11: (1) "Le President de la Republique, sur proposition 
du Gouvernement pendant la duree des sessions 
(2) 
Art. 39: (l) 
( 2) 
ou sur proposition conjointe des deux 
assernblees, publiees au Journal officiel, peut 
soumettre au referendurn taut projet de 1oi 
portant sur l'organisation des pouvoirs 
publics, cornportant approbation d'un accord de 
communaute ou tendant autoriser la 
ratification d'un trait€ qui, sans €tre 
Contraire a la Constitution, aurait des 
incidences sur le fonctionnement des 
institutions. 11 
11 Lorsque le reterendum a conclu a l'adoption du 
projet, le President de la Republique le 
promulgue dans le delais prevu a l'article 
precedent. 11 
''L'initiative des lois appartient concurremment 
au Premier Ministre et aux membres du 
Par lement ... 
"Les projets de loi sont diliberes au Conseil 
des Ministres apres avis du Conseil d'Etat et 
deposes sur le bureau de l'une des deux 
Assemblees. Les projets de loi de finances sont 
soumis en prernier lieu l 'Assemblee 
Nationale. 11 
Art. 45: (l) 11 Tout projet ou propositiGn de loi est examine 
successivement dans les deux assernblees du 
Parlement en vue de l'adoption d'un texte 
identique." 
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Art. 52: ( l) "Le Pr es ident de la Republique negocie et 
ratifie les traitis.•• 
(2) "Il est informe de taute negociation tendant ä 
la conclusion d'un accord international non 
soumis ä ratification.'' 
Art. 53: (l) 
"Les traites de paix, les traites de commerce, 
Art. 54: 
Art. 55: 





engagent les finances de l'Etat, ceux qui 
modiEient des dispositions 
nature de 
legislative, ceux qui sont relatifs ä l'etat 
des personnes, ceux qui comportent cession, 
echange ou adjonction de territoire, ne peuvent 
etre ratifies ou approuves qu'en vertu d'une 
loi." 
(2) "Ils ne prennent effet qu'apris avoir ete 
ratifiE!s ou approuves." 
(3) "Nulle cession, nul echange, nulle adjonction 
de territoire n'est 
sans valable le 
consentement des populations intiress€es.'' 
"Si le Conseil Constitutionnel, saisi par le 
President de la Republique, par le Premier 
Ministre ou par le President de l'une ou 
l'autre assemblee, a declare qu'un engagement 
international camporte une clause contraire ä 
la Constitution, l'autorisation de le ratlfier 
ou de l'approuver ne peut intervenir qu'apris 
la rivision de la Constitution.•• 
"Les traites ou accords reguliirement ratifies 
ou approuves ont, aes leur publication, une 
autorite sup€rieure a celle des lois, saus 
ceserve, pour chaque accord ou traite, de son 
application par l'autre partie.'' 
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avant leur promulgation, lois organiques' . Art. 61
: (1) "Les 
1 
tanes 
assemblees par emen et fE,s rig1ements des , 
( 2) 
Art. 62: (l) 
( 2) 
Art. 69: (l) 
en application, doivent etre avant leur mise 






etre deterees ''Aux mime fins, les lois peuvent 
au Conseil Constitutionnel, avant 1eur 
promu1gation, par le de la President 
le Premier Ministre, Republique, 1e President 
de l'Assemb1ee nationale, le President du 
senat, ou soixante ou soixante 
s€nateurs.u 
"Une disposition dec1aree inconstitutionnelle 
ne peut etre prornulgw2e ni mise en 
application." 
11 Les d€cisions du Conseil Constitutionne1 ne 
Sont susceptibles d'aucun recours. Elles 




· r 1e "Le conseil Economique et Social, saisl pa 
Gouvernement, donne son avis sur 1es pro]ets de 
de aecret ainsi que sur loi, d'ordonnace ou 





Die Zuerkennung von Hoheitsrechten ist in Art. 11 der Ver-
fassung der Republik Italien vom 22. Dezember 1947 (im fol-
genden Cost.) geregelt. Die Vorschrift lautet: "Italien ver-
wirft den Krieg als Mittel des Angriffs auf die Freiheit der 
anderen Völker und als Mittel zur Lösung internationaler 
Streitigkeiten; unter der Voraussetzung der Gleichberechti-
gung mit den anderen Staaten stimmt es den Souveränitätsbe-
schränkungen zu, die für eine Ordnung notwendig sind, welche 
Frieden und Gerechtigkeit zwischen den Nationen gewährleis-
tet; es fördert und begünstigt die auf dieses Ziel ausge-
richteten Internationalen Organisationen."!) Die Norm ist 
seit Verabschiedung der Verfassung in Kraft und unterlag 
bisher keinen Änderungen. 
l) Zitiert nach Tomuschat,, .in BK, Art. 24 Anm. III A 7, 
s. 149. Italienischer Text: "L'Italia ripudia la guerra 
come strumento di offesa alla liberta degli altri popoli 
e come mezzo di risoluzione delle contraversie 
internazionali; consente, in condizioni di parita con 
gli altri Stati, alle limitazioni di sovranita 
necessarie ad un ordinamento ehe assicuri la pace e la 
giustizia fra le nazioni; promuove e favorisce le 
organizzazioni internazionali rivolte a tale scopo", 
G.U. vom 27.12.1947, Nr. 298, edizione straordinaria. 
Englischer Text: "Italy condemns war as an instrument of 
aggression against the liberties of other peoples and as 
a means for settling international controversies; it 
agrees, on conditions of equality with other states, to 
such limitation of sovereignty as may be necessary for a 
system calculated to ensure peace and justice between 
the Nations; it promotes and encourages international 
organizations having such ends in view", zitiert nach Blaustein/Flanz, VIII, S. 3. 
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2) Form un .. . Staatsorgane 
f .. zustandlgen sowie die hier ur 
d Zuerkennung von d Verfahren er 
völkerrechtlichen Vertrages a) Abschluß eines 
Hoheitsrechten 
Art. ll 
l) Cost. sieht in seinem Wortlaut nur vor, daß 
Italien 
welcher 
Souveränität zustimmt. In n seiner 
Beschränkunge zu erfolgen hat • in welchem 
Form diese Zustimmung h Staatsorgane hierfür 
wird und welc e . 
offen. Nach einheitllcher 
di sovranitä~· jedoch im 
völkerrechtlicher 
Verfahren sie erteilt 
sind, läßt der Text zuständig . . 
erfolgen ''limitazlonl 






des Ratifikati~rrs-b) Verabschiedung . und des Ausführungs-
einfacher Mehrhelt gesetzes mit 
d Verhältnis von Rechtsordnung as 
in der italienischen . der "dualistischen 
Da innerstaatlichem Recht 1S 
Völkerrecht zu . 3) . st neben dem Abschluß eines 
· t Wltd' l 
Theorie" interpret1er . innerstaatlicher Um-
s noch eln 
.. rechtlichen Vertrage werden die Souveräni-volker t hiermit -
k t erforderlich. Ers inner-
setzungsa . h wirksam. Der 
tästbeschränkungen auch innerstaatllc 
staatliche Anwendungsbefehl, "ordine di esecuzione"' erfolgt 
das gewöhnlich die durch Verabschiedung eines Gesetzes, 
Formel " e data piena ed intera esecuzione ... '' ent-
'tierten Verfassungs-tlaut der z 1 ben l) Der italienische Wor diesem Kapitel wiedergege EN~L" 
ist im Anhang zu 14 "Costa c. , 
normen . 7 3 1964, Nr · • t nza vom t sentenza vorn · · C cost. sen e 
2) C.cos . t 9 (1964)' 129, 160; . ltri c. Amrninis-
Giur. cos . 183 "Front ini ed a 2401 2 414; 
27.12.1973: Nr. " ~iur. cost. 18 (1973) II, • 
trazione f~nanze ~ S dQl. 
tino Lo Svllupo' . -Sorren • d S. 255. 3) Monaco Anm. 15_, 
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hält. 1 ) 
In der p . 
raxis wird der ''ordine 
Art 80 di esecuzione• ml't 
· iVm 87 Abs. 8 C der gern. 
ost. erforderlichen 
Ermächtigung an den Präsid t parlamentarischen 
·tion des völk en en der Republik zur Ratifika-
errechtlichen Abk 
formellen Ve b' ommens verbunden. Trotz dieser 
. r lndung handelt es 
elnander zu unterscheidende sich rechtlich um zwei von-
Rechtsakte. 2 J 
Ähnlich der 
Auseinandersetzun um . 
in Italie .. g Art. 24 Abs. 1 G 
. n zunachst umstritten, ob G war auch 
Zione" · F . der "ordine di 
1 .. eines einfachen oder eines 
Gesetzes zu . 
ertellen ist. Für letztere 




ouveränitätsbesch .. k 
Änderungen ran ungen iSd 
spricht, daß 
Art· ll Cost. in der Verfassungsordnung ~etzgebungskompetenzen f 3) hinsichtlich der Ge-
Re ht er olgen. In die . 
c sordnung werden neue Recht . ltalienische 
Verfassungsordnung squellen elngefügt, die die 
zuvor nicht yorsah. 4) 
Die entsprechenden Ausf"' 
EAGV6) . unrungsgesetze 
Slnd allerdings alle in 
setzes u d · 
n Dicht im Verfahren der 
138 c t 
os .) verabschiedet 
zum EGKSV,S) EWGV 
und 
11 San Michele" und Entscheidungen 
''Frontini'' die V ~ er~assungsmäßigkeit der 
1) Vgl. Pocar Kap. IV Anm. 
Erfordernis des "ordine 2, S. 245 f. Allgemein 
S. 64 f, und S . di esecuzionen . zum 
Entstehung d' perdutl, Studi Ventu .. Slehe Quadri, 
ordnung. leses Konzepts in der . ri-?1, S. 410, zur 
2) ltallenischen Rechts-
Quadri, s. 64 f, mit k .. 
Praxis; Cataldi Riv D·. rlbschen Anmerkungen zu dieser 
unter Ziff 8 . · lr.Int. 68 (1985), 5 
· ' Sperduti 532 
3) Vgl. Crisafulli II/1 ' Studi Venturini ~- 411. 538 
4) Vgl. Sorrentino, i~ § 3 Anrn. 16, s. 14;. 
5) Anm. 161, s. 264 Arnato/Barbera, S. 206; 
Ges~tz vom 25.6.i952 Nr Monaco 
ordlnario Nr. 1 vom 12 . 766, G.U. Nr. 160, 
6) Gesetz vom 14.10 195 .6.1952, s .. 1 ff. supplernento 
mento ordinario ;o ;3 Nr-. 1203, G.u. Nr. 317, supple-
m -12.1957, s. 1 ff. 
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drei EG-Gründungsverträge a~erkannt. 1 ) Im Fall "Frontini" 
hat die C.cost. insbesondere festgestellt, daß Art. 11 Cost. 
seines speziellen normativen Gehalts beraubt würde, wenn 
jede Souveränitätsbeschränkung die Verabschiedung eines ver-
fassungsändernden Gesetzes erfordern würde. Art. 11 Cost. 
habe neben einem materiellen auch einen prozessualen Gehalt. 
Er entbinde das Parlament von der Notwendigkeit, eine ent-
sprechende Verfassungsänderung zu beschließen. Die "legge di 
esecuzione 11 könne daher in Form eines einfachen Gesetzes be-
schlossen werden. 2 ) Soweit ersichtlich ist diese Auffassung 
in der Literatur nach dem Urteil nicht mehr angegriffen 
worden. Das Ausführungsgesetz ist daher in Form eines ein-
fachen Gesetzes zu beschließen. 3 ) 
c) Am Verfahren beteiligte Staatsorgane 
Erfolgen di "limi tazioni di .sovrani tB. 11 somit im Wege des 
Abschlusses eines völkerrechtlichen Vertrages und Erlaß 
eines darauf gerichteten "ordine di esecuzione• in Form 
eines einfachen Gesetzes, so bestimmt dieses Verfahren auch 
die für die Souveränitätsbeschränkungen zuständigen Staats-
organe. Nach Aushandeln des völkerrechtlichen Abkommens 
durch die Regierung, verabschiedet das Parlament ('1 Le 
Camere"),. d.h. die Camera dei deputati und der Senato (Art. 
55 Abs. 1 Cost.), das entsprechende Ratifizierungsgesetz 
l) C.cost. sentenza vorn 16.12.1965, Nr. 98, "Soc. Acciaie-
rie San Michele c. CornunitB. europea del carbone e dell' 
acciaio", Giur. cost. 10 (1965), 1322 ff; C.cost. sen-
tenza vom 27.12.1973, Nr. 183, "Frontini ed altri c. 
Amrninistrazione finanze", Giur. cost. 18 (1973) IIr 
2401, 2411. 
2) C.cost. sentenza vorn 27.12.1973, Nr. 183, "Frontini ed 
altri c. Amministrazione finanze", Giur. cost. 18 (1973) 
II, 2401, 2414 f. 
3) I.E. ebenso C.cost. sentenza vorn 7.3.1964, Nr. 14,"Costa 
c. ENEL", Giur. cost. 9 (1964), 129, .160; La Pergola/ 
Del Duca A.J.I.L. 79 (1985), s. 605 f; Sorrentino, 
Lo Svilupo, s. 401; Pocar Kap. IV Anm. 2, s. 247. 
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(Art. so Cast ) D" · 
.. . les ermächtigt 
den Präsidenten Ratifikation d der Repu-
(Art. er VÖlkerrechtl. h 
blik zur 
87 Abs 8 C lC en Vereinb 
. ost.). Schließlich arung 
das vom p 1 verkündet d ar ament verabschiedete er Präsident 
Cast.). p·· Gesetz (Art. 87 ur die Zustimmun Abs. 5 
sind g zu Souveränität b .. 
somlt Parlament, R . s eschrankungen 
eglerung und Präsident 
zuständig. 
3) Q!:enzen der Zuerkennung 
- von Hoheitsrechten 
a) Im Text des Art. 
ll Cast. enthaltene 
Beschränkungen 
Die z t· 
us lmmung zu Souveränitätsbesah .. k 
nach dem Wortlaut ran ungen unterliegt 
Z des Art. ll Cast. um einen ·· zwei Ei h 
mussensie unter-derB . nsc ränkungen .. 
tigung ("parit'") f ' edlngung der Gleichberech-
. er olge:r_;1, 
seln für eine Ordnung, zum anderen müssen sie notwndig 
die Frieden 
zwischen den N und Ger h 
ationen gewährleistet " ec tigkeit 
namento eh ( necessarie ad 
e assicuri la pace e la un ordi-




strikte Glei hb lgung verlangt 
c ehandlung Italiens im keine 
anderen am Aufbau der Verhältnis 
v··lk. friedlichen 0 zu den 
beteiligten 
sich aus der 
o errechtssubjekte. rdnung 
Dies ergibt 
geschichte der V 
orschrift. 
auf den Art. ll Cast. wurde 
Entstehungs-
}Beitritt Italiens zu 







l) C.cost. sentenza 
altri c Am . vom 27.12.1973, Nr. 183 " 
II, 24~1, m;~;;tra~lone finanzen, Giur. , Frontini ed 
Nr. 300, "Cecovi!~ C.cost. sentenza ~~;\alS (1973) 
1/2, 2224, 2240; Poca'r Almirante•, Giur .12.1984, 
Kap. IV Anm 2 . cost. 29 (1984) 
. ' s. 247. 
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ständigen und den auf Zeit gewählten Mitgliedern des Sicher-
heitsrates. Art. 27 Abs. 3 ON-Charta legt den Stimmen der 
ständigen Mitglieder eine besondere Bedeutung bei Abstimmun-
gen bei. Das ON-System differenziert also zwischen den Mit-
gliedstaaten. Diese Ungleichbehandlung war dem italienischen 
Verfassungsgeber bekannt. Deshalb kann der Begriff "parit'" 
in Art. ll Cast. nicht als Erfordernis einer strikten 
Gleichbehandlung Italiens verstanden werden. l) 
Der Terminus entspricht vielmehr der Anforderung der 
"reciprocitfi" in Abs. 15 der Präambel der Verfassung der 
Vierten französischen Republik vom 27. Oktober 1946. 21 Die 
von den beteiligten Staaten .gegenseitig übernommene Ver-
pflichtungen müssen einander entsprechen. 31 Eine dabei auf-
tretende Ungleichbehandlung ist nur insoweit zulässig, als 
sie durch die zweite in Art. ll Cast. genannte Bedingung ge-
rechtfertigt ist. 41 Sie muß notwendig sein für eine Ord-
nung, die den Fried~n und die Gerechtigkeit zwischen den 
Nationen gewährleistet~ 
Dieses zweite Kriterium wirft die Frage auf, ob die Organi-
sation, zu deren Gunsten die Souveränitätsbeschränkungen er-
folgen, unmittelbar dieses Ziel verfolsen muß oder ob auch 
mittelbar auf die Verwirklichung des Friedens und der Ge-
rechtigke'it ausgerichtete Organisatione:! in den AnwenCungs-
1) C.cost. sentenza vom 28.12.1984, Nr. 300, "Cecovini, 
Almirante", Giur. cost. 29 (1984) I/2, 2224, 2240; 
Cassese, in Branca, Art. ll Anm. II 2, S. 582. 
2) C.cost. sentenza vom 28.12.1984, Nr. 300, "Cecovini, 
Almirante", Giur. cost. 29 (1984) I/2, 2224, 2239. 
3) Im entsprechenden Art. 4 des Progetto di Costituzione 
elaborato dalla Comrnissione dei 75 wurde statt "parit<l." 
die Wendung "21. condizione di reciprocita e di egua-
lianza1' verwendet, vgl. Cassese, in Branca, Art. ll, 
Anm. II 2, S. 581. 
4) C.cost. sentenza vom 28.12.1984, Nr. j!OO, "Cecovini, 
Almirante", Giur. cost .. 29 (1984) I/2, 2224, 2240; 
Cassese, in Branca, Art. 11, Anm. II 2, s. 582. 
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hereich des Art. 11 Cost. fallen. Für eine restiktive Aus-
legung der Vorschrift spricht, daß der Verfassungsgeber das 
Bild der Vereinten Nationen vor Augen hatte, als er Art. 11 
Cast. verabschiedete. Die UNO hat die Sicherung des Friedens 
und der Gerechtigkeit zwischen den VÖlkern zur primären Auf-
gabe, wie sich aus Art. l ON-Charta ergibt. Interpretiert 
man Art. 11 Cost. in diesem ursprünglichen Sinn, so dürfte 
er keine Grundlage für die Beschränkung der Souveränität 
Italiens zugunsten der EG sein. Die Gemeinschaften streben 
in erster Linie eine wirtschaftliche Integration der Mit-
gliedstaaten an, wie Art. 2 EGKSV, Art. 2 EWGV und Art. 
EAGV zu entnehmen ist. 
In Rechtsprechung und Literatur hat sich jedoch eine exten-
sive Auslegung des Artikels durchgesetzt. Die Vereinten 
Nationen seien nur occasio legis gewesen. l) Auch mittelbar 
auf die Sicherung des Friedens und der Gerechtigkeit ausge-
richtete Organisationen seien in den Anwendungsbereich der 
Vorschrift einzub~iehen. 2 ) Begründet wird diese Auffassung 
mit dem Hinweis darauf, daß der Verfassungsgeber das Ziel 
der Sicherung des Friedens und der Gerechtigkeit weitest-
gehend verwirklicht sehen wollte. Eine Beschränkung des An-
wendungsbereichs der Norm auf unmittelbar auf die Verwirk-
lichung dieses Zieles ausgerichtete Organisationen ent-
spreche 
gebers. 3 ) 
daher nicht den 
Intentionen des Verfassungs-Im Blickwinkel 
dieser Argumentation hat die 
C.cost. entschieden, daß die Ratifizierung des EGKSV, des 
EWGV und des EAGV ihre verfassungsrechtliche Grundlage in 
Art. ll Cast. finden. 
4
) Zur Stützung dieses Ergebnisses 
l) Crisafulli II/1, § 3 Anm. 16, s. 147. 
2) Cassese, in Branca, Art. 11 Anm. II 2, s. 583. 
3) Cassese, in Branca, Art. 11 Anm. II 2, S. 583. 
4) C.cost. sentenza vom 16.12.1965, Nr. 98, "Soc. Acciaie-
rie San Micheie c. Comunita europea del carbone e 
dell'acciaio•, Giur. cost. 10 (1965), 1322, 1338, zum 
EGKSV; C.cost. sentenza vom 27.12.19'73, Nr. 183, 
"Frontini ed altri c. Amministrazione finanze•, Giur. 
cost. 18 (1973) II, 2401, 2411, zum EWGV und EAGV. 
-
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der EG-Verträge . daß die Präambeln . 
wird daraufhingewlesen, . . d nd zur Gerechtlg-
. h BekenntnlS zum Frle en u 
ein ausdrück1lc es . r weitere politische 
1) Darüberhinaus Wlrd de dem 
keit enthalten. Verträge stehen. Auf 
in dem die hervorgehoben, pali-
Rahmen Integration gelange man zur .. -
Wege der wirtschaftlichen bleibt, daß die EG-Grun 
. . 2) Festzuhalten 
tischen Elnlgung. genannten Bedingungen er-
die in Art. 11 Cost. dungsverträge 
füllen. 3) 
b) Immanente Beschränkungen 
Neben den im Text des Art. 11 Cost. enthaltenen Bedingungen 
haben Souveränitätsbeschränkungen 
Zustimmung zu - Kriterien entwickelt. 




zunächst dürfen die 
fundamentale gegen Verfassungsprinzipien oder unveräußer-
liehe 4) An diesen beiden Be-Menschenrechte verstoßen. . f-h 
der C.cost. die Aus u -schränkungen kqnnen nach Auffassung 
Souveränitätsbeschränkungen d n die rungsgesetze, mit ene 
1 . he Wirksamkeit innerstaat lC . erlangen, jederzeit auf ihre 
d Vereinbarkeit rnlt fortdauern e 
5) Das erste Kriterium werden. 
· überprüft der Verfassung hln 
wird zuweilen auch als Verbot 
183 ''Frontini ed l) C.cost. Sentenz_a vorn.27.12.1973, Nr._ ' t 18 (1973) 
finanze'', G!ur. cos . altri c. Amminlstrazlone 
2401 2411 f. 
II' ' S 2 63. o ola/Jel Duca 2) Monaco Anm. 160, .FS-Udina, S. 468; La .erg " S.247. 
E auch Maltese, Kap IV Anrn. Lr 
3) I. . 1985)' S. 160; Pocar . "Frontini ed 
A.J.I.L. 
79 
( 27.12.1973, Nr. 183 ' 18 (1973) t sentenza vom . u Git..:r. cost · 
4) Ci~~~ ~- Arnrninistrazione flna:~:a' vorn 28.12.1984, Nr. ~I, 2401, 2420; C.cost. ~en~iur cost. 29 (1984) ~~~~ 
300, "Cecovinl, AlmiranteE, 21 . (1985)' S. 317; 2"39· Barav R.T.D .. 
2224, 
4 
' (l 985) s. 786. . · ed 
· v proc 21 ' 183 "Front1n1 Riv.int.pn · · 27.12.1973, Nr. ' 
1
g (1973) C cost sentenza vom . ,, Giur. cost .. 
5) . . . Amministrazione flnanze ' 8 6 1984, Nr. 170, 
a1tr1 c · t sentenza vorn · · . .. Giur. II 2401, 2410; C.cos ... trazione finaneiarla ' 
' . t 1 c Amm1n1s 
"S.p.A. Granl a . 8' 1116. 
cost. 29 ( 1984) I/2' 109 ' 
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der Änderung der fundamentalen 
der eth' Verfassungsstrukturl) 
oder 2) lsch sozialen Prinzipien 
der italienischen 












So müsse die zu 
Weitere einzelne 
Rechtsordnung f- .. 
ur unabanderbar ge-
ränität garantieren, 4) schaffende Ordnung d' im . le Volkssouve-
sozial seinS) 
und 
(Art. 139 Cost.)6J. 
Hlnblick auf Art. 35 






ermächtige den einfachen hervorgehoben, Art. ll 
Gesetzgeber nicht andere Verfassungsnor.men D. zum Verstoß 
Cost.' der e. b . les folge aus Art. 138 
ln esonderes Verfahren 
derung vo h 
rse e. Gestatte man 
weichungen 
für die Verfassungsän-
im Rahmen des 
Art. 11 Cost. Ab-
Cost. 
von anderen V f 
er assungsnormen, 
umgangen. 7) so würde Art. 138 
Zwar wird der Begriff 
der "strukturellen 
italienischen Lit Kongruenz!' in der 
eratur nicht verwendet, 8) 
lungnahmen ähneln . die o.a. Stel-
Jedoch denen unter 
Äußerungen . A I 4 wiedergegebenen 
ln der deutschen Literatur. 
gen Ansa t Gegen einen d 
z sind folglich die dort erarti-
heben. Eibe st . genannten Bedenken zu er-
rlkte Projektion der 
würde staatlichen Rechtso d 
. zur Irrtegrat ionsunfähigkei t r nung 
der Llteratur schwächt d Italiens führen. Ein Teil 
aher auch die o.g. 
l) C.cost. sentenza 
altri c A . vom 27.12.1973, 
II 24 . mmlnlstrazione finanze•, 
' 01, 2410. 
2) Durante Nov D' 
Positionen etwas· 
N~. 183, nFrontini ed 
Glur. cost. 18 (1973) 
3) Mari · : lg.It.' App., 
RlV.lnt.priv.proc 
R.T.D.E. 21 (1985) S . 
Vol. II, Anm. 31, S. 1187. 
21 (1985)' S. 787; Barav 4) Monaco Anm 160 ' . 338. 
S)p .. ,S.262f 
aneblanco ZaöRV 40 . 
6) Schlenzka, S. 183. (1980)' S. 78. 
7) Cassese, in Branca, 
Durante Nov D' Art. 11 Anm 8) . lg.It.' Ap . 
Schlenzka' S. 183. P.· ' Val. II' II 3~ S. 584 m.w.N.; Anm. 34, s. 1190. 
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ab. Art. ll Cast. gestatte nicht einfachgesetzliche Revisio-
nen der Verfassung aber Modifikationen. 1 ) Ebenso lasse die 
Vorschrift Abweichungen von Institutionsprinzipien, von der 
Rechtsquellenordnung und dem Demokratieprinzip zu. 2 ) Auch 
hinsichtlich der Achtung der Menschenrechte wird nur ein 
gleichwertiger und kein identischer Schutz verlangt. 3 ) 
Auf dieser etwas moderateren Linie liegt auch die jüngste 
Rechtsprechung der C.cost. Ohne das Erfordernis der Beach-
tung der fundamentalen Verfassungsprinzipien und der Men-
schenrechte aufzugeben, stellt die C.cost. fest, daß sobald 
den Anforderungen des Art. ll Cost. Genüge getan ist, dem 
Ausführungsgesetz keine weiteren verfassungsrechtlichen Be-
schränkungen mehr entgegengehalten werden können. 4 ) In 
Bezug auf den Schutz der unveräußerlichen Menschenrechte, 
insbesondere das Vorliegen eines ausreichenden Rechts-
schutzes des Bürgers, nimmt das Gericht eine Abschätzung der 
Angemesse~heit des gewährten im Verhältnis zu dem verfas-
sungsrechtlich gebotenen Rechtsschutz 
5) 
vor. Somit wird 
hinsichtlich des Schutzes der Menschenrechte keine Identität 
der Gemeinschaftsrechtsordnung mit der italienischen Rechts-
ordnung gefordert. Vefassungsrechtlich geschützt ist ledig-
lich deren Kern. 6 ) 
l) Durante Nov.Dig.It., App., Val. II, Anm. 27, S. 1185. 
2) Gemma Giur. cost. 29 (1984) I/2, S. 1227. 
3) Monaco Anm. 160, s. 264. 
4) "A parte ehe gli artt. 112 e 24 Cost .... resterebbero 
fuori causa una volta ehe Spiegasse vigore l'autoriz-
zazione preventiva di cui all'art. 11 Cast. (e, perci6, 
e grave difetto di metodo utilizarli per contrastarne 
l'operativita) devesi soltanto stabilire se il 
Trattato ... corrispond[a] o meno alle condizioni e alle 
finalta contemplate nell'art. 11 Cast", C.cost. sentenza 
vom 28.12.1984, Nr. 300, ''Cecovini, Alrnirante'', Giur. 
cost. 29 (1984) I/2, 2224, 2238. 
5) C.cost. sentenza vom 16.12.1965, Nr. 98, "Soc. Acciaie-
rie San Michele c. Comunitä europea del carbone e dell' 
acciaio", Giur. cost. 10 (1965), 13!2, 1339 f; vgl. 
Sorrentino, Lo Svilupo, S. 400. 
6) Monaco Anm. 160, s. 264. 
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Die Ausführungen erlauben den Schluß, daß Souveränitätsbe-
schränkungen iSd Art. ll Cast. nur dann rechtmäßig sind, 
wenn sie gleichberechtigt alle beteiligten Staaten betreffen 
oder eine Ungleichbehandlung zumindest sachlich gerechtfer-
tigt ist, sie zugunsten einer Internationalen Organisation 
erfolgen, die zumindest mittelbar der Sicherung des Friedens 
und der Gerechtigkeit dient, und die fundamentalen Verfas-
sungsprinzipien der italienischen Rechtsordnung sowie die 
unveräußerlichen Menschenrechte respektiert werden. Dabei 
sind diese Bedingungen stets im Lichte des Bestrebens des 
Verfassungsgebers zu sehen, die in der Vorschrift niederge-
legten Ziele möglichst weitgehend zu verwirklichen. Dement-
sprechend ist im Einzelfall eine Abwägung der zu verfolgen-
den Grundsätze vorzunehmen und keine rigide Handhabung der 
dargestellten Grenzen der Souveränitätsbeschräbkungen. 
4 ) _B_e _____ te_r_d_e_r_s_o_u_v_e_r_ä_n_i_t_a_· t_s_b __ es_c_h_r_ä_n_k_u_n __ e_n 
Die in Art. ll Cast. vorgesehenen Souveränitätsbeschränkun-
gen erfolgen zugunsten Internationaler Organisationen.
1
) 
Dies erg1ot sich aus dem letzten Halbsatz der Vorschrift. 
Hierin verpflichtet sich Italien zur Förderung von Interna-
tionalen Organisationen, deren Aufgabe es, den Fried~ und 
die Gerechtigkeit zwischen' den Nationen zu gewährleisten, 
also den Zweck der Souveränitätsbeschränkungen zu verwirk-
lichen. Der Wortlaut des Artikels (" ... fra le nazioni .. ·") 
legt nahe, hierunter weltweite Internationale Organisationen zu 2) verstehen. Aus 
den Vorarbeiten zur Verfassung ergibt 
sich jedoch, daß sowohl weltweite als auch regionale Organi-
-
l) Panebianco, Sovranita, s. 219; Monaco Anm. 159, s. 261. 
2) Crisafulli II/1, § 3 Anm. 16, s. 147. 
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. en in den 
satlon l) rechend dieser 
t einzube-des Art. ll Cos . 
Anwendungsbereich Interpretation hat die 
sind. Entsp 




henden Abschnitt behan-der im vorausge - 'täts-der Beachtung ''ßigkeit der Souveranl 
- die Rechtma Orga-Bed ingungen fur . Internationale 
wird an die begünstlgte daß . ihre Struktur 
Anforderung gestellt, 
beschränkungen 
nisation noch die 
. klichung der die Verwlr in Art. 11 Cast. genannten Ziele er-
Hoheitsrechten 3)Adressat der möglichen muß. Zuerkennung von 
des Art. ll Cast. im Rahmen eine Internatio-kann somit nur 
Organisation sein. nale 
5 ) Keine 7Ur Übertragung Verpflichtung -
Trotz . nsente") ( "Italla ... co 




Literatur davo tsprechender 
zum Abschluß en -
die VoraussetzuD-
Italien die die könne Cast. vorlägen, 
Art. ll Verträge gen des enthaltenen 
- . t-tsbeschränkungen . Gesetzes be-Souveranl a . Form eines einfacnen 
ratifi-
und ihnen durch ln l'nnerstaatliche Rechts-zieren esecuzione u 
. 1'ordine di schlossenen 
1 s 578. d Art 11 Anm II ' i83 "Frontini e l) Cassese, ln Branca, ;7 12.1973, Nr. ' t 18 (1973) 
2) C.cost. sentenza Y~mne ~lnanze", Giur. cosS~udi 17/18 
altri c. Amml;~~~~az~~erzu Napole~:n~l9~~7EII, s. 2360. 
II, 2401, . Sotgiu Giur. Clv. 
(1985)' s. 37:; s 262 f. 3) Monaco Anm. l , . 
-104-
Wirksamkeit verleihen.l) Eine 
tätsbeschränkungen Verpflichtung 
besteht nicht. zu Souveräni-




uerkennung von Hoh . 
Art. 11 Cast. durch "1" . eltsrechten an die EG erfolgt gern 
d lffil taz ioni d. • 
er "sovranitä'' 1. t 1 sovranit.3.''. Den 
. n erpretieren Begriff 
lS der Staatsgewalt, . Rechtsprechung und L" d1e sich . lteratur 
Judikative . ln Legislative' 
manlfestiert. Die und Exekutive 
"limitazioni di nitä•• ffihren zu 






,Zum Teil wird der Begriff der 
:Souveränita""t Souveränität auf Italiens · die externe 
h" elngeschränkt. 
lernach die St Art. 11 Cost. regelt 
ellung Italiens als 
Einheit · autonome und lm Verhältnis originäre 
äußere sich l·n d zu anderen Staaten. 
er t Die Souveränität 
au onomen Gestaltung der Ordnung. D 
azu gehöre neben d 
die Bestimmung er Festlegung 
internen Rechts-
des Inhalts auch 
staatlichen der Reichweite, des Wirk 
Rechtsordnung. 3) ungskreises der 
rung des B d Gegen eine derartige 
e eutungsgehalts der Souveränität Reduzie-
gen, daß Art. 11 Cast. d wird vorgetra-
ann nur noch den Sinn hätte, daß 
l) C:cost. sentenza vom 7 
Glur. cost. 9 (196 .3.1964, Nr. 14, " 
Anm. 16 S 4)' 129, 160; Costa c. ENEL" 
Anm 36' . 148; Durante Crlsafulll II/l ' 
2) . ' S. 1191 Nov.Dig.It.' App.' ' § 3 
C.cost se t . Vol. II, 
. . n enza vorn 27 
altn c. Amministra . .12.1973, Nr. 183 
II, 2401, 2412· Zlone finanze", G' , "Frontlni ed 
232, "I.c.r.c ' C.co~t. sentenza v~~r. cost. 18 (1973) 
G" . c. Mlnlst 30.10.1975, Nr. lUr. cost 20 (19 ero Commercio 
Lo Svilupo; S. 401?5) III~ 2211, 2216 ;~n l'estero", 
3) Durante Nov.Dig It' Paneblanco, Sovranit~ ' Sorrentino, 
Vacca Riv Dir E. • ' App..' Vol. II An ' S. 224. 
. . ur. 26 (1986)' s. 8~. m. 30, s. 1187; 
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Italien eine entsprechende außenpolitische Haltung einzuneh-
men 
sen 
und seine innerstaatliche Rechtsordnung hieran anzupas-
hätte.1) Darüberhinaus sei es ein Widerspruch zum 
Hauptanliegen der in den EG-Gründungsverträgen übernommenen 
Verpflichtung, neue Rechtsquellen für das interne Recht zu 
begründen, wenn man dies mit einer Beschränkung der externen 
Souveränität versuche. 2 ) Souveränität iSd Art. ll Cost. 
erfasse daher die Gesamtheit der Staatsgewalt. 3 ) 
Die dargestellte Auseinandersetzung scheint eher eine 
Differenz in der Formulierung denn in der Sache zu sein. 
Beide Positionen bestimmen die Souveränität als Herrschafts-
gewalt des Staates. Ob man die Bestimmung ihrer Reichweite 
als Aspekt der externen oder der einheitlichen Souverämität 
ansieht, kann letztlich dahingestellt bleiben. Der angedeu-
teten Auseinandersetzung soll daher nicht weiter nachgegan-
gen werden. Festzuhalten bleibt, daß der Gegenstand der 
Zuerkennung die ''sovranit.3." iS der Gesetzgebungs-, Ver...;al-
tungs- und Rechtsprechungsgewalt des Staates ist. 
7) Definition der ''limitazioni di sovranit.3.'' und ihre 
inner~aatlichen Rechtsfolgen 
a) Definition der "limitazioni di sovranitit" 
Im letzten Abschnitt wurde bereits ausgeführt, was 11 sovra-
niti" bedeutet. Im folgenden soll der Frage nachgegangen 
werden, was unter ''limitazioni'' zu verstehen ist. 
l) Monaco Anm. 158, S. 261. 
2) Monaco Anm. 158, S. 261.. 
3) Monaco Anm. 158, S. 260. 
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Einige Autoren in der 
"limitazioni di Literatur deuten d 
sovranitä" iS ei'ner .. en Begriff der 
nität. A Ub rt. ll Cast. ertragung der 
sovrani"' sehe keine "1' Souverä-
sondern "limitazioni . lmitazioni di poteri 
zogeuer Souver·· . .. dl sovranitä'' 
anltatsbesch .. vor. Nach voll-
fugnisse h rankung habe I 
me r auf d talien keinerlei· 
italienische en betreffende Be-
. Gesetzgeber k" n Sachgebieten.l) Der 
ln diesen Bereichen onne keine gültigen 
erlassen D' Gesetze mehr 
Corte di c . . lese Auffass 
assazlone in . ung hat auch 
Fall "I. C. I. C " Ihrer Vor lagefrage die 
. erwogen S. an die C. cost. im 
Entscheid . le ersuchte die 
ung der F C.cost. 
Recht' rage' ob der e. f um die 
welches d ln ache Richter 
em EG-Recht nationales 
lassen könne. Dies widerspricht 
ergebe sich ' unangewendet 
keit des nat. aus der fehl 
lonalen Gesetzgebers 2) . enden Zuständig-
Überlegung . · D1e c 
ln ihrem daraufhin .cost. hat diese 
deutig zurückgewiesen. ergangenen Urteil . 
"L · Jedoch ein-
nicht zur lmitazioni di 
Folge' daß d. sovrani ta" hätten 
ihres souveränen le italienischen 
Willens b Verfassungsorgane 
EG "b eraubt werden 
u ertragenen und d h Bereichen . a er in den der 
nicht mehr wirksam 
rechtsetzend 
-
l) Vacca Riv.Dir:Eur 
A.J.I.L. 79 . 26 (1986)' S 80 
" ... authorizat. (1985)' s. . 610 La Pergola/Del Duca 
2) Vgl. die Darste;~~ to. transfer sovre; n sprechen 
Nr. 232 "I ng In C.cost g ty G' ' .c.r.c . · sentenza lur. cost 20 . c. Ministere C vom 30.10.1975 
' ( 1975) IJJ 2 ommercio CO 1 ' 
, 21!, 2214. n 'estero'', 
von 
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ko"nnen. l) Gleichzeitig hob sie hervor, daß es tätig werden 
im Rahmen des Art. 11 Cast. nur um "limi taz ioni di poter i 
geht.
2 ) Die zu Beginn dieses Absatzes wiedergege-
sovrani11 
bene Auffassung ist daher mit der Rechtsprechung der C.cost. 
unvereinbar und somit abzulehnen. 
Eine andere Ansicht in der Literatur geht davon aus, daß das 
EG-Recht Teil der italienischen Rechtsordnung wird. Nur so 
könne die Anwendbarkeit des Gemeinschaftsrechts im inner-
staatlichen Rechtskreis erklärt werden. 31 Die Einfügung er-
folge durch die Anwendung des EG-Rechts durch die nationale 
Verwaltung und italienischen Gerichte. 41 Diese Auffassung 
ist jedoch ebenfalls nicht mit der Rechtsprechung der 
c.cost. vereinbar. Danach ist das Gemeinschaftsrecht weder 
Völkerrecht, noch ausländisches Recht, noch innerstaatliches 
l) "Certamente non pu6 accogliersi la soluzione, prospet-
tata e rispinta della Corte di cassazione, di una 
declaratoria di nullita della legge, successiva interna, 
dovendosi escludere ehe il trasferimento agli organi 
delle Comunita del potere di emanere norme giuridiche, 
sulla base d'un preciso criterio di ripartizione di 
competenze per determinate materie. 11 per l'assolvimento 
dei loro compiti e alle condizioni contemplate dai 
trattati" (cfr. art. 189 del Trattato di Roma), comporti 
come conseguenza una radicale privazione di efficacia 
della vo1unta sovrana deg1i organi legislativi deg1i 
Stati membri, pur manifestata nelle materie riservate 
dai trattati alla normazione comunitaria ... 11 ,C.cost. 
sentenza vom 30.10.1975, Nr. 232, 1'I.C.I.C. c. Ministere 
Commercio con 1' estero", Giur. cost. 20 ( l97o) III, 
2211, 2218; bestätigt von C.cost. sentenza vom 8.6.1984, 
Nr. 170, "S.p.A. Granital c. Amministrazione finan-
ziaria", Giur. cost. 29 (1984) I/2, 1098. 1112. 
2) C.cost. sentenza vom 30.10.1975, Nr. 232, "I.C.~.c. c. 
Ministere Commercio con 1 1 estero 11 , Giur. cost. 20 
(1975), III, 2211, 2216 f; vgl. auch C.cost. sentenza 
vom 27.12.1973, Nr. 183, "Frontini ed altri c. Amminis-
trazione finanze", Giur. cost. 18 (1973) II, 2401, 2412. 
3) Pau Riv.Dir.Int. 67 (1984), s. 518; Sperduti 
Riv.trim.proc.civ. 34 (1980) I, S. 366. 
4) Sperduti Riv.int.priv.proc. 20 (1984), S. 267. 
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Recht l) 
. EG-Recht erlangt als 
italienischen solches W. Re ht lrksamkeit 
werden 2) G c sordnung' ohne ein in der 
. egen die o.g. Ansicht Teil dieser zu 
erneute Aufspaltung spricht auch d 
des · ' aß sie · 
zur F einheitlichen eine 
olge hätte. 3 J A Gemeinschaft 
uch sie ist daher srechts 
zurückzuweisen. 
Nach A Uffassung 
R der C.cost st 
echt zueinander . . eben EG-Recht 
lm Verhältnis . Und nationales 
verschiedener, zwerer autonomer . . 
aber durch die ' vonernander 
Verteilung im EWGV f 
miteinander estgelegt 
Durch koordinie t e Kompetenz-
die "l. . r er Re h lmltazioni di c tsordnungen 4) Übung der sovrani ta" 0 
Normsetzungs werde der EG d. 
folge ein gewalt Übertragen. . le Aus-
e korrespondier Glelchzeiti 
-
1) C.cost. 
ende Besch .. g er-
rankung der N 
ormsetzungs-
sentenza vo 
c. Amministrazione m. 8.6.1984, Nr. 170 " 
I/2, 1098, 1113· flnanziaria", Giur ' S.p.A. Granital 
27.12.1973, Nr. {8 vgl. auch C.cos~ cost. 29 (1984) 
trazrone fi 3, Frontini . sentenza C nanze" Gi ed alt . vom 
:cost. sentenza ' ur. cost. 18 (19 rl c. Amminis-
Mlnistero Com ~om 30.10.1975, N 73) II, 2401, 2415· 
III, .nu, 22~;rcl0 con l'estero ~: 232, "I.c.r.c. c' 
2 J C co t · ' lur · cost · 
. s . sentenza vom 8 • 20 (1975) 
c. Amministrazione t· .6.1984, Nr. 170, " 
I/2, 1098, 1114· lnanziaria", Gi S.p.A. Granital 
Anm. 30 ' Durante Nov D' ur. cost. 29 (1984) 
Dir.com sc' . s. 1187; . Ig.rt.' App.' 
3) Capotor~i Raml·v-Int. 25 (1986), S Mlastronuzzi Vol. II, 
Dir .lnt.priv . 05. Pellechia 
4) " .c?m.scam.int. 24 (~~~~c. 13 (1977)' S 
... slstemi giu . ) ' S 573 F . 500; Girino 
coordinat. rldici autono : n. 11. 
lit l secondo 1a r· .m~ e distint' 
2 a e garantita d l lpart1Zlone di l, anchorche 
7.12.1973, Nr, 183a "Trattato", C.c competenze stabi-
trazrone finanze" ~. Frontini ed ~:: .. sentenza vom 
C.cost. sentenza ~ lur. cost. 18 (19 rl c. Amminis-
rle San Miche1e c o~ 16.12.1965, Nr ;~) Ir, 2401, 2415· 
acciaion, Giur. . omunita europea .d ' l'Soc. Acciaie~ 
sentenza vom 30.~~st. 10 (1965), 13;~ carbone e dell• 
Commercio c . ' .1975' Nr. 232 " ' 1339; C 
2217· on 1 estero" . ' I.C.r.c .. cost. Gran~t~~c~~t~m~;ntenza ~0~ 1~~~-~~;;·20 (l9;5~·I;;~i;;;;o 
(1984) I/2 1 nistrazione fi . ' Nr. 170, "S ' 
Nr 113 ' 098, 1113· C nanzlaria" G' ·P-A. 
. , l'S.p.A. BE , -Cast. sentenz , rur. costo 29 
delle finanze" D' .. C.A, ed altri a ·vom 19.4.1985 
I rr com s c. Amm. . , 
. . cam.int. 24 (198 lnlstrazione 
5), 459, 460. 
-109-
gewa1t der italienischen Verfassungsorgane. 11 Die italie-
nische Rechtsordnung öffne sich und gestatte dem EG-Recht , 
seine Wirksamkeit auf dem italienischen Territorium zu ent-
falten.21 In der Literatur wird hervorgehoben, daß diese 
"Öffnung" auf Grund der staatlichen Souveränität erfolge. Es 
finde weder eine Beseitigung ("soppressione") der italie-
nischen Souveränität, noch eine teilweise oder völlige Über-
tragung von souveränen Rechten auf die EG statt. 31 Der 
Souveränitätstitel als solcher werde nicht angetastet.
41 
Vielmehr sei die Fordauer der Anwendbarkeit des EG-Rechts 
auf dem italienischen Territorium von der Existenz eines 
dahingehenden staatlichen Willens abhängig. 51 Allerdings 
werde Italien durch die "limitazioni" in seiner Handlungs-
freiheit eingeschränkt. Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und 
Rechtsprechungsgewalt seien nur noch in Konformität mit den 
eingegangenen 11 lirnitazioni 11 auszuüben. 61 Kompensiert 
werde diese Einschränkung durch die Mitwirkung Italiens in 
den Organen der EG. 7 ) 11 Limitazioni di sovranit.3. 11 können 
danach als Beschränkung der Souveränität, im Hinblick auf 
die EG insbesondere der Legislativgewalt, beschrieben 
werden. Der italienische Staat bleibt jedoch Träger des 
Souveränitätstitels. 
l) C.cost. sentenza vom 27.12.1973, Nr. 183, "Frontini ed 
altri c. Amministrazione finanze", Giur. cost. 18 (1973) 
II, 2401, 2413. 
2) 11 ••• il sistema statuale ... si apre a questa normazione, 
lasciando ehe le regale in cui essa si concreta vigano 
nel territorio italiano, quali sono scaturite dagli 
organi competente a produrle 11 , C.cost. sentenza vom 
8.6.1984, Nr. 170, 11 S.p.A. Granital c. Amministrazione 
finanziaria", Giur. cost. 29 (1984) I/2, 1098, 1114. 
3) Monaco Anm. 160, S. 262; Pau Riv.Dir.Int. 67 (1984), 
S. 514, spricht von ''spostamento'', was mit Verschiebung 
des Souveränitätstitels zu Übersetzen wäre. 
4) Vgl. Bozzi § 254, S. 533. 
5) Durante Nov.Dig.It., App., Vol. II, Anm. 34, S. 1190. 
6) Panebianco ZaöRV 40 (1980), s. 80; Durante Nov.Dig.It., 
App., Vol. II, Anm. 36, S. 1191. 
7) C.cost. sentenza vom 27.12.1973, Nr. 183, "Frontini ed 
altri c. Amministrazione finanze", Giur. cost. 18 (1973) 
II, 2401, 2413 f; Panebianco ZaöRV 40 \1980), S. 81; 
La Pergola/De1 Duca A.J.I.L. 79 (1985), s. 610. 
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b) Rechtsfolgen 
aa) Materiellrechtliche Rechtsfolgen 
Aus der Konzeption 
ner aber . zweier autonomer, v . 
mlteinander koord' . onelnander verschiede-
C.cost llllerter Recht 
. unterschiedliche sordnungen hat die 
nat' Konsequenzen für das 
lOnalen Rechtsnorm Schicksal der 
im Fall "Costa c. 
daß der nationale Ge-
ENE gezogen. Nachdem sie 




nitä•• weiterhin . zu ''lirnitazioni di sovra-
k" lnnerstaatlich rechtmäß' 
onne, auch wenn sie .. 1 Ig Gesetze erlassen 
Fall "F . vo kerrechtswidrl'g l) ront . seien, hat 
lDI" entschieden 




Recht, das gegen 
sei. Art. ll Cast. :a~antiere die im EWGV niedergelegte 
Wlschen der Gemeinschaft und . Kompetenzverteilung 
der nationale den Mltgliedstaaten. Gesetzgeber Erlasse 
haltenen Geb' Vorschriften auf 
Ieten, und 
Normen" 2 ) 
' so verstoße er 
seien es auch nur 
hiergegen. 3) Im 
den der EG vorbe-
"reproduzierende 
Fall "I.c.r.c.• 
l) C.cost. sent 
Giur. cost. 9 enlza vom 7.3.1964, N 
2) Mit "repr d ( 964), 129, 160. r. 14, "Costa c. 
o UZlerend ENEL"' 
bezeichnet d. en Normen" we d 
wiedergeben' Dl: EG-Recht mit r en nationale G 
. le C oder ohne E . esetze 
Urteil vom 27 1 .cost. hat diese P . rganzungen 
Amministrazione. ~:1973, Nr. 183, "Fron~~x~s ~ereits Im 
2401 2 lnanze• G' lnl ed altr· 
' 415 f f" ' lur. cost 18 1 c. 
in C cost ' ur verfassungswid . . (1973) II 
· · sentenz rlg erklärt b ' Granital c A . . a vom 8.6.1984 ; estätigt 
(1984) I/;, ~~~~ls~~azione finanzia;ia~r.G_l70, "S.p.A. 
die meisten EG- , 14. Trotzdem werde , Iur. cost. 29 
liehe Rechtsor=echtsaKte per Gesetz i~ ~~eh. heute noch 
beruht auf nung ''eingefilhrt'' . le Innerstaat-
einern stren " · Dieses Ve h 
nach dem Rech~ g dualistische " r alten 
Organen geset'?~, das nicht von ital. n. Verständnis, 
innerstaatli h~ wurde, eines Umset lenlschen Staats-
F c anwendb zungsaktes b d 
ragenkreis Giutt 'd ~r zu sein. Ausführ· e arf, um 
3) C.cost sent ri a Rlv.Dir.Int 69 r Ich zu diesem 
altri ~ Am _enza vom 27.12.1973. N (1986), S. 241 ff 
· ID1n1strazi ' r. 183 "F . · 
II, 2401, 2415 f. one f~nanze", Giur. , C' rontlni ed 
30.10.1975, Fortentwickelt in C co~t. 18 (1973) 
Nr. 232 "I .cost sent 
con l'estero'' G' , .c.r.c c Mi . . enza vom 
' lur. cost. 20 (1~75; IInlstero Commercio 
I, 2211, 2219 f. 
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hat das Gericht darüberhinaus entschieden, daß die "limita-
zioni" nicht zur Folge hätten, daß der von den nationalen 
Gesetzgebungsorganen gebildete souveräne Wille jeglicher 
Wirksamkeit beraubt werde. Vielmehr stelle sich die Frage 
nach der Verfassungsmäßigkeit derartiger nationaler Gestzge-
bungsakte.1) Damit hat sie sich deutlich gegen die Folge 
der Nichtigkeit nationaler Rechtsnormen ausgesprochen. In 
der letzten Entscheidung zum Thema hat die C.cost. erklärt, 
Gemeinschaftsrecht könne nationale Rechtsnormen werder außer 
Kraft setzen, noch verdrängen oder in sonstiger Weise ent-
werten. Entgegenstehendes nationales Recht sei vielmehr bei 
der Entscheidung einfach außer Acht zu lassen.
2
) Nach Auf-
fassung der C.cost. kann der nationale Gesetzgeber zwar 
weiterhin wirksam Normen erlassen. Für den Fall, daß Gemein-
schaftsrecht einschlägig ist, ist das nationale Recht jedoch 
vom einfachen Richter bei der Entscheidungsfindunq nicht an-
zuwenden. Außerhalb dieses Bereiches entfaltet es hingegen 
seine volle Wirksamkeit.
3 ) 
Gemeinsam ist den Etappen der Rechtsprechung, daß die 
C.cost. stets davon ausgegangen ist, der nationale Gesetz-
geber könne in den der Gemeinschaft vorbehaltenen l~aterien 
1) C.cost. sentenza vom 30.10.1975, Nr. 232, "I.C.I.C. c. 
Ministere Commercio con l'estero", Giur. cost. 20 (1975) 
III, 2211, 2217 f. 
2) "L'effetto connesso con la sua [i.e. der EG-Verordnung] 
vigenza e perciO quelle, non giä di caducare, nell' 
accezzione propria del termine, la norma interna incom-
patibile, bensi di impedire ehe tale norma venga in 
rilievo per la definizione della controversia innanzi al 
giudice nazionale. In ogni caso, il fenomeno in parola 
va distinto dall' abrogazione, o da alcun altro effetto 
estintivo o derogative ... Il regolamento non puo 
abrogare, modificare o derogare le confligenti norme 
nazionali, ~e invalidarne le statuizioni", C.cost. 
sentenza vom 8.6.1984, Nr. 170, "S.p.A. Granital c. 
Amminfstrazione finanziaria", Giur. cost. 29 (1984) I/2, 
1098, 1115. 
3) C.cost. sentenza vom 8.6.1984, Nr. 170, "S.p.A. Granital 
c. Amministrazione finanziaria", Giur. cost. 29 (1984) 
I/2, 1098, 1115. 
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zumindest wirksam Gesetze erlassen. Unterschiedlich ist 
lediglich die rechtliche Beurteilung dieses Verhaltens. 
Wurde es zunächst für innerstaatlich rechtmäßig aber völker-
rechtswidrig gehalten, so galt es später als verfassungs-
widrig. Gegenwärtiger Standpunkt der Rechtsprechung ist, daß 
der Gesetzgebungsakt zwar grundsätzlich wirksam und recht-
mäßig ist, im Verhältnis zum EG-Recht jedoch keine Rechts-
wirkungen entfaltet. 
Die von der C.cost. geforderte Nichtanwendung des nationalen 
Gesetzes wird in der Literatur mit der Kompetenz der ordent-
lichen Gerichte in einem Prozeß gegen die Öffentliche Gewalt 
wegen Verletzung der bürgerlichen oder politischen Rechte 
verglichen. Auf Grund Art. 
20.3.1865 Nr. 2248 sind sie befugt, einen rechtswidrigen 
Verwaltungsakt außer Acht zu lassen, jedoch nicht zu annul-
lieren. l) Auch hier werde die Nichtanwendung als vorüberge-
hendes Konfliktlösungsmittel im Verhältnis zweier selbstän-
diger Ordnungen, derjenigen der ordentlichen und derjenigen 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit, angewendet. 21 Die von der 
und 5 des Gesetzes vom 
-
l) Art.2: "Sono devolute alla giurisdizione ordinaria tutte 
le cause per contravenzione e tutte le materie nelle 
quali si faccia questioni d'un diritto civile o 
politico, comunque vi possa essere interessata la 
pubblica amministrazione, e ancorche siano emanati 
provvedimenti del potere esecutivo o dell' autorita amministrativa. 1' 
Art. 4: "Quando la contestazione cade sopra un diritto 
ehe si pretende leso da un atto dell'autorita amminis-
trativa, i tribunali si limiteranno a conoscere degli 
effetti dell'atto stesso in relazione all'oggetto dedotto in giudizi . 
L'atto amministrativo non potra essere revocato o modi-
ficato se non sovra ricorso alle competenti autorita 
amministrative, le quali si conformeranno al giudicato 
dei tribunali in quanto riguarda il caso deciso.• 
Art. 5: "In questo, come in ogni altro caso, le autorita 
giudiziarie applicheranno gli atti amministrativi ed i 
regolamenti generali e locali in quanto siano contormi 
alle legge.• Zitiert nach Zanobi § 284, s. 2685. 
2) Girino Dir.com.scam.int. 24 (1985), s. 577; Mastronuzzi 
Pellechia Dir.com.scam.int. 25 (1986), S. 107. 
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c. cost. verfolgte Lösung Recht also sei dem italienischen 
nicht fremd. 
insofern, als sie d ie neue Rechtsprechung d Gemein-
t wird Rechtsnorm un .. Kritisier nationaler 1 se 
t zwischen d Judikati\<e o . 
den Konflik lediglich für den Bereich er Recht bei 
schaftsrecht das nationale 
auch die Verwaltung .. fe 1) gegen eine Offen sei, ob Acht lasen dur . 
außer d m Lega-Entscheidungen . Verwaltung nach e . 
ihren s r icht' daß dle t verabschle-1 he Kompetenz p der vom Parlamen 
so c . n die Beachtung litätsprinz1p a . 2) 
gebunden 1St. deten Gesetze 
Als Ergebnis ist daß festzuhalten, 
. . di die ''limitazlODl 
sovranita" Wirksamkeit des die 
Gemeinschaftsrechts 
nationalen Rechts für den Be-
reich des Ohne formell hemmen. Teil der 
italienischen werden, Rechtsordnung zu . Gemein-hindert das 
schaftsrecht in seinem Geltungsherelch die Anwendung entge-
nationalen Rechts. genstehenden 
1' he Rechtsfolgen Ve rfahrensrecht lC bb) 
Rechtsfegen materiellen 
dargesteilten . in der ver-Die im letzten Absatz . , " spiege'ln SlCh 
di sovranlta . tanz zur "limitazioni GerichtsinS 
der 'der welche 1 r 
Frage Wl , und nationa e fahrensrechtlichen zwischen EG-Recht 
d s Konfliktes t in den ver-Entscheidung e, . Problem bilde e 
. . t o1eses . in der berufen 1S . der Diskussion Rechtsnorm Schwerpunkt "'b r 
Jahren den Obwohl hieru e gangenen h g und Literatur. h 
R chtsprec un "Granital" nunme r i talleniseben e der C. cost. im Fall 
mit der Entscheidung 
Berri 1226; 
cost. 29 (1984) I/2, S. der 
l) Gemma Giur. (1984) I, Sp. 1525. mehreren Normen 'bt 
G'ur it. 136 . wird ln 7 Cost Es gl 
l .Legalltatsprinzlp B in Art. 9 .Verwaltung 
2) Das rochen, z · · . dung der t · 
Verfassung angesp hrift, die die Bln. rt· vgl. Morta 1 jedoch keine Vorsc drücklieh statu1e ' Gesetz aus 




sollen im folgenden die l'n 
Einigkeit erzielt wurde, 
Streit relevanten Argumente dargestellt 
diesem 
um eine F werden, da es sich 
rage von grundlegender Bedeutung 
auch in der franzö . h handelt, die z.B. 
Slsc en Rechtsordnung b 
setz ei der Auseinander-
ung zwischen der Position 
CE der C.cass. und der]'enl'gen des 
.. eine Rolle spielt. 
Im Fall "Frontini" entschied 
Ge-setze, die mit dem EG-Recht die C.cost., daß nationale 
Cast. verstoßen und somit unvereinbar sind, gegen Art. 11 
verfassungswidrig sind.l). 
Rechtssache ui.C.I.Co" In der 
der einfache . zog sie daraus die Konsequenz daß 
Richter ein Gesetz, welches gegen ' 
stößt, d EG-Recht ve 
er C.cost. vorzulegen r-
fassungswidrig erklären und i:mabe, damit diese es für ver-
2 damit seine 
nehmen könne. ) Wirksamkeit 
Diese Auffassung findet . 
Art 134 3 Ihre Grundlage 1· n 
· und l3 6 Cos t. ) Art. 134 Abs. 1 die Kompetenz der C Cast. 
· cost.' Über die 
statuiert 
Verfassungsmäßigkeit von 
Art. 136 Abs. l Cast. 
Gesetzen zu entscheiden. 
daß ein vo d sieht vor, 
n er C.cost. für 
setz am Tage 
verfassungswidrig 
nach der Veröffentlichung der 
erklärtes Ge-
seine Wirksamkeit 
verliert. Bis zu 
wirksam und bindet gern Art. 101 Satz 
sprechungsorgane. 
Entscheidung 
diesem Zeitpunkt ist es 
2 Cast. alle Recht-
Diese beiden Vorschriften 
Hintergrund der Ä ß bilden den 
u erung der C.cost., der 
habe n h einfache 
.. ac geltendem italienischen 
Richter 
Recht keine Befugnis, ein 
lassen. Gewähre man ihm die 
und nationalem Recht d' . 
gultiges Gesetz unangewendet zu 
Möglichkeit aus EG-Recht 
anzuwendende Norm auszuw-hl le Jeweils 
a en, so komme das der Befugnis 
l) C.cost. sentenza 
lt · vom 27.12 1973 N 
a ri c. Amrnini t . , r .. 183, uFrontini ed 
II, 24 s razione finanzeu G 01, 2415 f V 1 ' lur. cost. 18 (19 73 ) 30.10.1975, Nr. 2~2 g •. auch C.cost. sentenza 
con l'estero'' G' ' I.c.r.c. c. Ministere C v~m 
2) C , I ur. cost ?Q ( 197 ommercio :c~st. sentenza vom 30·1~ 5) III, 2211, 2220. 
Mlnlstero Comrnercio 1. .1975, Nr. 232, "I C I C 
III 22 con 'estero 11 G' ~ · · · c. 
3
) • 11, 2218. ' 1ur. cost. 20 ( 1975 ) 
Sperduti Riv t . 
n· . rim.proc.civ. 34 (19 
u.com.scam.int. 24 (1985), 84) I, s. 368; Girino 
s. 575. 
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gleich, über die Inkompetenz des Gesetzgebers zu entschei-
den. Dies stehe dem einfachen Richter nicht zu. 1 ) 
Ein weiteres Argument für die Kompetenz der C.cost. ist, daß 
Art. ll Cast. eine Verpflichtung für die italienischen Ver-
fassungsorgane begründet, keine Rechtsakte zu erlassen,-die 
gegen die in dieser Vorschrift anvisierten völkerrechtlichen 
Verträge verstoßen. 2 ) Die C.cost. spielt hierauf mit der 
Überlegung an, ein Verstoß gegen Art. 189 und 177 EWGV 
stelle auch eine Verletzung des Art. 11 Cast. dar. 3 ) 
Neben diesen beiden von der C.cost. angesprochenen Punkten 
wird die Zuständigkeit der C.cost. noch folgendermaßen be-
gründet. Eine zentrale Kontrolle der Anwendung des EG-Rechts 
in der italienischen Rechtsordnung und der sich daraus erge-
benden Verdrängung italienischer Gesetze habe den Vorteil 
der Einheitlichkeit und Rechtssicherheit in der Behandlung 
dieser Frage. 4 ) Die Erklärung der Verfassungswidrigkeit des 
nationalen Gesetzes wirke erga omnes und ex tune. Sie löse 
den Konflikt ein für allemal, denn es gebe keine Möglich-
keit, diese Entscheidung anzufechten5 ) (vgl. Art. 137 Abs. 
3 Cast.). Eine dezentrale Lösung der Frage im Wege der 
Nichtanwendung des nationalen Gesetzes durch den einfachen 
Richter trage dagegen die Gefahr in sich, daß die Anwendung 
l) C.cost. sentenza vom 30.10.1975, Nr. 232, "I.C.I.C. c. 
2) 
Ministero Commercio con l'estero", Giur. cost. 20 (1975) 
III, 2211, 2218. 
Cassese, in Branca, Art. 11 Anrn. II 3' s. 584 f; 
Milanesi Riv.Dir.Eur. 22 (1982), s. 12, spricht von 
einer sonst vorliegenden "usurpation de pouvoirs" 
seitens der italienischen Staatsorgane; Panebianco, 
Sovranitä 11 , s. 224, bezeichnet dies als "favor 
comunitario". 
3) C.cost. sentenza vom 30.10.1975, Nr. 232, "I.C.I.C. c. 
Ministero Commercio con 1' estero", Giur. cost. 20 ( 1975) 
III, 22ll, 2220. 
4) Gemma, Incostituzionalita, s. 141; Gemma Giur. cost. 29 
(1984) I/2, s. 1229; Donnarumma Dir.com.scam.int. 23 
(1984), s. 208. 
5) Catalano/Scarpa Kap. IV Anm. II 16, S. 158. 
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des EG-Rechts von 
einem Gericht 
verneint werde. bejaht und von 
Da dies einem and 
könne' auch im I eren 
sei es ma··gl1'ch nstanzenzug d ß vorkommen 
Instanzen end .. 1 . ' a die Frage erst 
gu t1g entschieden nach mehreren 
Rechtsunsicherheit. l) werde. Dies führe 
Wege ei Die Tatsache, daß zu großer 
ner zentralen Kontrolle . das Verfahren im 
schaftsrechts .. d1e Am,endbarke t 
le verzogere, sei f.. 1 des Gemein-




Schwierigkeit der noch folgende Gedanken 
Entscheidung, . vorge.tragen. Die 
des Systems und d1e besonderen 
das Bewußtsein Anforderungen 
laubten es der der eigenen 
C.cost. nicht, Verantwortung er-
fachen R. h die Entsche. d 
1C ter zu ve 1 3) 1 ung auf den 
sehe r agern. Auß ein-
Rechtsordnung . erdem kenne d' ke1ne N' 1e italieni-
schlossenen 1chtigkeit der vom 
Gesetze sondern Parlament be-
keit. Die .t . ' nur deren V 
1 al1enische Recht erfassungswidrig-
len v f sordnung b 
er assungsmäßi k . eruhe auf der 
"fu d g e1 tskontrolle 4) . Zentra-
n amen talen Ve f · D1ese sei eines der 
daher unabänder-
lich_S) r assungsprinzipien" 
und 
Im Fall ''Granital" 
der . hat die C.cost 
e1nfache Richter . nunmehr entschieden 
berufen ist 6) zur Entscheidung des ' daß 
. Den Hintergrund d. .. Normenkonflikts 
1eser Anderung der 
-
1) Paone, Disa . 
Anm. 16' PP11caz ione' S. 
S. 470. S. 158 ' Daniele 
Recht-
238; Catalano;s 
Dir.com sc . carpa Kap. IV 
2) Catalano/sca 
3) Tizzano F rpa Kap. IV Anm II 
. oro It 107 . 16, s. 155. 
. am-lnt. 24 (1985), 
H'' 1nweis auf · ( 1984) I/ 
Comav1'cola C.cost. 2, Sp. 2065 sentenza vom , unte 
Stato ,, . c. Amm 1· · 26.10.1981, N r 
' G1ur. c n1straz1one dell : r. 176, 
;entenza vom 26~:~ .. 19 26 (1981) I, 154; f:1nanze dello 
. r.l, Albacera c A . 81, Nr. 177 "S ' Und C.cost. 
4) cost. 26 0981) I. mm1nistrazione f' ' .p.A, Gallani 
Gemma In ' 1564 ff 1nanze Stato" G' ' 
5) Mari ~iv.~~=tit~zionalita, ·s. 170 ' 1ur. 
6) C . pr 1 v proc 2 . 
. cost. sentenza ~om 8. 1 ( 1985)' 
c. Amministraz· .6.1984, Nr 
I/2, 1098, lll210ne finanziaria". 
- 1116. ' 
s. 786. 
170, rtg 
Giur ·P.A. Granital 
. cost. 29 (1984) 
r 
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sprechung bildet das Urteil des EuGH in der Rechtssache 
"Simrnenthal II". Der EuGH entschied, daß das von der C.cost. 
im Fall "I.C.I.C." geforderte Vorlageverfahren nicht mit dem 
EG-Recht vereinbar sei. Es verstoße gegen den Grundsatz der 
"direkten Anwendbarkeit" des Gemeinschaftsrechts (Art. 189 
EWGV). Dieser Grundsatz verlange, daß der einfache Richter 
die Anwendung des EG-Rechts in der innerstaatlichen Rechts-
ordnung gewährleistet, ohne daß entgegenstehendes nationales 
Recht zuvor in einem gesetzgeberischen oder anderen verfas-
sungsrechtlichen Verfahren außer Kraft gesetzt werde.
1 ) 
Die Entscheidung des EuGH im Fall "Simmenthal II" ist von 
vielen italienischen Gerichten unbeachtet gelassen 
worden. 2 ) Dem Urteil wurde entgegengehalten, der EuGH habe 
seine Kompetenzen überschritten, indem er die Art und Weise 
kritisiert habe, in der die italienische Rechtsordnung die 
Anwendung des EG-Rechts gewährleiste. 3 ) Diese Frage sei 
ausschließlich vom nationalen Recht zu regeln und falle 
nicht in die Rechtsprechungskompetenz des EuGH. 
4 ) 
Die C.cost. ist im Fall "Granital'' auf die Position des EuGH 
eingeschwenkt. Der einfache Richter habe zunächst zu ver-
suchen, das nationale Recht so auszulegen, daß es mit dem 
Gemeinschaftsrecht vereinbar ist. 5 ) Sei der Normenkonflikt 
so nicht zu lösen, so habe er die Anwendung des EG-Rechts zu 
gewährleisten, indem er das nationale Recht bei der Ent-
l) EuGH RS 106/77, Slg. 1978 I, 629, 645. 
2) Barav R.T.D.E. 21 (1985), S. 328 . 
3) Barav R.T.D.E. 21 (1985), s. 328; Catalano/Scarpa Kap. 
IV Anrn. II 16, S. 153 f; Pocar Kap. IV Anm. 6, S. 267; 
Maresca Dir.Pra.Trib. 55 (1984) II, S. 1076 m.w.N. 
I) Catalano/Scarpa Kap. IV Anm. II 16, S. 153 f. 
5) Diesen Ansatz hatte die C.cost. bereits in ihren 
Urteilen vorn 26.10.1981, Nr. 176, "Comavicola c. 
Amministrazione delle Finanze dello Stato", Giur. cost. 
26 (1981) I, 1543, 1561, und Nr. 177, "S.p.A. Ga1lani, 
S.r.l. Albacera c. Amministrazione finanze Stato 11 , Giur. 
cost. 26 (1981) I, 1564, 1573 ff. entwickelt. 
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Scheidungstindung außer Acht lasse. Außerhalb des Anwen-
dungsbereichs des Gemeinschaftsrechts entfalte 
Recht allerdin . . das nationale 
gs seine volle Wirksamkeit. 1) In 
ren Urteil hat d' C Ie .cost. ausgeführt, 
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einem späte-





Dieses Argument dürfte auf d' E t . 
Anwendung des 
·entspricht. 2 ) 
''Simmenthal II'' . 
Ie n scheidung des EuGH im Fall 
direkte und · 
zurückgehen, die sich ausdrücklich auf die 
des EG-Rechts stützt. 3) einheitliche Anwendung 
Der Grund dafür, daß die C.cost. diese Enrägung erst jetzt 
anerkannt hat dürfte darin liegen, daß . t S!e keine neue Rompe-
enz des ''giudice di 
der mer ito" einführen wollte' nämlich die 
Nichtanwendung eines 
Gesetzes. Im Fall ''Granital'' hat 
das Gericht dieses Problem 
gelöst, indem es aus rler bereits 
zuvor entwickelten Konzeption der zwei autonomen, voneinan-
der verschiedenen aber miteinander 
koordinierten Rechtsord-
nungen die Konsequenz gezogen 
hat, daß das EG-Recht n t' 
les Recht in kein W . . a lona-
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nationale R h 
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Die 
neue Rechtsprechung hat den V 
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1) C.cost. sentenza vom 
c. Amministrazione 8.6.1984, Nr. 170, "S P A G . finanziaria'' G' . . . ranital 
I/2, 1098, 1112 - 1116; bestat~ t 1~~-ccost. 29 (1984) 
vom 22.2.1985, Nr. 47, "Soc F g . .cost. sentenza 
di Imperia", Riv.Dir.Int 6a r~!elll Carli c. Prefetto 
sentenza vom 22 2 1985 . ( 85), 168, 171; C.cost 
t · · r Nr 48 "Ma t · 
razione delle Finanze'' ·. , n ovani c. Amminis-
91, 93; C.cost sent ' Dlr.com.scam.int. 25 (1986) 
· enza vom 19 4 19 • B.E.C.A. ed altri .. · • 85, Nr. 113, "S.p.A 
D' c. Amm1n1straz· d · lr.com.scam.int. 24 (1985) lOne elle finanze" 
2) C.cost. sentonza ' 459, 460. 
B.E.C.A. ed ;ltri vom 19:4:1985, Nr. 113, "S.p.A. 
Dir.com scam i t 24 c. Amministrazione delle finanze", 
3) EuGH RS lOG/; 7 n ~l (l 985), 459, 460. 
4) Berri Giur :t g. 1978 I, 629, 643. 
Q ' 
1 
• 136 (1984) I/2 
uad. giust. 43 (1985 ' Sp. 1525; Saggio 
Pellechia Dir.com.scam . )~ S. 13; vgl. auch Mastronuzzi 
. ln · 25 (1985), s. lOB. 
F 
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Gerichten gewährleistet wird. 1 ) Der bisherigen Rechtsprech-
ung war vorgeworfen worden, sie verstoße gegen Art. 189 
EWGV, denn sie mache die Anwendung des Gemeinschaftsrechts 
von einem innerstaatlichen Rechtsakt, nämlich der Entschei-
dung der C.cost., abhängig. 2 ) Im Gegensatz zur früheren 
Auffassung der C.cost. wird auch hervorgehoben, daß die Ent-
scheidung des einfachen Richters über das bei der Entschei-
dung des Falles anzuwendende Recht keine Verfassungsmäßig-
keitskontrolle darstelle. 3 ) Damit wird das Argument aus 
Art. 134 Abs. l Cast. angegriffen. 
Gegen die Entscheidungskompetenz der C.cost. war darüber-
hinaus eingewendet worden, es ergebe sich weder aus irgend-
einer Verfassungsvorschrift noch aus den Gesetzen der Logik, 
daß die C.cost. auch den Konflikt von Normen .zu entscheiden 
habe, die zwar ihren Wert aus der Verfassung ableiten, aber 
selbst im Range unter der Verfassung stehen. Hierfür könne 
eine differenzierte Betrachtung erforderlich sein. Als 
Beispiel wurde auf die Rechtsprechung des Conseil 
Constitutionnel und der Cour de cassation in Frankreich hin-
gewiesen. 4 ) Schließlich wurde in Zweifel gezogen, daß die 
zentrale Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen zu 
den unabänderlichen "fundamentalen Verfassungsprinzipien" 
gehört. Der Verfassung sei vielmehr der Wert der Überwindung 
der nationalstaatliehen Ordnung zu entnehmen. Eine zentrale 
Verfassungsmäßigkeltskontrolle setze die Existenz eines Ver-
fassungsgerichts und einer Art. ll Cast. vergleichbaren Norm 
voraus. Dies sei nicht in allen Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft gegeben, weshalb die dezentrale Kontrolle das "euro-
päische Modell" sei. Der Verfassungswert der Überwindung der 
1) Gemma Giur. cost. 29 (1984) I/2, S. 1229. 
2) Pocar Kap. IV Anm. 6, s. 266; vgl. auch Saggio 
Quad. giust. 43 (1985), s. 12. 
3) Vacca Riv.Dir.Eur. 26 (1986), S. 73; Donnarumma 
Dir.com.scam. int. 23 (1984), S. 209 . 
4) Sperduti Riv. trim.proc.civ. 34 (1980) I, S. 371. Vgl. 
hierzu die Ausführungen unter A II 8. 
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nationalstaatliehen Ordnung legitimiere diese Reform der 
Organisation der italienischen Judikative. 1 ) Als letztes, 
jedoch umstrittenes Argument für den Wechsel der Recht-
sprechung wird eine Entlastung der C.cost. angeführt. Ein 
effektiver Rechtsschutz sei vor allem ein schneller Rechts-
schutz. Es gelte daher, die lange Verfahrensdauer vor der 
C.cost. zu senken. Ein Mittel hierzu ist die Verlagerung der 
Entscheidungskompetenz auf andere Gerichte. 2 ) In der Praxis 
hatte das von der C.cost. seit der Entscheidung "I.c.r.c." 
ohnehin bereits dazu geführt, daß die C.cost. die zahl-
reichen Vorlagen der italienischen Gerichte in einem quasi 
notarischen Verfahren entschied. IdR wurde die Vorlage ange-
nommen und die gemeinschaftsrechtswidrige nationale Rechts-
norm für verfassungswidrig erklärt, ohne daß sich die 
C.cost. selbst im Detail zu der Frage äußerte. 3 ) 
Angesichts der Kongruenz der seit dem "Simmenthal II" -
Urteil des EuGH fast einheitlich von der Literatur geforder-
ten Änderung der Rechtsprechung der C.cost. und der seit der 
Entscheidung "Granital" mehrfach bestätigten neuen Position 
der C.cost. soll hier auf eine Stellungnahme zur Auseinan-
dersetzung verzichtet werden. Entscheidend ist, festzuhal-
ten, daß der einfache Richter mit dem Gemeinschaftsrecht un-
vereinbares italienisches Recht bei der Entscheidungstindung 
außer Acht zu lassen hat. Außerhalb des Anwendungsbereichs 
1) " ... riteniamo ehe dalla Costituzione, soppratutto dalle 
finalta di pace fra i populi e protezione dei diritti 
umani, si evinca la configurazione del superamento dello 
Stato nazianale come valore costituzionale e conseguen-
temente una direttiva federalistica•, Gemma Giur. cost. 
29 (1984) I/2, s. 1229. Vgl. auch Gemma, Incostituzio-
nalita, S. 142. Dies erinnert an den von K. Vogel ent-wickelten 
"Grundsatz der Völkerrechtsfreundlichkeit des GG". 
2) Kritisch hierzu Gemma Giur. cost. 29 (1984) I/2, s. 1230, und Mori Riv.int.proc.civ. 21 (1985), s. 788 Fn. 43. J) Vannucci Giur. agrar. 1985, s. 214. 
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entfaltet das nationale Recht des EG-Rechts seine Wirksam-
keit · 
vorbehält, in drei daß die C.cost. sich 
Anzumerken ist noch, zwischen nationalem und EG-
selbst über den Konflikt Art. 189 
Fällen . S llte die Ermächtigung des ntsche1den. O 
Recht zu e der fundamentalen Verfassungs-
EWGV zu Beeinträchtigungen Menschenrechte 
oder der unveräußerlichen 
prinzipien t J'ederzeit das Aus-kann die C.cos . 
'ßbraucht werden, so d Vereinbarkelt 
ml EWGV auf seine fortdauern e 
führungsgesetz zum 1) Hierauf ist bei der 
überprüfen. 
der Verfassung EG-Akten zurückzu-
mit 
der Verfassungsmäßigkeit von die 
Abschnitt A III 10. Desweiteren behält sich mit 
Prüfung 
kommen, 
c.cost. die Überprüfung von nationalen Gesetzen vor, 
h Gesetzgeber denen der italienisc e .bewußt gegen EG-Recht 
2) hne jedoch eine Aufkündigung 
verstoßen will, o l'nsoweit verfassungs-
3) · scheint 
trages anzustreben. . Dl::s in einem solchen Verfahren die 
rechtlich gerechtfertlgt, 4) . Art. ll Cost. 
des Ver-
Vereinbarkeit des "Rebellionsgesetzes" mlt 
Verfassungsmäßigkeit von wird.5) Die Prüfung der 
überprüft Abs. 
1 fällt gern. Art. 134 Gesetzen Cost. in die Kompetenz 
Vorbehalt allerdings 
nach welchen Kriterien 
h · t dieser der C.cost. Problematisc lS 
insoweit, als die c.cost. offenläßt, 
das ''Rebellionsgesetz'' von anderen zu unterscheiden ist, 
183, uFrontini ed vom 27.12.l97J, Nr. 973) 1) C.cost. sente~za . E' anze", Giur. cost. 18 (l 
altri c. Amminlstrazlone ln za vom 8.6.1984, Nr. 170, 





1 Amminlstrazlo "S.p.A. Granita c. 
cost. 29 ( 1984) I/2' 1098 • 1116. 
C.cost. sentenza vom 8.6~1984, Nr. 
finanziaria", c. Amministrazione 
170 , •s.p.A. Granita1 
Giur. cost. 29 (1984) 
I/2, 1098, lllG. . 24 (1985), 
Daniele Dir.com.scam.~n~. 24 (1985), 
Daniele Dir.com.scam.In . 





über die die einfachen Gerichte zu entscheiden haben. 1 ) Der 
vage Vorbehalt vermittelt den Eindruck, als wolle sich die 
C.cost. vor allem die Entscheidung politisch bedeutender 
Fälle vorbehalten. 2 ) Bedenklich ist auch, daß die C.cost. 
damit die MÖglichkeit einer bewußten Vertragsverletzung 
anerkennt. Dieses ebenfalls von Gerichten anderer Mitglied-
staaten gezeigte Verhalten ist aus der Sicht des Gemein-
schaftsrechts untragbar. Es läßt den Vorrang des Gemein-
schaftsrechts außer Acht. 3 ) 
8) Vorrang des EG-Rechts 
Nachdem die C.cost. in der Entscheidung "Costa c. ENEL" 
zunächst abgelehnt hatte, den Ausführungsgesetzen zu den EG-
Verträgen einen besonderen Rang in der italienischen Rechts-
ordnung einzuräumen, 4 ) ist es heute in Rechtsprechung und 
Literatur unbestritten, daß das italienische Recht grund-
sätzlich die Einräumung eines Vorrangs zugunsten des Gemein-
schaftsrechts gestattet. Die C.cost. stützt die innerstaat-
liche Anwendung des Gemeinschaftsrechts auf Art. 11 Cost. 
und die zu den EG-Verträgen ergangenen Ausführungsge-
l) Mari Riv.int.priv.proc. 21 (1985), S. 788; Tizzano Fora 
It. 107 (1984) I/2, Sp. 2070. Mastronuzzi Pellechia 
Dir.com.scam.int. 25 (1986), s. 109, wirft die Frage 
auf, wer ein solches Verfahren überhaupt iniziieren 
sollte. Zudem bezweifelt sie, daß eine derartige 
Situation bei Verwirklichung der Entscheidung ''Granital'' 
überhaupt noch entstehen kann. 
2) Mari Riv.int.priv.proc. 21 (1985), S. 788. 
3) Barav R.T.D.E. 21 (1985), S. 337; kritisch auch Gaja 
C.M.L.Rev. 21 (1984), S. 772. 
4) C.cost. sentenza vom 7.3.1964, Nr. 14, 11 Costa c. ENEL", 
Giur. cost. 9 (1964), 129, 160. 
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setze. l) Folglich ist nach ihr auch der Vorrang des EG-
stu··tzen.2) Der V · d Rechts auf diese Grundlagen zu errang wrr 
dadurch gewährleistet, daß zunächst eine gemeinschafts-
rechtskonforme Auslegung der nationalen Rechtsnorm erfolgt, 
und soweit dies nicht bereits den Konflikt löst, durch die 
schlichte Nichtberücksichtigung des nationalen Gesetzes bei 
der Entscheidung eines Rechtsstreits durch den einfachen 
Richter. J) 
Neben der Begründung aus Art. 11 Cast. und den Ausführungs-
gesetzen versuchen einige Gerichte und Autoren dem Gemein-
schaftsrecht mithilfe der lex specialis - Regel Vorrang ein-
zuräumen.4) In den meisten Entscheidungen wird allerdings 
nicht näher erläutert, warum das EG-Recht lex specialis im 
Verhältnis zum nationalen Rechts ist.
5 ) Gegen diesen 
Lösungsansatz ist einzuwenden; daß das Gemeinschaftsrecht 
nicht immer ratione materie oder ratione personae lex 
specialis zum Recht der Mitgliedstaaten ist. Die Gemein-
schaftsrechtsnormen könnten allenfalls auf Grund ihrer be-
sonderen Rechtsque1le, dem Ausführungsgesetz, lex specialis 
1) C.cost. sentenza vom 8.6.1984, Nr. 170, "S.p.A. Granital 
c. Amministrazione finanziaria", Giur. cost. 29 (1984) 
I/2, 1098, 1113 f; c.cost. sentenza vom 22.2.1985, 
Nr. 47, "Societi Fratelli Carli c. Prefetto di Imperia", 
Riv.Dir.Int. 68 (1985), 168, 171; C.cost. sentenza vom 
22.2.1985, Nr. 48, "Mantovani c. Amministrazione de11e 
Finanze", Dir.com.scam.int. 25 (1986), 91, 93. 
2) Gaja C.M.L.Rev. 21 (1984), S. 767. Auch Panebianco zaöRV 
40 (1980), s. 81, stützt den Vorrang des EG-Rechts auf 
Art. 11 Cast. 
3) C. cost. sentenza vom 8.6.1984, Nr. 170, "S.p.A. 
Granital c. Amministrazione finanziariau, Giur. cost. 29 
(1984) I/2, 1098, 1112. Gegen das hermeneutische Mitte~ 
der gemeinschaftsrechtskonformen Auslegung: Milanesl 
Riv.Dir.Eur. 22 (1982), S. 22; Mori Riv. int.priv.proc. 
21 (1985), s. 778; Daniele Dir.com.scam.int. 24 (1985), 
s. 467, weist darauf hin, daß für eine Auslegung kein 
Platz mehr sei, wenn der einfache Richter EG-Recht 
anzuwenden habe. 
4) Vgl. die Nachweise bei Milanesi Riv.Dir.Eur. 22 (1982), 
s. 20. Ebenso Pocar Kap. IV Anm. 6, S. 268. 
5) Milanesi Riv.Dir.Eur. 22 (1982), S. 21. 
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sein. 1 )Mit Rücksicht auf den weiten Regelungsgehalt der EG-
Normen sind diese eher als lex generalis gegenüber den 
nationalen Vorschriften anzusehen, die gegen bestimmte 
einzelne dieser EG-Regelungen verstoßen. 2 ) Diese Auffas-
sung erscheint daher zur Begründung des Vorrangs des Gemein-
schaftsrechts gegenüber dem-italienischen Recht ungeeignet. 
Gegen eine Herleitung des Vorrangs aus Art. 189 EWGV, wie 
sie der EuGH vornimmt, wird eingewendet, daß sie der Aner-
kennung der Kompetenz-Kompetenz der EG im Hinblick auf die 
Rechtsquellen gleichkomme.)) Dies sei mit der italienischen 
Verfassung unvereinbar. Eine Begründung des Primats des Ge-
rneinschaftsrechts außerhalb des italienischen Rechts scheint 
auch kaum mit der Grundvorstellung der C.cost. vom Verhält-
nis des EG-Rechts zum nationalen Recht vereinbar zu sein. 
Handelt es sich doch nach der Rechtsprechung um zwei 
autonome, voneinander verschiedene Rechtsordnungen, die 
durch die Kompetenzverteilung im EWGV miteinander koordi~· 
niert sind. Anknüpfungspunkt für die Stellung des Gemein~ 
schaftsrechts im nationalen Recht müssen daher die nationa-
len Rechtsnormen sein, die diese Koordination gewährleisten. 
Das sind Art. ll Cast. und die Ausführungsgesetze. 4 ) 
Der Vorrang urnEaßt alle iSd EG-Rechts "direkt anwendbaren" 
Gemeinschaftsrechtsakte; Verordnungen ebenso wie Urteile des 
EuGH. 5 ) Allerdigns stellt die C.cost. die Geltung des EG-
Rechts und damit auch seinen Vorrang unter die Beachtung der 
l) Vgl. Milanesi Riv.Dir.Eur. 22 (1982), S. 21. 
2) Milanesi Riv.Dir.Eur. 22 (1982), S. 20 E. 
3) Sorrentino, Lo Svilupo, S. 416. 
4) Napoletano ComEStudi 17/18 (1985), S. 390. Auch Sperduti 
Riv.int.priv.proc. 20 (1984), S. 264 Fn. 4 m.w.N., und 
in Studi Venturini, S. 412, begründet den Vorrang inner-
staatlich. Er stützt sich hierfür aber auf das Rechts-
staatsprinzip. 
5) C.cost. sentenza vorn 19.4.1985, Nr. 113, "S.p.A. 
B.E.C.A. ed altri c. Amministra.zione delle finanze", 
Dir.com.scarn. int. 24 (1985), 459, 462 f. 
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fundamentalen Verfassunngsprinzipien und der unveräußer-
lichen Menschenrechte. l) Der Vorrang des Gemeinschafts-
rechts gilt daher nicht unbeschränkt. 
9) Prüfung der Verfassungsmäßigkeit von EG-Rechtsakten 
Die C.cost. lehnt es ab, EG-Sekundärrechtsakte auf ihre Ver-
einbarkeit mit der italienischen Verfassung zu prüfen. Dies 
falle nicht in die Kompetenz des Gerichts.
2 ) Begründen läßt 
sich diese Haltung mit einem Hinweis auf Art. 134 Cast. 
Danach untersucht die C.cost. nur "atti dello Stato" auf 
ihre Verfassungsmäßigkeit. EG-Rechtsakte fallen nicht 
hierunter. 3 ) Das Gemeinschaftsrecht leitet seinen Geltungs-
grund aus einer autonomen Rechtsquelle ab und entzieht s~ch 
daher der Prüfungskompetenz der C.cost.
4 ) 
Nur vereinzelt ist der Versuch unternommen worden,dieses Er-
gebnis dadurch zu vermeiden, daß die EG-Organe gleichzeitig 
auch als Organe des italienischen Staates angesehen wur-
den.5l H.L. und Rechtsprechung halten jedoch an der Tren-
l) Vgl. die Ausführungen unter A III 4. 
2) C.cost. sentenza vom 16.12.1965, Nr. 98, "Soc. Acciaie-
rie San Michele c. Comunitl europea del carbone e dell' 
acciaio", Giur. cost. 10 (1965), 1322, 1340; C.cost. 
sentenza vom 27.12.1973, Nr. 183, "Frontini ed altri c. 
Amministrazione finanze", Giur. cost. 18 (1973) II, 
2401, 2420; C.cost. sentenza vom 8.6.1984, Nr. 170, 
"S.p.A. Granital c. Amministrazione finanziaria", Giur. 
cost. 29 (1984) I/2, 1098, 1116. 
3) C.cost. sentenza vom 27.12.1973, Nr. 183, "Frontini ed 
altri c. Amministrazione finanze", Giur. cost. 18 (1973) 
II, 2401, 2420. 
4) La Pergola/Del Duca A.J.I.L. 79 (1985), S. 610. 
5) Crisafulli II/2, S 2 Sez. 2 Anm. 20, S. 343 m.w.N. 
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nung der beiden Rechtsordnungen und der daraus folgenden Un-
zulässigkeit der Verfassungsmäßigkeltsprüfung von EG-Sekun-
därrechtsakten fest. 1 ) 
Die C.cost. behält sich allerdings vor, jederzeit das EG-
Primärrecht auf seine Verfassungsmäßigkeit hin zu unter-
suchen. Sollte z.B. die Normsetzungsbefugnis der EG auf 
Grund Art. 189 EWGV dahingehend genutzt werden, daß sie zu 
Verletzungen der fundamentalen Verfassungsprinzipien oder 
der unveräußerlichen Menschenrechte führt, so sei die Juris-
diktionsgewalt der C.cost. gegeben. In einem Verfahren vor 
der C.cost. könne dann über die fortdauernde Vereinbarkelt 
des Ausführungsgesetzes zum EWGV entschieden werden. 2 ) Es 
würde insoweit für verfassungswidrig erklärt, als es zu der-
artigen Maßnahmen ermächtigt. Die Folge wäre, daß das ent-
sprechende Gemeinschaftsrecht in Italien nicht anzuwenden 
wäre. 3 ) 
Diese Rechtsprechung ist auf Kritik gestoßen. Sie habe zur 
Konsequenz, daß die Beteiligung Italiens an der EG jederzeit 
in Frage gestellt werden könne. Dies sei aus EG-Sicht ein 
untragbarer Zustand. 4 ) Von anderen wird daraufhingewiesen, 
daß der Vorbehalt der Überprüfung des Primärrechts lediglich 
eine ''moralische Entschädigung'' für den Verzicht auf die 
l) Vgl. neben der oben zitierten Rechtsprechung, Durante 
Nov.Dig.It., ~PP· Val. !I, ~nm. 29, s. 1186; Vacca 
Riv.Dir.Eur. 26 (1986), s. 81; Maltese, FS-Udina, S. 470 
und 482, wo der ~utor zudem daraufhinweist, daß eine 
Prüfung der Verfsassungsmäßigkeit von EG-Akten mit dem 
11 Geist des EWGV" unvereinbar sei. 
2) C.cost. sentenza vom 27.12.1973, Nr. 183, "Frontini ed 
altri c. Amministrazione finanze", Giur.cost. 18 (1973) 
II, 2401, 2420; C.cost. sentenza vom 8.6.1984, Nr. 170, 
11 S.p.A. Granital c. Arnrninistrazione finanziaria", Giur. 
cost. 29 (1984) I/2, 1098, 1116. 
3) La Pergola/Del Duca A.J.I.L. 79 (1985), S. 611. 
4) Barav R.T.D.E. 21 (1985), s. 322 und 340 m.w.N. 
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Prüfung des Sekundärrechts . l) se1. Es ist in der Tat er-
staunlich, daß die C.cost. zwar ähnlich dem BVerfG einen 
Vorbehalt zugunsten der fundamentalen Verfasungsprinzipien 
und der unveräußerlichen Menschenrechte aufstellt, aber 
seine Jurisdiktionsgewalt nicht wie das BVerfG auch auf das 
Sekundärrecht der ~emeinschaft ausdehnt. 2 ) Insofern liegt 
die Deutung als "moralische Entschädigung" nahe. Festzu-
halten bleibt jedoch, daß die C.cost. sich vorbehält, das 
EG-Primärrecht jederzeit auf seine fortdauernde Verfassungs-
mäßigkeit hin zu Überprüfen. 
10) Rechtmäßigkeit einer EG-internen Kompetenzerweiterung 
Inwieweit Art. ll Cast. und die auf seiner Grundlage vorge-
nommen "limitazioni di sovranitä•' EG-interne Ro_mpetenzer-
weiterungen zulassen, wird , soweit ersichtlich, in Recht-
sprechung und Literatur nicht ausdrücklich untersucht. Bei 
der Beantwortung dieser Frage wird man jedoch den vorbehalt 
der C.cost., das Ausführungsgesetz zum EWGV jederzeit auf 
seine fortdauernde Vereinbarkelt mit der Verfassung hin zu 
überprüfen, berücksichtigen müssen. ~ußerdem hat das Gericht 
entschieden, daß die Souveränitätsbeschränkungen zu den in 
Art. ll Cast. genannten Zwecken vorzunehmen sind.J) Der EG 
sei die Ausübung bestimmter Hoheitsrechte zur Verf~l.gung der 
l) Mastronuzzi Pellechia Dir.com.scam.int. 25 (1986), 
S. 109. Auch Saggio Quad. giust. 43 (1985), s. 13, 
zweifelt an der Praktikabilität dieses Vorbehalts. 
2) Vgl. Tizzano Fora It. 107 (1984) I/2, Sp. 2070. 
3) C.cost. sentenza vom 27.12.1973, Nr. 183, "Frontini ed 
altri c. Amministrazione finanze", Giur. cost. 18 (1973) 
!I, 2401, 2420; C.cost. sentenza vom 8.6.1984, Nr. 170, 
"S.p.A. Granital c. Amministrazione finanziaria 11 , Giur. 
cost. 29 (1984) I/2, 1098, 1116. 
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im Gründungsvertrag festgelegten wirtschaftlichen Ziele ein-
geräumt worden. 11 Eine EG-interne Kompetenzerweiterung ist 
daher allenfalls im Rahmen der Verwirklichung der vertrag-
lich festgelegten Ziele und unter Achtung der fundamentalen 
Verfassungsprinzipien sowie der unveräußerlichen Menschen-
rechte verfassungsrechtlich zulässig. 
ll) Eingliederung Italiens in einen europäischen Bundesstaat 
Die Frage, ob Art~ ll Cast~ als Grundlage für einen Bei-
tritts Italien& zu einem europäischen Bundesstaat dienen 
könnte, wird in der Rechtsprechung nicht behandelt. Die ver-
einzelten Stimmen in der Literatur, die sich zu diesem Thema 
äußern, erachten Art. ll Cast. nicht als ausreichende 
Rechtsgrundlage. 2) Es wird geltend gemacht;_ der Begriff 
11 lirnitazionill decke nur teilweise Beschränkungen der Souve-
ränität, nicht aber eine Änderung des Souveränitäts-
titels. 31 Darüberhinaus wird vorgetragen, Art. ll Cost. 
setze den Fortbestand Italiens als eigenständiger Staat und 
souveränes Völkerrechtssubjekt voraus. 4 ) Sperduti weist in 
einer Anmerkung zum Fall ''Granital'' darauf hin, daß sich die 
C.cost. in dieser Entscheidung, obwohl sie Art. ll Cost. 
eine dem Art. 24 GG entsprechende Bedeutung beilegt, von 
l) C.cost. sentenza vom 27.12.1973, Nr. 183, "Frontini ed 
altri c. Amministrazione finanze•, Giur. cost. 18 (1973) 
II, 2401, 2420. 
2) catalano Foro It. 87 (1964), s. 467, jedoch ohne Begrün-
dung. 
3) Bozzi § 254, S. 533; Sorrentino, in Amato/Barbera, 
s. 207; Monaco Anm. 160, S.2~2. Vgl. auch die Aus-
führungen unter A III 8 a. 
4) Schlenzka, S. 122 m.w.N.; Barav R.T.D.E. 21 (1985), 
s. 338, weist darauf hin, daß die staatlichen Organe 
nicht völlig ihrer Zuständigkeit beraubt werden dürfen. 
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jeglichen föderalistischen Tendenzen distanzieren wollte. 11 
Zum Teil wird es für möglich gehalten, daß Italien aufgrund 
einer Verfassungsänderung einem europäischen Bundesstaat 
beitreten könne. 21 Abgesehen davon, daß offenbleibt, wie 
eine solche- Verfassungsrevision auszusehen hätte, besagt 
aber auch diese Äußerung, daß das geltende Recht einen 
solchen Beitritt nicht zuläßt. Bezüglich einer Verfassungs-
reform wird schließlich hervorgehoben, daß auch ein verfas-
sungsänderndes Gesetz ("legge costituzionale") einen Bei-
tritt zu einem europäischen Bundesstaat ''wahrscheinlich'' 
nicht legitimieren könne. 31 Diese Äußerungen lassen den 
Schluß zu, daß das geltende Verfassungsrecht einen Beitritt 
Italiens zu einem europäischen Bundesstaat nicht zuläßt. 
Im Text zitierte 
22.12.1947: 41 
Vorschriften der Verfassung vom 
Art. 11: ''L'Italia ripudia la guerra come strumento di 
offesa alla liberta degli altri popoli e come 
mezzo di risoluzione delle contraversie 
internazionali; consente, in condizioni di 
parita con gli altri Stati, alle limitazioni 
di sovranitä neccessarie ad un ordinamento ehe 
assicuri la pace e la giustizia fra le 
Nazioni; promuove e favor isce le 
l) Sperduti Riv.int.priv.proc. 20 (1984), S. 265. 
2) Gramlich, S. 75 m.w.N. 
3) Modugno Giur. cost. 24 (1979) I, S. 926. 
4) G.U. vom 27.12.1947, Nr. 298, edizione straordinaria. 
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organizzazioni internazianale rivolte a tale 
scopo." 
Art. 35: (1) "La Repubb1ica ... " 
(3) ''Riconosce la liberti di emigrazione, salvo 
gli obblighi stabiliti da1la legge 
ne1l'interesse generale, e tutela il lavoro 
italiano all'estero.'' 
Art. 55: (1) "Il Parlamento si compone della Camera dei 
deputati edel Senato della Repubblica." 
Art. 80: ''Le Camere autorizzano con legge la ratifica 
dei trattati internazionali ehe sono di natura 







modificazioni di leggi.'' 
variazioni del 
finanze 0 
Art. 87: (1) "Il Presidente della Repubblica ... " 
Art. 101: 
(5) "Promulga le leggi ed emana i decreti aventi 
valore di legge e i regolamenti." 






l'autorizzazione delle Camere." 
''La giustizia € amministrata in nome del 
popolo. I giudici sono soggetti soltanto alla 
legge." 
Art. 134: "La Corte costituzionale giudica: 
(1) sulle contraversie relative alla legittimita 
costituzionale delle leggi e degli att i, 
aventi forza di legge, dello Stato e delle 
regioni;" 
-131-
Art. 136: (1) "Quando la Corte dichiara l'illegittimita 
costituzionale di una norma di legge o di atto 
avente forza di legge, la norma cessa di avere 
efficacia dal giorno successivo alla 
pubblicazione della decisione." 
Art. 137: ( 3) "Contra le decisioni della Corte 
alcuna costituzionale non ammessa 
impugnazione." 
Art. 138: (l) "Le leggi di revisione della Costituzione e le 
altre leggi costituzionali sono adottate da 
Art. 139: 
ciascuna Camera con due successive 
deliberazioni ad intervallo non minore di tre 
mesi, e sono approvate a maggioranza assoluta 
dei cornponenti di ciascuna 
seconda votazione.'' 
Camera nella 
''Le leggi 3tesse sono spttoposte a referendum 
popolare quando, entrp tre mesi dalla loro 
pubblicazione, ne facciano domanda un quinto 
dei membri di una Camera o cinquecentomila 
elettori o cinque Consig1i regionali. La legge 
sottoposta a referendum non e promulgata, se 
non e approvata dalla maggioranza dei voti 
validi ... 
''Non si fa luogo a referendum se la legge € 
stata approvata nel1a seconda votazione di 
ciascuna delle Camere a maggioranza di due 
terzi dei suoi cornponenti.'' 
"La forma repubblicana non pu6 essere oggetto 
di revisione costituzionale.'' 
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B) Chancen und Grenzen einer europäischen Intergration 
Nachdem im ersten Teil der Studie die Verfassungsnormen 
daraufhin untersucht wurden, wie die Übertragung von 
Hoheitsrechten auf die EG zu deuten ist, sollen nunmehr die 
Chancen und Grenzen einer europäischen Integration erläutert 
werden, wie sie sich aus dem Vergleich der analysierten Ver-
fassungsnormen ergeben. Dabei werden nur die Schwerpunkte 
der nationalen Diskussionen wieder aufgegriffen. 
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I) Vereinfachtes innerstaatliches Verfahren 
Die Studie zeigt, daß die Zuerkennung von Hoheitsrechten an 
die EG stets im Wege des Abschlusses eines entsprechenden 
völkerrechtlichen Vertrages erfolgt. Eine Chance fü' die 
europäische Integration liegt darin, daß die für die Ratifi-
kation des Vertrages erforderliche parlamentarische Zustim-
mung auf Grund des Art. 24 Abs. 1 GG, des Abs. 15 der Präam-
bel der französischen Verfassung von 1946 und Art. 11 Cast. 
mit einfacher Mehrheit erteilt werden kann, obwohl materiell 
eine Verfassungsänderung vorliegt1 ). Diese zu Beginn der 
europäischen Einigung umstrittene verfahrensrechtliche 
Lösung erleichtert die politischen Voraussetzungen der Inte-
gration. Eine einfache Mehrheit ist im Parlament eher zu er-
halten, als eine qualifizierte Mehrheit, die idR für eine 
Verfassungsänderung erforderlich ist. Die Verfassungsväter 
wollten die Schaffung neuer internationaler Organe besonders 
1eicht machen. 2 ) In der verfahrensrechtlichen Erleichterung 
spiegeln sich daher die internationalistischen Tendenzen der 
verfassungsgebenden Versammlungen wieder. 3 ) 
l) BVerfGE 58, 1, 36; Crisafulli II/1, 5 3 Anm. 16, s. 147; 
Sorrentino, in Amato/Barbera, s. 206; Monaco Anm. 161, 
s. 264. 
2) Vgl. die Ausführungen bei Menzel, in BK, Art. 24 Anm. I, 
S. 4 f, zur Diskussion um das GG. 
3) Zu den politischen Umständen in Deutschland vgl. 
•:.Mangoldt, Art. 24 Anm. l u. 2, S. 161 - 164; Zur 
Diskussion in Italien siehe Cassese, in Branca, Art. 
10/ll Anm. I, S. 462, und Panebianco ZaöRV 40 (1980), 
s. 78. 
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II) Keine ''strukturelle Kongruenz'' von nationaler 
EG-Rechtsordnung erforderlich 
und 
1) Im Wortlaut der Verfassungen enthaltene Anforderungen an 
die EG-Rechtsordnung 
Hinsichtlich der inhaltlichen Beschränkungen der Übertragung 
zeichnet sich ebenfalls ein für die Fortentwicklung der EG 
günstiges Bild ab. Soweit die untersuchten Verfassungsnormen 
ausdrücklich Bedingungen für die Zuerkennung von Hoheits-
rechten statuieren, werden diese weit ausgelegt. Dies gilt 
zunächst für die Bedingung in den Vorschriften der französi-
schen und italienischen Verfassung, nach denen die von der 
Zuerkennung von Hoheitsrechten profitierende Internationale 
Organisation der Wahrung des Friedens zu dienen hat. Es ge-
nügt, wenn dieses Ziel mittelbar angestrebt wird. 
Darüberhinaus wird das Erfordernis der Reziprozität der ein-
gegangenen Vertragsverpflichtungen in Abs. 15 der Präambel 
der französischen Verfassung von 1946 genausowenig iS einer 
strengen Gleichbehandlung ausgelegt, wie der Begriff der 
"parita" in Art. 11 Cost. Auch Art. 24 Abs. 1 GG läßt eine 
sachlich gerechtfertigte Ungleichbehandlung aer am Integra-
tionsprozeß beteiligten Staaten zu. 
Das vÖlkerrechtliche Prinzip der Staatengleichheit, 1 ) das 
z.B. in der Generalversammlung der Vereinten Nationen das 
Abstimmungsverfahrn beherrscht, muß im Rahmen der europäi-
schen Integration nicht strikt beachtet werden. Es besteht 
l) Vgl. hierzu Menzel/Ipsen § 27 III, S. 202; Mbaye, in 
Cot/Pellet, Art. 2 Paragraphe l Anm. II, S. 85 ff. 
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vielmehr die Möglichkeit, auf die Besonderheiten der Mit-
gliedstaaten, z.B. ihre BevölkerungszahL Rücksicht zu 
nehmen. Die Abstimmungen in den EG-Organen können nach dem 
Prinzip der Stimmengewichtung getroffen werden, die Anzahl 
der aus den Mitgliedstaaten ins Europäische Parlament ge-
wählten Abgeordneten kann variieren. Allerdings müssen diese 
Differenzierungen nach sachgemäßen Kriterien erfolgen. 
Sind diese zuletztgenannten Folgen auch heute schon in Art. 
138 und 148 EWGV niedergelegt, so sieht die Praxis der Ge-
meinschaft doch anders aus. Die Aktionsfähigkeit, die sich 
aus der Möglichkeit von Mehrheitsentscheidungen im EG-Minis-
terrat ergibt, wird durch die Möglichkeit zum Veto in Fragen 
die die "vitalen Interessen 11 eines Landes betref~en, ge-
hemmt. Diese auf den 11 Luxemburger Kompromiß"l) zurückge-
hende Praxis wurde von General de Gaulle zwar unter Hinweis 
auf das französische Verfassungsrecht begründet. 2 ) Die 
Untersuchung zeigt jedoch, daß die Verfassungen der drei 
untersuchten Mitgliedstaaten hierfür keine Grundlage 
hergeben. Im Rahmen der Entscheidungen in EG-Organen ist 
vielmehr die Majorisierung eines Mitgliedstaates möglich. 
Verfassungsrechtlich besteht hier für die EG eine Chance zur 
Aktion. Inwieweit sie genutzt wird, unterliegt politischen 
Opportunitätserwägungen. 
2) Sonstige Anforderungen an die EG-Rechtsordnung 
Ähnlich gestaltet sich das Ergebnis hinsichtlich der unge-
schriebenen Bedingungen der Zuerkennung von Hoheitsrechten. 
Hier spielen insbesondere in der Rechtsprechung des BVerfG 
l) Text abgedruckt in EuR l (1966), S. 73 f. 
2) Vgl. die Rede de Gaulles vom 9.9.1965, zitiert bei 
Lesguillons, S. 29; Goose EuR 6 (1971), S. 68. 
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und der C.cost. der Schutz der verfassungsrechtlich garan-
tierten Menschenrechte und der grundlegenden Verfassungs-
prinzipien eine Rolle. zwar behält sich das BVerfG im 
Beschluß weiterhin grundsätzlich vor, EG-
"Solange 11 11 
Sekundärrechtsakte am Maßstab der Grundrechte des GG zu 
überprüfen, sobald die EG-Rechtsordnung keinen dem GG ent-
sprechenden Grundrechtsschutz mehr gewährleistet.
11 
Und die 
c.cost. geht in der Entscheidung "Granital" davon aus, daß 
eine extensive Auslegung des Art. 189 EWGV auch künftig 
Anlaß zur Überprüfung der fortdauernden Verfassungsmäßigkeit 
des Ausführungsgesetzes zum EWGV führen kann.
2
) Insofern 
werden daher immernoch Vorbehalte zugunsten des nationalen 
Rechts geäußert. Abgesehen davon aber wird in beiden Rechts-
ordnungen hervorgehoben, daß die Verfassungsnormen lediglich 
die Beachtung eines Minimalstarrdarts fordern. Die beiden 
Verfassungsgerichte prüfen z.B. nicht, ob der Rechtsschutz 
im Gemeinschaftsrecht genau demjenigen des nationalen Rechts 
entspricht, sondern nur, ob überhaupt ein effektiver Rechts-
schutz gewährleistet wird. 3 ) Hierin kommt eine gewisse 
Flexibilität der an der Integration beteiligten Rechtsord-
nungen zum Ausdruck. Daß der von den nationalen Rechtsord-
nungen geforderte Minimalstandart beachtet wird, stellt der 
EuGH im Rahmen der Grundrechte z.B. durch die Anwendung der 
Methode der wertenden Rechtsvergleichung sicher.
4
) 
Die Ausgestaltung des Grundrechtsschutzes sowie der in den 
Verfassungen der Mitgliedstaaten niedergelegten Struktur-
prinzipien ist stets auf dem Hintergrund des Gesamtgefüges 
derjenigen Rechtsordnung zu beurteilen, in der sie erfolgen. 
l) BVerfG NJW 40 (1987), 577, 582. 
2) C.cost. sentenza vom 8.6.1984, Nr. 170, "S.p.A. Granital 
c. Amministrazione finanziariau, Giur. cost. 29 (1984) 
I/2, 1098, 1116. 3) BVerfGE 58, 1, 36~ c.cost. sentenza vom 16.12.1965, 
Nr. 98, ''Soc. Acciaierie San Micheie c. Comunitä europea 
de1 carbone e dell'acciaio", Giur. cost. 10 (1965), 
1322' 1339 f. 
4) Vgl. Schwarze EuGRZ 10 (1983), s. 123. 
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Wenn die EG G .. 
- rundungsverträge vor allem den Schutz wirt-
schaftlicher Grundrechte vorsehen, 1 l so folgt dies aus der 
Beschränkung des A ufgabenbereichs der 
wirtschaftlichen Berei'ch. Gemeinschaften auf den 
Die A d h 
h t 
us e nung des Grundrechts-
sc u zes durch die Rechtsprechung des EuGH2) 
Erweiterung d .. spiegelt eine 
es Tatigkeitsfelds der EG wider 
bleibt, daß d' · Festzuhalten 
Ie untersuchten Verfassungsnormen 
der EG-Rechtsordnun Abweichungen 
g von der national 
statten Ohne d. en Rechtsordnung ge-
. lese Flexibilität wäre eine Integration, d.h. 
nicht möglich. ein Einander - Anpassen auch 
III) Verwirklichung des D emokratieprinzips 
Die im vorangehenden Absatz des 
der Präambel der Eranzösi-
Art. ll Cost. in Bezug auf 
verfassungsrechtlicher Struk-
darüber hinw t" 
herausgestellte Flexibilität 
Art. 24 Abs. 1 GG, des Abs. lS 
sehen Ve f r assung von 1946 und des 
die v · k erwlr lichung nationaler 
turprinzipien kann nicht 
Verwirklichun eg auschen, daß der 
g des Demokratieprinzips . re ht In der Gemeinschafts-
c sordnung eine Schl'' usselrolle zukommt. 
Die Verwirklichung des Demokratieprinzips 
einandersetzung um die drei spielt in der Aus-
eine t untersuchten Verfassungsnormen 
en scheidende Rolle. In der F Bundesrepublik wird di'eser 
ragenkomplex im Rahmen des Problems der 
keit der Übertragung von .. Verfassungsmäßig-
Landerhoheitsrechten durch den Bund 
l) Art. 7 EWGV (Diskrimminierun (Gleiches Entgelt f"' .. gsverbot)' Art. 119 EWGV 
EWGV ur Manner und F (prozeßrechtliche G rauen)' Art. 164 ff 
(Geheimhaltungspflicht) arantien)' Art. 214 EWGV 
verkehr), Art. 48 u. 52'~~~· 9 ff.~GV (freier Waren-
EWGV (freier Dienstleist (Freizugigkeit), Art. 59 
(freier Kapitalverkehr) ungsverkehr), Art. 67 EWGV 
2) Vgl. die Nachweise in B~erfG NJW 40 (1987), 577, 580 f. 
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r bei 
akut. Der Verlust der Z
uständigkeit der Länder sei nu 




der Kompetenzen vorgetragen, die 
jedoch 
wird Frankreich 
In nur "limitations" 
nationale'' lasse ''souverainet~ Ein ursprUnglieh zur 
de souveraineti" zu. . 
keine ''transferts im innerstaatllchen Be-
Herrschaft des Volkes B n 
Wahrung der . zur Begründung der au e -
reich entwickelter Begriff w1rd . verwendet.2) Das 
Unabhängigkeit Frankre1chs 
d c.E. zur Begrün-
dient darüberhinaus em 
politischen 
Demokratieprinzip d'e nationalen Gesetzen, 1 
gegen früher 
den dung der Anwendung von . Gerichte seien an 
EG-Recht verstoßen. D1e .. s ge-erlassenes 'll des souveran 
mediatisierten W1 en 
durch das Parlament . Volkswillen zu kon-
keine Befugnis d1esen 
bunden. sie hätten 
3) 
trollieren. 
. . s ist nicht zuletzt 
des DemokratieprlnZlP . n 
Die Verwirklichung der "Übertragung von 
d s Begriffs 
d r Definition e · zuer-im Rahmen e rin ende Punkt. Angenommen, d1e 
Hoheitsrechten der sp g . - de zu einem Wechsel 
an dle EG wur 
von Hoheitsrechten t n auf die Ge-kennung 
von den Mitgliedstaa e . 
des völkerrechtltchen des Souveränitätstitels Wege 
•t würde im 
meinschaft führen. Dam1 lt begrün-
·ne autonome Herrschaftsgewa 
Vertragsabschlusses e1 . diesem Bereich handlungs-
d r Vertragsstaat würde tn Ge•Jalt nach det und e öffentlicher • 
unfähig werden. Da die Ausübung der Gewaltunterworfenen 
f dem Konsens 
modernem Verständnis au Legitimation der nach der 
beruht, stellt sich die Fr:g)e sie auf die Ratifi-
zWar kann 
He rrschaftsgewalt der EG. zurückgeführt GrÜndungsaktes 
des völkerrechtlichen Dies zierung lamente zugestimmt haben. 
nationalen Par 5) Demokratische 
,,.,erden' dem die 
ist jedoch eine 
recht formelle Betrachtung. 
l) He1lwig, 
ll7; Schneider, Symposium, 





s 61 f. unter A II 6. 
. die Ausführungen 8 a. Vg~- die Ausführungen unter A II 
Vg . . 1977/2, S. 29. 
Vedel POUVOl[S (1976) Sonderheft, S. 
Tomusohat EuR ll 
61 f. 
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Legitimation äußert sich in der Möglichkeit der Gewaltunter-
worfenen, auf die Ausübung der Herrschaftsgewalt Einfluß 
auszuüben. Dies erfolgt z.B. durch in regelmäßigen Abständen 
vorgenommene Wahlen zum gesetzgebenden Organ oder durch 
Referenden über Einzelfragen. In der EG ist beides nicht 
verwirklicht. Das Europäische Parlament ist im Gesetzge-
bungsverfahren nur Konsultativorgan. Legislativorgan der 
Mitgliedstaaten sind die Parlamente, in der EG ist es der 
aus den Regierungsvertretern zusammengesetzte Ministerrat. 
Dieser herrscht z.Zt. mehr oder weniger unkontrolliert, denn 
er wird weder von seiten der nationalen Parlamente noch vom 
Europäischen Parlament wirksam überwacht. 11 Die Zuerkennung 
von Hoheitsrechten an die EG führt daher nicht nur zu einer 
Verlagerung der Kompetenzen von den Mitgliedstaaten auf die 
Gemeinschaft. Damit verbunden ist eine Verlagerung der Zu-
ständigkeiten von den nationalen Parlamenten auf die Regie-
rungen, und folglich eine Schwächung des demokratischen 
Elements. Ein Wechsel des Souveränitätstitels auf die EG und 
die Begründung einer autonomen Herrschaftsgewalt im Wege des 
Abschlusses völkerrechtlicher Verträge verstößt gegen das 
Demokratieprinzip. 21 Hierfür wäre die Zustimmung des euro-
päischen pouvoir constituant erforderlich. Ohne ihn ist nur 
die Delegation einzelner, begrenzter und möglichst genau 
definierter Herrschaftsbefugnisse zulässig. 31 Sonst ver-
stößt sie gegen das Demokratieprinzip. 
Im Rahmen dieser drei Fragenkomplexe zeigt sich, daß eine 
europäische Integration eine angemessene Entwicklung der 
demokratischen Strukturen auf europäischer Ebene erfordert. 
Dies könnte in erster Linie durch eine Erweiterung der Korn-
petenzen des Europäischen Parlaments erfolgen. Ihr kommt 
somit eine entscheidende Rolle im Integrationsprozeß zu. 
1) Grabitz, BR-Anhörung, S. 19 und 42; Hellwig, in 
Symposium, s. 112; F.J. Klein, in Symposium, S. 126. 
2) Vgl. Vedel Pouvoirs 1977/2, S. 33. 
3) Vgl. Tomusohat EuR 11 (1976) Sonderheft, S. 62. 
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IV) Keine rechtliche Verpflichtng zur Übertragung 
Den drei Verfassungsnormen kann keine Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten zur Übertragung von Hoheitsrechten auf die 
EG übernommen werden. Das weitere Schicksal der europäischen 
Integration unterliegt damit weitgehend den politischen 
Opportunitätserwägungen der für die Übertragung 
Staatsorgane. Ihre Entscheidungen können 
zuständigen 
allenfalls 
daraufhin überprüft werden, ob die Grenzen des Ermessens 
überschritten worden sind. 
V) Gegenstand des Übertragungsaktes und Folgen der 
Übertragung für die innerstaatliche Rechtsordnung 
1) Gegenstand der Übertragung 
Die Zuerkennung erfolgt nach dem Wortlaut der untersuchten 
Vorschriften durch die ''Öbertragung von Hoheitsrechten" bzw. 
''Beschränkungen der Souveränität''. Trotz dieser unterschied-
lichen Formulierungen bes~eht Einigkeit darüber, daß Gegen-
stand der Übertragung nur einzelne Teile der umfassenden 
Staatsgewalt sind und nicht etwa die gesamte Souveränität. 
Die EG erlangt das Recht zur Ausübung einzelner Hoheitsbe-
Eugnisse, insbesondere Legislativkompetenzen. 
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2) Materiellrechtliche Folgen der Übertragung 
Trotz des unterschiedlichen Wortlauts des Art. 24 Abs. 1 GG, 
des Abs. 15 der Präambel der französischen Verfassung von 
1946 und des Art. 11 Cost. besteht weiterhin Einigkeit 
darüber, daß die Zuerkennug von Hoheitsrechten nicht zu 
einer Übertragung des Souveränitätstitels auf die EG führt. 
Vielmehr verzichten die Mitgliedstaaten auf Grund eines 
souveränen Aktes auf ihren innerstaatlichen Ausschließlich-
keitsanspruch und gestatten die unmittelbare Anwendbarkeit 
des Gemeinschaftsrechts auf ihrem Hoheitsgebiet.'' Dem 
dualistischen Verständnis entsprechend beschreiben die 
c.cost. und das BVerfG das Verhältnis des EG-Rechts zum 
nationalen Recht als dasjenige zweier autonomer, voneinander 
verschiedener Rechtsordnungen, die entsprechend der Kompe-
tenzverteilung im EWGV miteinander koordiniert sind. 2 ' Obwohl 
in der monstisch geprägten französischen Rechtsordnung diese 
Auffassung nicht haltbar ist, gelangen die Gerichte der drei 
untersuchten Mitgliedstaaten zu demselben Ergebnis, daß der 
nationale Gesetzgeber in der Lage ist, auch in den in die 
Gemeinschaftsrechtskompetenz fallenden Bereichen, Gesetze zu 
erlassen, die lediglich dort "nicht anwendbar" sind, wo das 
EG-Recht seine Wirksamkeit entfaltet. 3 > 
Diese Auslegung der drei untersuchten Verfassungsnormen 
steht im Widerspruch zumindest zur älteren Rechtsprechung 
des EuGH. Danach führt die Zuerkennung von Kompetenzen an 
die EG zu einem definitiven Ausscheiden der entsprechenden 
1) BVerfG NJ\1 40 (1987), 577, 579; C.cost. sentenza vom 
8.6.1984, Nr. 170, "S.p.A. Granital c. Amministrazione 
finanziaria", Giur. cost. 29 (1987) 1/2, 1098, 1114. 
C.C. 30.12.1976 "AssemblAe EuropAenne", J.O.R.F. (Lais 
et Decrets), 108 (1976), Nr. 305, 7651, 2. Considerant; 
vgl. dazu die Ausführungen unter A II 7. 
2) C.cost. sentenza vom 8.6.1984, Nr. 170, "S.p.A. Granital 
c. Amministrazione finanziaria", Giur. cost. 29 (1984) 
I/2, 1098, 1113; vgl. die entsprechenden Ausführungen 
des BVerfG in BVerfGE 22, 293, 296; 37, 271, 278; 52, 
187, 200; BVerfG NJ\1 40 (1987), 577, 579. · 
3) C.cost. sentenza vom 8.6.1984, Nr. 170, "S.p.A. Granital 
c. Amministrazione finanziaria", Giur. cost. 29 (1984) 
I/2, 1098, 1115; BVerfGE 31, 145, 174; C.cass. (Ch. 
mixte) 24.5.1975 "Administration des douanes c. societe 
Cafes Jacques Vabre et societe J. Weigel et Cie", G.P. 
95 (1975) II, 476, 477. 
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Hoheitsrechte bei den Mitgliedstaaten. 1 ) Das Gemeinschafts-
recht werde integraler Bestandteil des Rechts der Mitglied-
staaten.2) Mit diesem gemeinsam bilde es eine einheitliche 
Rechtsordnung, in der das EG-Recht Vorrang genieße. Der Vor-
rang führe dazu, daß früheres nationales Recht, soweit es 
mit dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar sei, unanwendbar 
werde. Gleichzeitig hindere er die Wirksamkeit des Erlasses 
neuer nationaler Rechtsnormen, die mit dem EG-Recht unver-
einbar sind. 3 ) 
Gegen diese Konzeption des EuGH spricht, daß die Hoheitsge-
walt der Gemeinschaft mehr ist, als die Summe der Hoheitsge-
walt der Mitgliedstaaten. Sie kann in Bereichen tätig 
werden, die zuvor allen Mitgliedstaaten verschlossen waren, 
wie z.B. dem Wirtschaftsverkehr zwischen den Mitglied-
staaten. 4 ) Läge ein definitives Ausscheiden der Hoheitsge-
walt und ihr Übergang auf die EG vor, so müßte die Gemein-
schaftsgewalt auch der Summe der Beschränkungen der mit-
gliedstaatliehen Hoheitsgewalten unterliegen. Dies würde die 
Effektivität der EG erheblich mindern, da vor Erlaß eines 
Gemeinschaftsrechtsaktes erst zu prüfen wäre, ob alle ver-
fassungsrechtlichen Beschränkungen der Mitgliedstaaten ein-
l) " Ausübung von Befugnissen ... , die nunmehr ihr [i.e. 
der EG) zustehen und daher nicht mehr in die Sphäre der 
staatlichen Souveränität fallen", EuGH Beschluß l/78, 
Slg. 1978 III, 2151, 2179; EuGH RS 6/64, S1g. X (196~). 
1251, 1271, spricht von "endgültigen'' Beschränkungen der 
Hoheitsrechte; in EuGH RS 7/71, Slg. XVII (1971), 1003, 
1018, heißt es: "Nur durch eine ausdrückliche Vor-
schrift des Vertrages können daher die so Übertragenen 
Aufgaben der Gemeinschaft wieder entzogen werden und die 
Materien, die ihr Gegenstand sind, in den alleinigen 
Zuständigkeitsbereich der Mitgliedstaaten zurückfallen." 
2) EuGH RS 6/64, Slg. X (1964), 1251, 1269: Die 
Rechtsordnung des EWGV ist " ... in die Rechtsordnungen 
der Mitgliedstaaten aufgenommen worden." 
3) EuGH RS 106/77, Slg. 1978 I, 629, 644. 
4) Vgl. Tomuschat, in BK, Art. 24 Rn. 15; Ipsen, EG-Recht, 
Anm. 9/33, S. 223; Darras/Pirotte R.T.D.E. 13 (1977), 
s. 715. 
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gehalten wurden. 1 ) Die Hoheitsgewalt der EG ist vielmehr 
originär. Sie ergibt sich aus den Gründungsverträgen und 
unterliegt nur den dort niedergelegten Beschränkungen. 2 ) 
Die Kompetenzen der EG haben eine andere Reichweite und sind 
anderer Rechtsnatur als die der Mitgliedstaaten. 3 ) 
In z••ei neueren Entscheidungen hat der EuGH seine Auffassung 
vom Verhältnis des Gemeinschaftsrechts zum nationalen Recht 
nunmehr folgendermaßen zum Ausdruck gebracht. In der RS 
168/85 vom 15.10.1986 stellte das Gericht fest, daß 
nationales Recht, das gegen EG-Recht verstößt, im Wege der 
nationalen Gesetzgebung abzuändern sei. Direkt anwendbare 
EG-Rechtsnormen könnten diese Änderung ebensowenig bewirken, 
wie reine innerstaatliche Verwaltungspraktiken, die der 
erforderlichen Publizität ermangelten. 4 ) Diese Entscheidung 
geht davon aus, daß das nationle Recht nicht unmittelbar vom 
EG-Recht beeinflußt werden kann. Vielmehr muß hiernach der 
innerstaatliche Gesetzgeber entsprechende notwendige An-
passungen des nationalen Rechts selbst vornehmen. Inwieweit 
sich in diesem Urteil eine Änderung der Rechtsprechung 
abzeichnet, bleibt abzuwarten. 
l) Maunz, in MDHS, Art. 24, I Anm. 5 a Rn, 7. 
2) Vgl. Ipsen, EG-Recht, Anm. 2/15, S. 56; Darras/Pirotte 
R.T.D.E. 13 (1977), S. 718. 
3) Philip, M•Hanges Pelloux, S. 279; Teitgen, in 
Luchaire/Conac, Preambule, VII, II, l, S. 54. 
4) " ... L'incompatibilite de la l€gislation nationale avec 
les dispositions du traite, meme directement applicables, 
ne peut @tre deEinitivement eliminee qu'au moyen de dis-
positions internes a caractere contraignant ayant la meme 
valeur juridique que celles qui doivent etre modifiees. 
Comme la Cour l'a d€clar€ dans une jurisprudence con-
stante relative ä la mise en Oeuvre des directives par 
les Etats membres, de simples pratiques administratives, 
par nature modifiables au gr€ de l'administration et 
d€pourvues d'une publicite ad€quate, ne sauraient etre 
consid€r€es comme constituant une ex€cution valable des 
Obligations du traite", EuGH RS 168/85, "Commission c. 
Republique Italienne", Urteil vom 15.10.1986, noch nicht 
veröffentlicht, haktegraphische Fassung, S. 9, Rn. 13. 
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In der RS 249/85 vom 21.5.1987 hat der EuGH hervorgehoben, 
daß der nationale Richter mit dem Gemeinschaftsrecht unver-
einbares innerstaatliches Recht 1'nicht anwenden" darf, wenn 
dies die verwirlclichung einer EG-Entscheidung verhindern 
würde.l) Die Rechtsfigur der Nichtanwendung entgegenstehen-
den nationalen Rechts ist in dieser Entscheidung vom EuGH 
übernommen worden. Die entsprechenden Äußerungen im Fall 
"Simmenthal II" schwankten dagegen noch zwischen der ~icht­
anwendung früherer nationaler Rechtsnormen und dem Ableugnen 
natio-jeglicher Rechtswirksamkeit späterer verabschiedeter 
2) 
naler Rechtsnormen. 
Die vom EuGH in seiner früheren Rechtsprechung vorgetragene 
These vom definitiven Ausscheiden der Hoheitsrechte und der 
Hinderung der Wirksamkeit des Erlasses neuer mit dem Gemei~­
schaftsrecht unvereinbarer nationaler Rechtsnormen diente in 
erster Linie der Verwirklichung des "Vorrangs
11 
des EG-
Rechts. In der wissenschaftlichen Diskussion wird heute ver-
mehrt die These vertreten, daß es sich beim Verhältnis des 
EG-Rechts zum nationalen Recht nicht um ein Rangproblem, 
l) " ... Il imoorte de souligner, en deuxieme lieu, que, aux 
termes de~ l'article 189, quatrieme alin€a, du traite, 
les aecisions sont obligatoires pour les destinataires 
qu'elleS aesignenet. Dans le cas des decisions adressee: 
aux Etats membres ce caractere obligatoire s' impose a 
tous les organes de l'Etat destinataire, y cornpris a ses 
juridictions. Il en r€sulte qu'en vertu de l~ .pr~maut~ 
du droit communautaire dont le principe a ete enonce 
dans l'arret du 15 juillet 1964 (Costa c. ENEL, 6/64, 
Rec. p. 1150) et precise dans l'arret du 9 mars 1978 
(Simmenthal, 106/77, Rec. p. 629), les juridictions 
nationales doivent s'abstenir d'appliquer toutes 
dispositions internes, et notamment, comme en l'esp€ce, 
celles concernant la concurrence deloyale et les ventes 
avec primes, dont la mise en oeuvre serait susceptible 
d'entraver l'execution d'une aecision communautaire", 
EuGH RS 249/85, "ALBAKO", urteil vom 21.5.1987, noch 
nicht veröffentlicht, hektographieehe Fassung, S. 9 f, 
Rn. 17. 
2) EuGH RS 106/77, Slg. 1978 I, 629, 644 Rn. 17/18 und 
21/23. 
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sondern ein Kollisionsproblem handelt. 11 Als mögliche Kol-
lisionsnormen werden dabei einerseits die Verfassungsnormen 
genannt, die die Grundlage der Übertragung von Hoheitsrech-
ten bilden, 21 andererseits die im EWGV getroffene Kompetenz-
verteilung.31 Das Gemeinschaftsrecht ersetzt das staatliche 
Recht nur im Rahmen des Anwendungsbereiches der EG-Grün-
dungsverträge. Die Mitgliedstaaten bleiben weiterhin in der 
Lage, auch auf den in die Gemeinschaftskompetenzen fallenden 
Gebieten rechtlich wirksam zu handeln. Dem entspricht die in 
dieser Studie aufgezeigte Interpretation der Verfassungsnor-
men der Mitgliedstaaten. Sie rlurnen dem Gemeinschaftsrecht 
einen "Anwendungs-" und keinen "Nichtigkeitsvorrang" ein. 
Auf dieser Linie dürften nunmehr auch die Urteile des EuGH 
in den Rechtssachen 168/85 und 249/85 liegen. 
Die Entwicklung der nationalen und der EuGH-Rechtsprechung 
zeigt eine Skala der möglichen Rechtsfolgen auf, die sich 
für gemeinschaftsrechtswidriges nationales Recht aus der 
Übertragung von Hoheitsrechten ergeben können: Seine unein-
geschränkte Gültigkeit aber Gerneinschaftsrechtswidrigkeit,'' 
seine Verfassungswidrigkeit, 5 > seine Nichtigkeit•> oder 
1) Tornuschat, in BK, Art. 24 Rn. 75; Ipsen, EG-Recht, Anrn. 
10/2, s. 259; Napoletano CornEStudi 17/18 (1985), s. 384, 
spricht von "Koordinationsproblern". 
2) Tornuschat, in BK, Art. 24 Rn. 17. 
3) Die C.cost. beruft sich auf den Vertrag und das hierzu 
ergangene innerstaatliche Ausführungsgesetz, vgl. 
C.cost. sentenza vorn 8.6.1984, Nr. 170, "S.p.A. Granital 
c. Arnrninistrazione finanziaria", Giur. cos t. 29 (1984) 
I/2, 1098, 1113 f. 
4) C:cost. sentenza vorn 7.3.1964, Nr. 14, "Costa c. ENEL", 
G1ur. cost. 9 (1964), 129, 160. In diesem Sinne wird man 
a~ch die ständige Rechtsprechung des C.E. auslegen 
rnussen, vgl. z.B. C.E. 1.3.1968 "Syndicat gAnAral des 
Fabricants de sernoules de France", Rec. Leben 1968, 149, 
und C.E. 22.10.1979 "Union dArnocratique du travail", 
Rec. Leben 1979, 383, 384. 
5) C.cost. sentenza vorn 30.10.1975, 
Cornmercio con 1' estero", Giur. 
2211' 2218. 
"I.C.I.C. c. Ministere 
cost. 20 (1975) III, 
6) EuGH RS 106/77, Slg. 1978 I, 629, 644. 
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seine Unanwendbarke1't, · sowe1t EG-Recht einschlägig ist. 1 > 
Interpretierte man das Verhältnis des Gemeinschaftsrechts 
zum nationalen Re ht · s· c lm lnne eines Rangverhältnisses inner-
halb einer einheitlichen Rechtsordnung, so müßte das höher-
rangige EG-Recht zur Nichtigkeit des nationalen Rechts 
führen. Faßt man das Verhältn1's des · Gemelnschaftsrechts zum 
nationalen Re ht 1 c a s das der Koordination zweier Rechts-
ordnungen auf, so scheint das nunmehr vorherrschende Nodell 
der Nichtanwendung des gemeinschaftsrechtswidrigen nationa-
len Rechts die · geelgnetste Rechtsfolge der Übertragung von 
Hoheitsrechten. Ob · h es Slc in der Praxis be;rährt' bleibt 
abzuwarten. 
3) Zuständigkeit zur Entschel'dun~ d ~ er Normenkollision 
H' t d . l em Schlcksal der gemeinschaftsrechtswidrigen nationalen 
Gerichtsinstanz Rechtsnorm ist die Frage verbunden, welche 
für die Entscheidung der Normenkollisl'on zuständig ist. Dies 
zeigt sich deutlich in der Diskussion um Art. 55 der 
französischen Verfassung von 1958 und um die Kompetenz der 
C.cost. s 't d owel avon ausgegangen wird, es handele sich um 
ein Normanwendungsproblem wird die E t h 'd 
' n sc e1 ung dem ein-
fachen Richter anvertraut.•> Soweit die Frage im Kontext der 
Verfassungsmäßigkeit einer innerstaatlichen Norm gesehen 
1) ~:derfGE 31. 145, 174; C.cass. (Ch. mixte) 24.5.1975 
m1nistration des douanes c. socl'"t" 
Vab t · "' "' Caf es Jacques re e societ~ J. Ieigel et C1'e" 476 477 ' G.P. 95 (1975) II, 
" ' ; C:ccst. sentenza vom 8.6.1984, Nr. 170, 
S.p.A. Gran1tal c. Amministrazione f' 
cost. 29 (1984) I/2 1098 111 lnanziaria", Giur. 
"ALBAKO" U t 'l ' ' 5; EuGH RS 249/85 
licht, h~kto~r=~his~~= 2i.5.1987, noch nicht veröffent~ 
2) Touff it . assung, S. 9 f, Rn. 17. 
a , Concluslons du Procureur general . Fall ~.cass. (Ch. mixte) 24.5.1975 "Administrat~~n des 
~~~~~~s e~·c·s~ciete Cafes Jacques Vabre et societe J. 
. . le ' G.P. 95 (1975) II S 474· Rlv.Dn.Eur. 2G (1986 ), S ' 13 . • , Vacca Dlr.com.scam.int. 23 (19841 , S. 209. ' Donnarumma 
-147-
wird, und mithin als Normgültigkeitsproblem, wird ein beson-
derer Spruchkörper (C.C. oder C.cost.) für zuständig gehal-
ten.'' 
Der EuGH vertritt die Auffassung, daß die Frage in die 
Kompetenz des einfachen Richters fällt und jedes andere 
Verfahren mit dem Gemeinschaftsrecht, insbesondere mit dem 
Grundsatz der "direkten Anwendbarkeit" des EG-Rechts unver-
einbar ist.•> Das BVerfG hat bereits 1971 dem einfachen 
Richter die Kompetenz zugestanden, gemeinschaftsrechtswidri-
ges nationales Rechtunangewendet zu lassen. 3 > Die C.cost. 
hat dies nach jahrelanger Diskussion in der Literatur 1984 
im Fall "Granital" anerkannt.•> In Frankreich ist die Frage 
offen. Die C.cass. bejaht sie seit der Entscheidung im Fall 
"Societe Cafes Jacques Vabre", der C.E. verneint sie in 
ständiger Rechtsprechung."' Die Stellungnahme des C.C. in 
der Entscheidung vom 15.1.19756 > wird zur Stützung beider 
Positionen herangezogen. 7 ' Sie ist daher wenig hilfreich bei 
der Beantwortung der Frage. Die Diskussion darüber, ob es 
sich um ein Normanwendungs- oder um ein Normgültigkeits-
problem handelt ist daher noch nicht abgeschlossen. 
1) Questiaux, Conclusions du Commissaite du gouvernement im 
Fall C.E. 1.3.1968 "Syndicat general des Fabricants de 
semoules de France", A.J.D.A. 24 (1968), S. 238; 
Hagelsteen, Conclusions du Commissaite du gouvernement 
im Fall C.E. 22.10.1979 "Union democratique du travail", 
R.D.P. 96 (1980), S. 538; ihnen folgend die gesamte 
Rechtsprechung des C.E., vgl. die Darstellung unter A II 
8 a; C.cost. sentenza vom 30.10.1975, Nr. 232, "I.C.I.C. 
c. Ministere Commercio con l'estero", Giur. cost. 20 
(1975) III, 2211, 2218. 
2) EuGH RS 106/77, Slg. 1978 I, 629, 644 f. 
3) BVerfGE 31, 145, 174. 
4) C.cost. sentenza vom 8.6.1984, Nr. 170, "S.p.A. Granital 
c. Amministrazione finanziaria", Giur. cost. 29 (1984) 
I/2, 1098, 116. 
5) C.cass. (Ch. mixte) 24.5.1975 "Administration des 
douanes c. societe Cafes Jacques Vabre et societe J. 
Weigel et Cie", G.P. 95 (1975) Il, 476, 477; C.E. 
23.11.1984 "Aff. Olivier Roujanski et autres", A.J.D.A. 
41 (1985)' 222' 223. 
6) C.C. 15.1.1975 "Interruption volontaire de la 
grossesse", J.O.R.F. (Lois et Decrets) 107 (1975), Nr. 
13' 671. 
71 Lagarde R.C.D.I.P. 64 (1975), S. 127 m.w.N.; Kovar 
C.D.E. 11 (1975), S. 649 m.w.N. 
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VI) Einräumung eines Vorrangs zuqunsten des EG-Rechts 
l) ~nnunq eines Anwendungsvorrangs des EG-Rechts 
Eine weitere Chance fÜr die Entwicklung des Gemeinschafts-
rechts liegt in der Anerkennung des "Vorrangs" des EG-Rechts 
iS eines Anwendungsvorrangs. Diese Rechtsfigur ist zur Ge-
währleistung der einheitlichen Anwendung des Gemeinschafts-
rechts erforderlich.!) Nach anfänglichen Widerständen wird 
die Verfassungsmäßigkeit der Einräumung eines "Vorrangs" zu-
gunsten des EG-Rechts nunmehr grundsätzlich anerkannt. Die 
mitgliedstaatliehen Gerichte verhelfen dem Gemeinschafts-
recht somit zur gleichmäßigen Anwendung. Hierdurch werden 
Diskriminierungen der Marktbürger auf Grund ihrer Nationali-
tät vermieden (Art. 7 EWGV), die sich aus der unterschied-
liehen Anwendung des EG-Rechts in den Mitgliedstaaten er-
geben könnten. 2 ) Nur so ist die Verwirklichung eines ge-
meinsamen Marktes möglich. 
Im Rahmen der Anerkennung des Anwendungsvorrangs zugunsten 
des Gemeinschaftsrechts bestehen allerdings noch folgende 
ungelöste Probleme. Der c.E. wendet in ständiger Recht-
sprechung späteres nationales Recht bei seinen Entscheidun-
gen an, auch wenn es gegen Gemeinschaftsrecht verstößt. 
Eines der höchsten Gerichte der Mitgliedstaaten läßt somit 
den Grundsatz des "Vorrangs• des Gemeinschaftsrechts unter 
Berufung auf die innerstaatliche Rechtsordnung außer Acht. 
Ein zweites offenes problern ist die Rechtsprechung des 
1) EuGH RS 6/64, Slg. X 
(1964), 1251, 1270; Constantinesco 
Anm. 597, s. 661; 
Ipsen, EG-Recht, Anrn. 
10/36 ff, 
s. 277 Ef spricht 
von der "Funktionsfähigkeit" 
des 
EG-Rechts; 
2) Vgl. EuGH RS 6/64, Slg. 
X (1964), 1251, 1270. 
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BVerfG zum Vorbehalt der Grundrechte. Schet"nt dieser Fragen-
u nunmehr auch ent-komplex durch den "Solange II" - Beschl ß 
ge ost zu sein, so ist schärft und in der Praxis weitgehend 1 .. 
' a as BVerfG den Vorrang nichtsdestoweniger festzustellen d ß d 
des Gemeinschaftsrechts nicht unumschränkt gewährleistet. 
Schließlich schränkt die Bereitschaft der C.cost., bewußt 
gemeinschaftsrechtswidrige italienische Gesetze als gern Art. 
ll Cost. gerechtfertigt und somit verfassungsmäßig anzu-
des ''Vorrangs'' des Gemeinschafts-
unter einen Vorbehalt zugunsten 
des nationalen Rechts, der nach 
sehen, die Verwirklichung 
rechts ein. Sie stellt ihn 
1 
politischen Erwägungen aus-
geübt wird. ) 
2) Rechtsgrundlage des Vorrangs 
oc ' worin die rechtliche Grundlage des Ungeklärt ist n h 
e en tst. Während der EuGH ihn aus dem Erfor-"Vorrang'' zu 8 h . 
dernis der einheitlichen besondere Anwendung des EG-Rechts' d. h. ins-
aus Art. 189 Abs. 2 EWGV ableitet,2) 
die nationalen Gerichte auf stützen sich innerstaatliches Recht. Das 
Art. 24 Abs. 1, Art. 59 Abs. 2 
Satz 1 GG ergangenen innerstaatlichen zum . Rechtsanwendungsbefehl 
BVerfG verweist auf den gern 
.. . EWGV, der stch auf Art. 189 Abs. 2 EWGV erstreck 3) 
Ahnllch geht die C.cost. e. 
die Ausführungsgesetze vor:u died::n auf Art. 11 Cast. und 
EG-Gründungsverträgen 
l) Vgl. grundsätzlich zu d" Meersch, Conclusions dut:sern Fragenkreis Ganshof van der 
2) 
3) 
de cassation belge 27.5 l~ocu~eur general im Fall Cour 
Franeo Suisse 'Le Ski'. ,,71 Etat belge c. Fromagerie 





.T.D.E. 21 (1985), S 337 
h ' g. X (1964) 1251 . . 
errschende Lehra im , , 1270; ebenso die wohl 
Nachweise unter ~ I 9 deutschen Schrifttum, vgl. die 
BVerfG NJW 40 " ( 1987)' 577' 580. 
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stützt. 1 ) Die C.cass. beruft sich 
55 der französischen Verfassung 
ausschließlich auf Art. 
von 1958. 2 ) Diese diver-
gierende Rechtsprechung ergibt sich vor allem daraus, daß 
die Gerichte zunächsteinmal bemüht sind, juristische Fragen 
mit den Mitteln derjenigen Rechtsordnung zu lösen, auf die 
sich ihre Jurisdiktionsgewalt erstreckt. Die Vorbehalte, die 
Procureur general Touffait gegen die Begründung aus dem na-
tionalen Recht vorgetragen hat, haben sich als nicht stich-
haltig erwiesen. Weder die deutsche noch die italienische 
Verfassung enthalten eine dem Art. 55 der französischen Ver-
fassung entsprechende Vorschrift. Trotzdem ist auch in 
diesen beiden Rechtsordnungen der Anwendungsvorrang 
gunsten des Gemeinschaftsrechts anerkannt worden. Daß 
zu-
sich 
BVerfG und c.cost. dabei auf Art. 24 GG und Art. ll Cast. 
jeweils im zusammenspiel mit dem innerstaatlichen Anwen-
dungsbefehl zum EWGV stützen, geht auf das dualistische Ver-
ständnis vom Verhältnis des nationalen Rechts zum Völker-
recht in diesen beiden Rechtsordnungen zurück. Die Anerken-
nung des ''Vorrangs" in allen drei Rechtsordnungen zeigt, daß 
dualistisch geprägte Rechtskreise hierfür ebenso geeignet 
sind wie monistische, z.B. derjenige Frankreichs. Diese Be-
obachtung ist ein Indiz dafür, daß die vom EuGH im 
"Simmenthal II" - Urteil gewählte einheitliche Konzeption 
des Verhältnisses von Gemeinschaftsrecht zum nationalen 
Recht)) zur Begründung des "Vorrangs" nicht erforderlich 
ist. Ob die Frage nach der Begründung des "Vorrangs" des Ge-
meinschaftsrechts überhaupt einer einheitlichen Beantwortung 
zugänglich ist, ist offen. Fest steht nur, daß die Gewähr-
leitsung eines Anwendungsvorrangs des Gemeinschaftsrechts zu 
dessen einheitlicher Anwendung notwendig ist. 
1) c.cost. sentenza vom 8.6.1984, Nr. 170, "S.p.A. Granital 
c. Amministrazione finanziaria", Giur. cost. 29 (1984) 
I/2, 1098, 1113 f. 
2) c.cass. (Ch. mixte) 24.5.1975 ''Administration des 
douanes c. societe Cafes Jacques Vabre et societe 
J. Weigel et Cie", G.P. 95 (1975) II, 476, 477. 
3) EuGH RS 106/77, Slg. 1978 I, 629, 644. 
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VII) Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit von EG-Rechtsakten 
Eine deutliche Grenze für die Entwicklung des EG-Rechts bil-
det die vom BVerfG und der C.cost. ausgeübte Kontrolle der 
Verfassungsmäßigkeit von EG-Rechtsakten. Diese wird zwar nur 
in Extremfällen akut, d.h. wenn die EG-Rechtsordnung keinen 
dem GG ensprechenden Grundrechtsschutz mehr gewährleistet
1 ) 
oder Art. 189 EWGV so extensiv ausgelegt werden sollte, daß 
er zu Verletzungen der fundamentalen Verfassungsprinzipien 
Italiens 
tigt 2 ) 
oder 
Die 
der unveräußerlichen Menschenrechte ermäch-
in diesen Fällen ausgeübte Kontrolle des 
Sekundär- oder sogar des Primärrechts der Gemeinschaft 
stellt jedoch die gleichmäßige Anwendung des EG-Rechts in 
Frage. Dies ist mit dem Diskriminierungsverbot des Art. 7 
EWGV unvereinbar. 3 ) 
Darüberhinaus stellt eine Überprüfung des Ratifikations-
oder des Ausführungsgesetzes die weitere Beteiligung des 
Mitgliedstaates an der Gemeinschaft in Frage. Dieser 
dauernde Schwebezustand ist mit dem Vertrauen der Vertrags-
partner auf den Fortbestand des Vertrages unvereinbar. Nach 
jahrelanger Anwendung des Vertrages kann nicht plötzlich ein 
Mitgliedstaat verfassungsrechtliche Bedenken gegen ihn 
erheben. 4 ) Zumal diese gern. Art. 27 WVRK ohnehin für die 
Wirksamkeit des völkerrechtlichen Engagements unbeachtlich 
sind. 
l) BVerfG NJW 40 (1987), 577, 582. 
2) C.cost. sentenza vom 27.12.1973, Nr. 183, "Frontini ed 
altri c. Amministrazione finanze", Giur. cost. 18 (1973) 
II, 2401, 2420; C.cost. sentenza vom 8.6.1984, Nr. 170, 
"S~p.A. Granital c. Amministrazione finanziaria", Giur. 
cost. 29 (1984) I/2, 1098, 1116. 
3) EuGH RS 6/64, Slg. X (1964), 1251, 1270. 
4) Constantinesco R.T.D.E. 2 (1966), S. 20; Barav R.T.D.E. 
21 (1985)' s. 340. 
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VIII) Keine Gründung eines europäischen Bundesstaates und 
nur begrenzte EG-interne Kompetenzerweiterung 
Die drei untersuchten "Integrationshebel"l) bilden keine 
Grundlage für die Eingliederung der Bundesrepublik, Frank-
reichs und Italiens in einen europäischen Bundesstaat. Eine 
EG-interne Kompetenzerweiterung ist ebenfalls nur im Rahmen 
der von den Gründungsverträgen festgelegten Zuständigkeiten 
und Ziele zulässig. Auch sind die in den Verfassungen der 
Mitgliedstaaten niedergelegten Strukturprinzipien und Men-
schenrechte zumindest in ihrem Kern bei der Zuerkennung von 
Hoheitsrechten zu beachten. Diese drei Einschränkungen er-
klären sich auf dem Hintergrund der verfahrensrechtlichen 
Erleichterung der Integration. Genügt hierfür die Verab-
schiedung eines Gesetzes mit einfacher Mehrheit, um die Zu-
stimmung des Parlaments zum Ausdruck zu bringen, so sollen 
doch nicht die Existenz des Staates oder seine Grundprin-
zipien zur Disposition des einfachen Gesetzgebers gestellt 
werden. 
Ein weiterer Grund für die aufgezeigten Grenzen liegt darin, 
daß die Übertragung von Hoheitsrechten nicht zu einem 
Wechsel des Souveränitätstitels von den Mitgliedstaaten auf 
die Gemeinschaft führt. Die EG beruht auf dem Prinzip der 
competence d'attribution. Die Residualhoheit liegt weiterhin 
bei den Mitgliedstaaten. Sie entscheiden über den Umfang der 
Kompetenzen der Gemeinschaft. 
1) Dieser Begriff geht auf Ipsen, Bensheim Referat, S. 26, 
zurück, vgl. Ipsen, EG-Recht, Anrn. 2/20, S. 58. 
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IX) Kooperationswilligkeit der Gerichte 
Eine m.E. nicht zu unterschätzende Chance für die Integra-
tion liegt schließlich in der-Bereitwilligkeit der höchsten 
Gerichte der Mitgliedstaaten, mit dem EuGH zusammenzuarbei-
ten. Das BVerfG hat in seinem "Solange II" Beschluß den 
vorbehalt der Überprüfung des Sekundärrechts der Gemein-
schaft zwar grundsätzlich aufrechterhalten. Nichtsdesto-
weniger hat es den mit der einheitlichen Anwendung des Ge-
meinschaftsrechts unvereinbaren Vorbehalt zugunsten der im 
GG gewährleisteten Grundrechte aus dem "Solange 1 11 
Beschluß umgekehrt und die Grundrechtsrechtsprechung des 
EuGH anerkannt. Es hat nicht an seiner Forderung nach einem 
geschriebenen Grundrechtskatalog, der von einem un-
mittelbar demokratisch legitimierten, aus allgemeinen Wahlen 
hervorgegangenen [Parlament], das Gesetzgebungsbefugnisse 
besitzt und dem die zur Gesetzgebung zuständigen Gemein-
schaftsorgane politisch voll verantwortlich sind ver-
abschiedet worden ist, 1 ) festgehalten. Das Gericht hat sich 
somit der EG-Realität angepaßt und von zuvor aufgestellten 
Bedingungen gelöst, die zu stark an der deutschen Rechtsord-
nung orientiert waren. Zudem hat es den EuGH als "gesetz-
lichen Richter" iSd Art. 101 Abs. l Satz 2 GG anerkannt und 
hiermit neben das Vorabentscheidungsverfahren nach Art. 177 
EWGV eine weitere verfahrensrechtliche Verbindung von natio-
naler und EG-Rechtsordnung geschaffen. 
Die C.cass. hat in der Entscheidung "Societe Cafes Jacques 
Vabre" mit der französischen Tradition gebrochen, nach der 
die Gerichte die vorn Parlament beschlossenen Gesetze ohne 
Prüfung anzuwenden haben. Sie gewährleistet so die "direkte 
Anwendbarkeit" des Gemeinschaftsrechts in Frankreich. Die 
l) BVerfGE 37, 271, 280. 
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c.cost. schließlich hat vom Urteil "Costa c. ENEL", in dem 
sie einen "Vorrang" des EG-Rechts rundweg ablehnte, über die 
Entscheidung ''Frontini'' bishin zum Fall ''Granital'', in dem 
sie die Gewährleistung des "Vorrangs" in die Hände des ein-
fachen Richters legt, eine Anpassung an die Rechtsprechung 
des EuGH vorgenommen. Im Urteil "Frontini" hat sie sich vom 
dualistischen Dogma der "Costa c. ENEL" - Entscheidung ge-
löst, und den bereits in der Rechtssache "Costa c. ENEL" vom 
. 1) 
EuGH geforderten "Vorrang" des Gemeinschaftsrechts aner-
kannt. In ''Granital" "liberdenkt" es seine "Frontini" -
Rechtsprechung und folgt der vom EuGH im Fall "Simmenthal 
II" aufgestellten These, nach der die "direkte Anwendbar-
keit" des Gemeinschaftsrechts von allen Gerichten zu gewähr-
leisten ist, 2 ) ohne einen Grund für dieses "Überdenken" zu 
nennen. 
3) 
so haben das BVerfG in 12 und die C.cost. in 20 Jahren ihre 
Rechtsprechung der vom EuGH interpretierten EG-Rechtsordnung 
angepaßt. Die c.cass. mußte sogar mit der gesamten französj-
schen Gerichtstradition brechen. In diesem Verhalten zeigt 
sich eine Bereitwilligkeit der obersten Gerichtshöfe der 
Mitgliedstaaten, mit dem EuGH zusammenzuarbeiten. Dies er-
öffnet der Entwicklung des Gemeinschaftsrechts neue Möglich-
keiten. Ist es doch nicht, wie von den Gründungsvätern er-
hofft,4) der Ministerrat und auch nicht das Europäische 
Parlament, in das anläßlich der ersten Direktwahlen 1979 
große Hoffnungen gesetzt worden waren, sondern der EuGH, de·r· 
die Entwicklung des Gemeinschaftsrechts entscheidend geför-
dert hat. Erinnert sei nur an seine gesamte Rechtsprechung 
zum Schutz der Grundrechte in der EG. Von manchen wird der 
Gerichtshof bereits heute der "Motor der Integration" 
genannt. 
1) EuGH RS 6/64, S1g. X (1964), 1251, 1269 f. 
2) EuGH RS 106/77, Slg. 1978 I, 629, 644. 
3) Vgl. die Kritik bei Tizzano Foro It. 107 (1984) I/2, 
Sp. 2070. 
4) Teitgen, S. 421. 
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Sch1ußbemerkun_g_ 
Die vorliegende Studie zeigt, daß die drei untersuchten Ver-
fassungsnormeH nicht so 
können, wie es nach den in 
eindeutig interpretie~t werden 
der Einleitung wiedergegebenen 
Zitaten den Anschein hat. Die vagen Formulierungen in Art. 
24 Abs. GG, Abs. 15 der Präambel der französischen Verfas-
sung von 1946 und Art. 11 Cost. enthalten eher ein politi-
sches Bekenntnis denn eine feste juristische Konzeption vom 
zusammenspiel ''supranationaler'' Organisationen und ihrer 
Mitgliedstaaten. Sie bereiten zwangsläufig den Boden für 
langwierige Auseinandersetzungen. 
Einige Fragen, wie z.B. diejenigen nach den formellen Vor-
aussetzungen der Übertragung und dem Erfordernis der "struk-
turellen Kongruenz" der Gemeinschaftsrechtsordnung und der 
nationalen Rechtsordnungen, konnten in einer ~ie europäische 
Integration fördernden Weise beantwortet werden. In anderen 
Punkten, wie z.B. der EG-internen Kompetenzerweiterung und 
der Gründung eines europäischen Bundesstaates, werden die 
verfassungsrechtlichen Grenzen der Entwicklung der Gemein-
schaften deutlich. Daneben steht eine Reihe offener Fragen, 
wie die nach dem Schicksal der gemeinschaftsrechtswidrigen 
nationalen Rechtsnorm und nach der Begründung des 11 Vorrangs 11 
des Cemeinschaftsrechts. 
Die Bereitwilligkeit der obersten Gerichtshöfe der Mitglied-
staaten, gerneinsam mit dem EuGH an der Fortentwicklung des 
Gemeinschaftsrechts zu arbeiten, ist wohl das ermutigendste 
Ergebnis dieser Studie. Der Schlüssel zur Lösung einiger der 
hier aufgezeigten Fragen dürfte in der Erweiterung der Kom-
petenzen des Europäischen Parlaments liegen. In den Mit-
gliedstaaten herrscht zwischen den Verfassungsorganen ein 
austariertes Kräfteverhältnis. In den Europäischen Gemein-
schaften muß dieses erst noch gefunden werden. 
I 
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